itung⸗ 


N 157. 


Dinstag den 10. Juli 


1849. 


Preußen. 

Berlin, 7. Juli. Se. Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: dem vormaligen Oberlandesge⸗ 
richtsſekretär und Bureaguchef beim Oberlandesgericht 
in Bromberg, Hofrath Sammet zu Thorn, den ro⸗ 
then Adlerorden vierter Klaſſe; ſowie dem Küſter und 
Schullehrer Johann Friedrich Braun zu Mildenberg, 
Regierungsbezirk Potsdam, das allgemeine Ehrenzeichen 
zu verleihen. 

(Cirkulare an fümmtlihe Herren Regie⸗ 

rungspräſidenten.) Der § 28 der Wahlordnung 
vom 30. Mai d. J. hat mich ermächtigt, den Tag 
der Wahl der Abgeordneten feſtzuſetzen. Ich beſtimme 
als ſolchen den 27. Juli. d. J. Dieſer Termin iſt durch 
die Amtsblätter und außerdem jedem Wahlkommiſſarius 
bekannt zu machen, auch dafür zu ſorgen, daß die for⸗ 
mellen Beſtimm ungen der Wahlordnung überall gleiche 
mäßig zur Anwendung kommen. — Hierdurch iſt aber 
Ew. ıc. Aufgabe und die Aufgabe der Ihnen nachge⸗ 
ordneten Behörden nicht erfepöpfes es liegt Ihnen ob, 
den Inhalt der Verordnung über die Ausführung der 
Wahl gegen Mißdeutungen und das Ergebniß der 
Wahl gegen ungeſetzliche Einwirkungen der Partei in 
Schutz zu nehmen, welche an die von ihr gewünſchte⸗ 
Mangelhaftigkeit der Wahl oder an deren erſtrebte Ver⸗ 
eitelung ihre letzte Hoffnung zu knüpfen ſcheint. So 
entſchieden eine amtliche Einwirkung auf den Ausfall 
der Wahlen zu mißbilligen wäre, ſo gewiß liegt es in 
dem Berufe der Behörden, jeder falſchen Auffaſſung 
der Wahlordnung, jeder Verdächtigung ihrer Zwecke 
und Beweggründe — durch Belehrung und Verſtändi⸗ 
gung — der verſuchten Einſchüchterung der Wähler 
aber durch alle geſetzlichen Mittel entgegenzutreten. 


Diejenigen, welche überhaupt Ordnunng und Geſetz auf- 


recht zu erhalten haben, ſind namentlich dafür verant⸗ 
wortlich, daß von dem entfchei-ungsvollen Wahlakt 
jeder ſtörende Einfluß fern und dem Willen der Wähler 
die volle Freiheit bleibe. — In dieſer Hinſicht empfehle 
ich beſonders die ſtrenge Ausführung des 22 a. a. O., 
welcher in den Wahlverſammlungen jede Diskuſſion 
unterſagt und Beſchlußnahmen nicht geſtattet. Der 
Wahltermin iſt einzig und allein zur Stimm = Abgabe 
beſtimmt, und es muß von denjenigen, welche in ihm 
erſcheinen, vorausgeſetzt werden, daß ſie zu dieſem 
Zwecke erſcheinen. Sollten daher einzelne Wähler, ſtatt 
zu wählen, in allgemein en Proteſten ſich ergehen, ſo 
würden ſie dadurch die Regeln des Wahlaktes verletzen, 
und als ſolche, die Unordnung in die Wahlhandlung 
zu bringen beabſichtigen, denjenigen Maßregeln zu un⸗ 
terwerfen fein, welche der Wahlvorſteher zur ordnungs⸗ 
mäßigen Behandlung des Wahlgefchäfts für erforder⸗ 
lich erachtet. Desgleichen müſſen da, wo gewaltthä⸗ 
tige Störungen der Wahlen zu beſorgen ſein möchten, 
Mittel, ihnen mit Erfolg zu begegnen und dem Geſetze 
Geltung zu verſchaffen, bereit gehalten und erforderli⸗ 
chen Falles bereit gehalten werden. — Die Regierung 
Sr. Majeſtät des Königs iſt ſich bewußt, frei von 
allem dem Geiſte der Verfaſſundsurkunde wider⸗ 

rebenden Tendenzen einen Wahlmodus verändert 


zu haben, der den Ausfall der Wahl zu einer 
Unwahrheit machte, weil er die Mannigfaltig⸗ 
keit der Lebensverhältniſſe, die vielgetheilte Un⸗ 


gleichheit der Bildung und des Beſitzes ignorirte, dieſe 
Grundlagen des Volkslebens und ſeiner naturgemäßen 
Entwickelung, dem Zufall der Kopfzahl und den daran 
ſich knüpfenden unberechtigten Einwirkungen unterord⸗ 
nete. Jener Wahlmodus, hervorgegangen aus einer 
mächtig aufgeregten Zeit ſtaatlicher Erſchütterung, hat 
dem Lande zweimal eine parlamentariſche Witkfamkeit 
vorgeführt, die nach dem Zeugniß ihrer Erfolge keine 
Kraft zum Schaffen, aber eine ſo große Gewalt im 
Verneinen beſaß, daß jetzt die urtheilsfähige Mehrheit 
über die Unmöglichkeit einig iſt, auf dieſem Wege zur 
Ruhe und Wohlfahrt des Landes zu gelangen, Je⸗ 
mehr aber eine ſolche Volksvertretung zur innerlichen 
Aufreibung und Zerrüttung zu fühten drohte, deſto 
mehr wandte ſich der geſunde Sinn des Volkes von 
der früheren Erregtheit zur Beſonnenheit und zur ruhi⸗ 
gen Erwägung. — Es bildete ſich ein unverkennbarer 
Umſchwung in der öffentlichen Meinung, welcher vor 
allem die Mäßigung wechſelſeitiger Gegenſätze verlangte. 
Dieſes Ziel war nicht zu erreichen, ohne Aenderung 
des Wahlmodus, und wenn die Regierung dieſe Aen⸗ 


alle, denen es einmal gewährt war, bewirkt hat, ſo hat 
ſie einer gebieteriſchen Forderung der Zeit entſprochen. 


verleugnen, glaubt ſie dadurch den Grund zu einer 
Volksvertretung gelegt zu haben, die nicht blos die 
auflöſenden, ſondern auch die erhaltenden und bildenden 
Kräfte im Leben des Staats zur Geltung bringen wird. 
Dieſe Hoffnung aber und der Zweck der Verordnung 
würde vereitelt werden, wenn man geſtatten wollte, 
daß die Wahlen unter dem Terrorismus einer aufge⸗ 
regten Menge vorgenommen und dabei geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen verletzt würden. Die Behörden werden 
daher in dieſer Beziehung, wie volle Unparteilichkeit, 
ſo auch allen Ernſt und Nachdruck zur Anwendung zu 
bringen haben. — Es iſt kaum zu beſorgen, daß dieſe 
Geſichtspunkte, ſo fern ſie nur beſtimmt und deutlich 
hingeſtellt werden, in Ihrem Verwaltungsbezirke miß⸗ 
kannt werden möchten. — Die Geſchichte hat inmitten 
des Sturmes politiſcher Leidenſchaften nicht ſtillgeſtan⸗ 
den, ſondern iſt ihren großen Gang ruhig fortgegangen; 
durch ſehr traurige Thatſachen hat ſie auch, den Zwei⸗ 
felnden belehrt, daß der Aufruhr und die methodiſche 
Bekämpfung einer ſtarken, ordnungsliebenden Regie⸗ 
rungsgewalt, mit welchen ſcheinbaren Vorwänden man 
ſie auch beſchönigen möge, nothwendig zum Verderben 
führen. Die Entſcheidung über die Lebensfähigkeit ge⸗ 
wiſſer extremer Richtungen iſt gefällt und über die 
Zwecke ihrer Träger und Vertreter waltet kein Zweifel 
mehr ob, ſeit ſie einen blutigen Krieg in Deutſchland 
entzündet, Fremdlinge als Führer an die Spitze ihrer 
Streiter geſtellt und das Ausland zu Hülfe gerufen 
haben. Dieſes ſchmachvolle Verfahren hat wenigſtens 
das Gute gewirkt, daß ein verblendeter Theil des deut⸗ 
ſchen und preußiſchen Volkes aus den Feſſeln ſchwerer 
Irrthümer befreit und auch bei den Schwankenden das 
Bewußtſein gegründet iſt, daß jetzt alle edlen Männer, 
alle Freunde des Vaterlandes ſich die Hand reichen 
und um die Grundſteine der Einheit und Ordnung 
ſchaaren müſſen. Wir Preußen dürfen mit gerechtem 
Stolze auf eine große Aufgabe hinblicken. Während 


Gauen die Bollwerke der Schreckensherrſchaft nieder: 
zuwerfen, iſt es uns beſchieden, die erſten Schritte zur 
Verwirklichung eines einheitlichen Deutſchlands zu thun. 
Wir werden uns dieſes Berufs würdig zeigen, wenn 
wir in Einigkeit und Treue zunächſt an den inneren 
Ausbau unſeres engeren Vaterlandes, an die Befeſti⸗ 
gung derjenigen Autorität des Geſetzes und der voll⸗ 
ziehenden Macht, ohne welche keine öffentliche Wohl⸗ 
fahrt denkbar iſt, die ordnende Hand anlegen. Ich 
gebe mich der Hoffnung hin, daß eine große Mehrheit 
der Wähler den Muth dieſer Ueberzeugung bei den be⸗ 
vorſtehenden Wahlen bethätigen, daß fie in gerechter 
Würdigung der Lage des Vaterlandes, ohne Rückſicht 
auf politiſche Meinungs⸗Verſchiedenheiten, dem Wahl⸗ 
akte ihre volle Theilnahme zuwenden wird. — Ich 
halte dafür, daß eine offene Darlegung der thatſächli⸗ 
chen Verhältniſſe und der Abſichten der Regierung, wie 
ich ſie vorſtehend angedeutet habe, am beſten ges 
eignet iſt, den Saamen des Mißtrauens und der 
Zwietracht, für welchen Böswillige in dem Wahl⸗ 
akte ein fruchtbares Feld zu finden hoffen, unſchädlich 
zu machen, und erſuche Sie, in der Ihnen geeignet 
erſcheinenden Weiſe dahin zu wirken, daß die Wahlen 
zur Verſtändigung und zum feſten Aneinanderſchließen 
derjenigen führen, welche, bei aller Verſchiedenartigkeit 
der Anſichten über die Zweckmäßigkeit der Mittel, dafs 
ſelbe unverrückbare Ziel vor Augen haben: die feſte 
Begründung geſetzlich geordneter Zuſtände, die dauernde 
Sicherung der Wohlfahrt des Vaterlandes. 
Berlin, den 7. Juli 1849. 
Der Miniſter des Innern. 
(gez.) von Manteuffel. 


Monats- Ueberſicht der preußiſchen Bank, 
gemäß § 99 der Bankordnung vom 5. Oktober 1846. 


Aktiva. 

1) Geprägtes Geld und Barren .. 16,027,300 Nele, 
2) Kaſſen⸗Anweiſungen und Dar⸗ 
lehnskaſſenſcheinre . . 4,233,100 

3) Wechſel⸗Beſt ande 11,114,800 
4) Lombard Beſtände . 11,252,200 
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Weit entfernt, den konſtitutionellen Standpunkt zu 6 Banknoten im Umlauf 


unſer Heer dazu berufen ſcheint, in den deutſchen 


7 


derung, unter ſtrenger Feſthaltung des Wahlrechts für , 5) Staats⸗Papiere, verſchiedene For⸗ 


derungen und Aktiva . . . . 13,197,400 


Paſſi va. 
. + 18,630,800 Rtlr. 
20,337,000 


7 


7) Depoſiten⸗Kapitalien 
8) Darlehne des Staats in Kaſſen⸗ 
Anweiſungen (nach Rückzahlung 
von 4,900,000 Rtl. okr. 9 29 
der Bank⸗Otdnung vom 5. 


E 
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Oktober 18460)) 1,100,000 „ 
9) Guthaben der Staatskaſſen, In⸗ 

ftitute und Privatperſonen, 

mit Einſchluß des Giro⸗Ver⸗ 

EIER N ; 3,558,900 „ 


Berlin, den 30. Juni 1849. 

Königl. preuß. Hauptbank⸗Direktorium. 
(gez.) v. Lamprecht. Witt. Reichenbach. Meyen. 
Schmidt. Woywod. a 

Dem Fabrikenbeſitzer A. Borſig hierſelbſt iſt unter 
dem 30. Juni 1849 ein Patent auf eine durch Zeich⸗ 
nung und Beſchreibung dargeſtellte Verbeſſerung der 
Windmühlenflügel und auf Vorrichtungen zur ſelbſt⸗ 
thätigen Regulirung derſelben, ſoweit ſolche für neu 
und eigenthümlich erkannt worden ſind, für den Zeit⸗ 
raum von fünf Jahren, von jenem Tage an gerechnet, 
und für den Umfang der Monarchie ertheilt worden. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der Flütſt 
Adolph zu Bentheim-Tecklenburg-Rheda, 
von Rheda. Der Herzog von Melford, von Lon⸗ 
don. — Abgereiſt: Se. Excellenz der Staats⸗ und 
Miniſter des Innern, Freiherr von Manteuffel, 
nach Baruth. Der General-Major à la Suite Sr. 
Majeſtät des Königs, Graf von Brühl, nach der 
Provinz Preußen. Se. Excellenz der k. hannoverſche 
Staatsminiſter, Dr. Stüve, nach Hannover. 

Berlin, 6. Juli. (Preuß. Staats⸗Anz.) Indem 
wir in Nachſtehendem den im Finanzminifterium vor⸗ 
läufig aufgeſtellten Entwurf eines Geſetzes wegen Ein⸗ 
führung einer Einkommen⸗ und Klaſſenſteuer zur öf⸗ 
fentlichen Kenntniß bringen, laſſen wir demſelben zur 
näheren Erläuterung der Hauptgrundſätze den weſent⸗ 
lichen Inhalt der dazu gehörigen ausführlicheren Denk 
ſchrift folgen, indem wir es für erwünſcht erachten, 
daß von der ſchließlichen Berathung im Miniſterium 
und vor der Vorlage des Entwurfs an die Kammern, 
behufs etwaniger Modifikation deſſelben, ſich die öffent⸗ 
liche Meinung darüber durch die Preſſe nach allen 
Richtungen hin vernehmen laſſen möge. 

Geſetz⸗ Entwurf, 
die Einführung einer 
Einkommen- und Klaſſeuſtener 
betreffend. 

$ 1. Die im § 1 des allgemeinen Abgabengeſetzes 
vom 30. Mai 1820 unter g angeordnete Klaſſen⸗ 
Steuer, ſo wie die unter h angeordnete Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer, werden vom ten ab auf⸗ 
gehoben. 

§ 2. An die Stelle dieſer Steuern tritt für den 
Umfang des ganzen Staats 

a) eine Einkommenſteuer für diejenigen Einwohner, 

deren geſammtes jährliches Einkommen die Summe 
von 400 Rthlrn. erreicht oder überſteigt, und 

b) eine neue Klaſſenſteuer für diejenigen Einwohner, 

deren jährliches Einkommen den Betrag von 400 
Rthlrn. nicht erreicht. 

Erſter AUT dh nit, 
Vorſchriften für die Veranlagung und 
Erhebung der Einkommenſteuer. 

§ 3. Der Einkommenſteuer ſind unterworfen alle 
Einwohner des Staats, mit Einſchluß der im Aus⸗ 
lande ſich aufhaltenden Staats⸗Angehörigen, welche 
ſelbſtſtändig ein jährliches Einkommen von 400 Rehlrn. 
oder darüber beziehen. 

4. Wegen des Einkommens aus ihrem im Aus⸗ 
lande belegenen Grundeigenthum ſind preußiſche Staats⸗ 
Angehörige von der Einkommenſteuer freizulaſſen, wenn 
ſie den Nachweis führen, daß ſie wegen jenes Grund⸗ 
Eigenthums dort einer Einkommenſteuer unterliegen. 

§ 5. Auch Ausländer, welche im Inlande Grund⸗ 
Eigenthum beſitzen, find, ſofern die Geſammtheit deſ⸗ 
ſelben ein Einkommen von 400 Rthlrn. oder darüber 
gewährt, in Anſehung des letzteren zur Entrichtung der 
Einkommenſteuer verpflichtet. — Andere Ausländer da⸗ 


gegen find diefer Steuer nur dann unterworfen, wenn 
fie ſich länger als ein Jahr im preußifchen Staat 
aufhalten. 5 

8 6. An Steuer wird jährlich entrichtet: 

a) von einem Einkomen bis einſchließlich 1000 Rthlrn. 
den Satz von 3 Prozent; 

b) bei einem Einkommen bis einſchließlich 2000 Rthlr. 

von dem Betrage bis 1000 Rthlr. einſchließ⸗ 
lich der Satz zu a, 

von dem Betrage über 1000 Rthlr. der Satz 
von 3½ Prozent; 

e) bei einem Einkommen bis einſchließlich 4000 Rthlr. 
von dem Betrage bis 2000 Rthlr. einſchließ⸗ 

lich der Satz zu b, 
von dem Betrage über 2000 Rthlr. der Satz 
von 4 Prozent; 

d) bei einem Einkommen bis einſchließlich 6000 Rthlr. 

von dem Betrage bis 4000 Rthlr. einſchließ⸗ 
lich der Satz zu c, 

von dem Betrage über 4000 Rthlr. der Satz 
von 4% Prozent; 

e) bei einem noch höheren Einkommen 

von dem Betrage bis 6000 Rthlr. einſchließ⸗ 
lich der Satz zu d, 

von dem Betrage über 6000 Rthlr. der Satz 
von 5 Prozent. a 

Der bei Berechnung des Einkommens in jedem ein⸗ 
zelnen Fall ſich ergebende Betrag iſt ſtets auf eine 
durch fünfzig theilbare Zahl in der Art abzurunden, 
daß fünfundzwanzig und mehr für fünfzig Thaler ge⸗ 
rechnet, geringere Beträge aber in Wegfall geſtellt 
werden. 

8 7. Die Grundlage der Einſchätzung zur Einkom⸗ 
menſteuer bildet die eigene Angabe der Steuerpflichti⸗ 
gen. — Es ſind darüber Deklarationen abzugeben, 
welche enthalten müſſen: 

a) den Nachweis des Einkommens, und zwar geſon⸗ 
dert nach den verſchiedenen Quellen, aus welchen 
daſſelbe fließt; 

b) die von dem Einkommen zu machenden, nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuläſſigen Ab⸗ 
züge, und 

c) die Verſicherung des Steuerpflichtigen, daß er 
feine Angabe nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
gemacht habe. 

- 8 8. Für die verſchiedenen Arten des Einkommens, 

je nachdem daſſelbe 5 7 

a) aus Grundvermögen aller Art; f 

b) aus Kapitalvermögen und aus Rechten auf perio⸗ 
diſche Hebungen und Vortheile aller Art, oder 

e) aus dem Ertrage eines Gewerbes, oder irgend einer 
Art Gewinn bringender Beſchäftigung 

fließt, gelten die nachfolgenden Beſtimmungen als all⸗ 

gemeine Einſchätzungs⸗Grundſätze. 

§ 9. Das Einkommen zu a im 8 8 umfaßt die 
Erträge ſämmtlicher Liegenheiten, welche dem Steuer⸗ 
pflichtigen eigenthümlich gehören oder aus denen ihm 
in Folge von Berechtigungen irgend welcher Art ein 
Einkommen zufließt. — Von Grundſtücken, welche ver⸗ 
pachtet oder vermiethet ſind, iſt der dermalige Pacht⸗ 
oder Miethzins unter Hinzurechnung etwaiger Natural⸗ 
oder ſonſtiger Nebenleiſtungen, ſo wie der dem Ver⸗ 
pächter etwa vorbehaltenen Nutzungen, dagegen auch 
unter Abrechnung der dem Verpächter verbliebenen La⸗ 


ſten, als Einkommen zu berechnen. — Bei Berechnung 


des Einkommens aus nicht verpachteten Beſitzungen 
iſt der nach landesüblicher Bewirthſchaftungsart ſich 
durchſchnittlich ergebende Nein» Ertrag derſelben zum 
Grunde zu legen; dem letzteren aber noch der Gewinn 
des Eigenthümers aus dem eigenen Betriebe des land⸗ 
wirthſchaftlichen Gewerbes nach dem Durchſchnitt der 
drei letzten Jahre hinzuzuſetzen. Für die von dem Ei⸗ 
genthümer ſelbſt bewohnten oder ſonſt benutzten Ge⸗ 
bäude iſt das Einkommen nach den ortsüblichen Mieths⸗ 
preiſen zu bemeſſen. — Ländliche Fabrikationszweige 
(Branntweinbrennereien, Brauereien, Mühlen, Ziege⸗ 
leien u. a. m.) find, ſoweit fie nicht bei der Extrags⸗ 
Ermittelung des Hauptguts, zu welchem ſie gehören, 
ſchon berückſichtigt worden, eben fo wie Stein-, Schie⸗ 
fer⸗, Kalk⸗ oder Kreidebrüche, ferner Gruben- und Hüt⸗ 
tenwerke, nach dem durchſchnittlichen Rein⸗Ertrage det 
letzten drei Jahre zur Berechnung zu ziehen. — Die 
auf dem Grundbeſitz ruhenden Laſten und Steuern, in⸗ 
gleichen die Zinſen für hypothekariſch eingetragene und 
andere Schulden dürfen in Abzug gebracht werden, 
müſſen jedoch in Deklarationen, die Schulden unter 
Angabe des Namens und Wohnorts des Gläubigers, 
ſo wie des Datums der Schuld⸗Urkunde, ſpeziell ver⸗ 
zeichnet werden. a 
10. Das Einkommen aus dem Kapitalvermögen 


($ 8 zu b) beſteht aus den Zinſen aller Forderungen, 


welche dem Steuerpflichtigen gegen Privatſchuldner 
oder gegen den Staat oder die Geld⸗Inſtitute des 
Staats, gegen öffentliche Geſellſchaften oder Aktienun⸗ 
ternehmungen, gegen auswärtige Staaten u. ſ. w. zu⸗ 
ſtehen. Auch gehören hierher alle Einnahmen in Geld, 
Naturalien und ſonſtigen geldwerthen Vortheilen, welche 
Jemandem aus Leibrenten und ähnlichen Verträgen 
oder Verſchreibungen zufließen. — Die zugeſicherten 


Jahres⸗Zinſen oder Renten bilden ſowohl bei dem öffent⸗ 
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lichen Papieren als bei dem in Privatſchulden beſtehenden 
Kapitalvermögen das zu beſteuernde Einkommen. — Unter⸗ 
liegen dieſe Zinſen, wie bei Dividenden aus Aktien⸗ 
Unternehmungen jährlichen Schwankungen, ſo iſt der 
für das vorhergegangene Jahr gezahlte Betrag in An⸗ 
ſatz zu bringen. — Hinſichtlich der von dieſem Ein⸗ 
kommen in Abzug zu bringenden Zinſen etwaiger Schul⸗ 
den gilt die am Schluſſe des § 9 gegebene Beſtim⸗ 
mung. Forderungen und Schulden, welche im 
kaufmänniſchen Verkehr und überhaupt im Verkehr 
unter Gewerbtreibenden beſtehen, werden bei Feſtſtellung 
des Einkommens zu c ü des § 8 berückſichtigt und find 
daher hier außer Anſatz zu laſſen. 

$ 11. Das zu c. im § 8 bezeichnete Einkommen 
entſteht aus Handel, Gewerben, Pachtungen oder ir 
gend einer Att gewinnbringender Beſchäftigung, wie 
z. B. als Staats- oder Gemeindebeamter, als Arzt, 
Advokat, Schriftfteller u. ſ. w., umfaßt ferner die Pen: 
ſionen und Wartegelder, überhaupt diejenigen fortlau⸗ 
fenden Einnahmen, welche nicht als die Jahresrente 
eines unbeweglichen oder beweglichen Vermögens zu 
betrachten ſind. Der Gewinn aus Handel, Ge⸗ 
werbe, Pachtungen u. ſ. w. iſt nach dem Durchſchnitt 
der drei letzten Jahre, ſofern das Geſchäft oder die 
Pacht ſchon ſo lange gedauert hat, zu berechnen. Als 
Ausgaben dürfen dabei nur ſolche in Abzug gebracht 
werden, welche behufs des Handels oder Gewerbes u. 
ſ. w. ſelbſt zu deren Fortführung in dem bisherigen 
Umfange gemacht worden ſind; mithin nicht ſolche, 
welche ſich auf die Beſtreitung des Haushalts des 
Steuerpflichtigen und des Unterhalts feiner Angehöri⸗ 
gen beziehen; oder welche zu einer Erweiterung des 
Geſchäfts oder zu Verbeſſerungen aller Art verwendet 
worden ſind. — Feſtſtehende Einnahmen ſind mit dem 
vollen Betrage zur Berechnung zu ziehen. Von Be⸗ 
ſoldungen dürfen Penſions- und Wittwenkaſſen⸗Bei⸗ 
träge und ähnliche nicht in Abzug gebracht werden. 
— Dienſtwohnungen und Dienſtländereien ſind dabei 
nach ihrem Werthe (§ 9) in Anſatz zu bringen. — 
Enthält das Dienſt⸗Einkommen jedoch zugleich die 
Entſchädigung für den Dienſt⸗Aufwand, ſo iſt der da⸗ 
für zu berechnende Betrag außer Anſatz zu laſſen. — 
Die Verzinſung von Privatſchulden kann nur unter 
den im § 9 am Schluß beſtimmten Bedingungen be⸗ 
rückſichtigt werden. 

§ 12. Den Steuerpflichtigen, welche die näheren 
Angaben ihrer Einkommen⸗ und Schuldenverhältniſſe 
geheim zu halten wünſchen, iſt geſtattet, die nach § 7 
aufzuſtellende Deklaration verſiegelt einzureichen. In 
dieſem Falle haben ſie der verſiegelten Deklaration noch 
eine beſondere Erklärung beizufügen, in welcher die 
Geſammt⸗Summe des von ihnen zu verſteuernden Ein= 
kommens angegeben und die im § 7 zu . bezeichnete 
Verſicherung enthalten iſt. 

$ 13. Jeder Steuerpflichtige hat die Deklaration 
ſeines Einkommens, nachdem die Aufforderung dazu 
öffentlich ergangen iſt, innerhalb der in letzterer beſtimm⸗ 
ten Friſt dem Gemeinde⸗Vorſtand ſeines Wohnorts 
einzureichen. — Hat der Steuerpflichtige feinen Wohn: 
ſitz an mehreren Orten, ſo iſt er nur verpflichtet, an 
einem derſelben nach ſeiner Wahl dem Gemeinde⸗Vor⸗ 
ſtande die Deklaration ſeines Einkommens einzureichen; 
er hat jedoch zugleich den Gemeinde⸗Vorſtänden ſeiner 
übrigen Wohnort innerhalb der beſtimmten Friſt glaub⸗ 
haft nachzuweiſen, daß und wo er die Declaration 
eingereicht hat. — Für Perſonen, welche unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtehen, ſind deren Vormünder, für Abwe⸗ 
ſende deren Bevollmächtigte, Verwalter, Pächter oder 


Miether zur Abgabe dieſer Erklärung verpflichtet. — 


Außer der allgemeinen Aufforderung wird an alle die⸗ 
jenigen, welche nach den auf Grund der ſeitherigen Klaſ⸗ 
ſenſteuer⸗Liſten und ſonſtigen Materialien aufzuſtellen⸗ 
den Verzeichniſſe notoriſch zur Zahlung der Ein⸗ 
kommenſteder heranzuziehen find, eine ſpezielle Auf: 
forderung unter Mittheilung eines Formulars zu den 
aufzuſtellenden Deklarationen erlaſſen. 3 

§ 14. Wer auf die ergangene Aufforderung die 
Einreichung der Einkommen⸗Deklaration innerhalb der 
vorgeſchriebenen Friſt unterläßt, deſſen Einkommen wird 
ſogleich ſpeziell erforderlichenfalls auf feine Koſten er⸗ 
mittelt und von der Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſion 


= 


hat, fo iſt in dem Gutachten zugleich auszudrücken, 
um welchen Betrag das wirkliche Einkommen das vom 
Steuerpflichtige angegebene wohl überſteigen dürfte. 
— Verſiegelt eingereichte Deklarationen ($ 12) darf 
der 15 und der Gemeinde⸗Rath nicht 
eröffnen. 
$ 16. In größeren Gemeinden ſteht es dem Ge⸗ 
meinderath frei, mit der Ausführung des ihm nach 
$ 15 obliegenden Geſchäfts beſondere Abtheilungs-Kom⸗ 
miſſionen zu beauftragen, welche er aus ſich heraus 
entweder nach den verſchiedenen Stadtbezirken oder nach 
den Gewerbezweigen und Einkommen⸗Verſchiedenheiten 
zu bilden hat, und durch Hinzuziehung von ſolchen 
Orts⸗Einwohnern, welche mit den Verhältniſſen der 
Steuerpflichtigen vertraut ſind, verſtärken kann. 
$ 17. Die vollſtändigen, mit dem Gutachten des 
Gemeinderaths beziehungsweiſe der Abtheilungs⸗Kom⸗ 
miſſionen verſehenen Einkommen⸗Nachweiſungen der 
Gemeinden ſind nebſt allen dazu gehörigen Deklara⸗ 
tionen und ſonſtigen Unterlagen dem Vorſitzenden der 
Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſion ($ 18) einzureichen. 
$ 18. Für jeden Kreis, fo wie für jede zu einem 
Kreisverbande nicht gehörige Stadt wird unter dem 
Vorſitz eines Regierungs⸗Kommiſſars eine Einſchätzungs⸗ 
Kommiſſion gebildet, deren Mitglieder zu einem Drit⸗ 
theil aus dazu erwählten Mitgliedern der Kreisvertre⸗ 
tung beſtehen, zu zwei Drittheilen aber durch die Kreis⸗ 
vertretung aus den einkommenſteuerpflichtigen Einwoh⸗ 
nern des Kreiſes oder der Stadt erwählt werden. — 
Bei der Wahl der Letzteren iſt darauf zu ſehen, daß 
die verſchiedenen in dem Kreiſe oder in der Stadt vor⸗ 
handenen Arten des Einkommens (aus Grund⸗Eigen⸗ 
thum, Kapitalbeſitz und Gewerbebetrieb) möglichſt gleich 
mäßig vertreten werden. — Die Wahl darf nur aus 
Gründen, welche zur Ablehnung einer Vormundſchaft 
berechtigen, abgelehnt werden. — Die Zahl der Mit⸗ 
glieder dieſer Kommiſſion wird für jeden Kreis mit 
Rückſicht auf feine Größe und auf die Einkommens⸗ 
verhältniſſe ſeiner Einwohner von der Bezirks⸗Regle⸗ 
rung beſtimmt. a 
$ 19. Der Borfigende der Kreis⸗Einſchätzungs⸗ 
Kommiſſion, welcher zugleich die Intereſſen des Staats 
zu vertreten hat, leitet das Gefchäft der Einkommen⸗ 
ſteuer⸗Veranlagung innerhalb des Kreiſes, und iſt be⸗ 
ſonders dafür verantwortlich, daß die Veranlagungs⸗ 
Grundſätze überall gleichmäßig zur Anwendung gebracht 
werden. Seine Ernennung erfolgt durch den Vor⸗ 
figenden der Bezirks⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſton ($ 22). 
— Die an ihn gelangenden Einkommen⸗Nachweiſun⸗ 
gen der einzelnen Gemeinden hat er einer forgfältigen 
Vorprüfung zu unterwerſen, die zur Aufklärung ein⸗ 
zelner Punkte erforderlichen Ermittelungen zu veran⸗ 
laſſen und alles zur Beſchlußnahme der Kreis⸗Ein⸗ 
ſchätzungs⸗Kommiſſion, deren Zuſammenberufung von 
ihm ausgeht, vorzubereiten; endlich auch die Beſchlüſſe 
der letzteren, ſoweit er ſelbſt nicht dagegen die Beru⸗ 
fung an die Bezirks⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſion ($ 20) 
einzulegen ſich veranlaßt findet, zur Ausführung zu 
bringen. — Seinen Requiſitionen ſind die Gemeinde⸗ 
Vorſtände im Kreiſe Folge zu leiſten ſchuldig. 
§ 20. Die Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſionen un⸗ 
terwerfen die Einkommen⸗Nachweiſungen der zum Kreiſe 
gehörigen Gemeinden, unter Benutzung aller ihnen zu 
Gebote ſtehenden Hülfsmittel, einer genauen Prüfung, 
und entſcheiden über die Selbſtangaben der Steuer⸗ 
pflichtigen. Als Regel iſt hierbei zu beachten, daß, 
wenn der Verdacht einer unrichtigen Angabe nicht ob⸗ 
waltet, vielmehr das deklarirte Geſammt⸗Einkommen 
des betreffenden Steuerpflichtigen nach deſſen anderweit 
bekannten Verhältniſſen als richtig angenommen wer⸗ 
den darf, ein weiteres genaueres Eindringen in die, 
Vermögensverhaͤltniſſe nicht erforderlich, der Steuer⸗ 
betrag vielmehr nach dem, was vorliegt, alsbald feſt⸗ 
zuſetzen iſt. — Anderenfalls werden dem Steuerpflich⸗ 
tigen die gegen ſeine Angabe erhobenen Bedenken ſchrift⸗ 
lich und unter der Aufforderung mitgetheilt, danach 
ſeine Deklaration abzuändern oder ſeine Einwendungen 
dagegen binnen einer beſtimmten Friſt geltend zu ma⸗ 
chen. — Wird dieſe Friſt nicht eingehalten oder müſ⸗ 
ſen die erhobenen Einwendungen für unbegründet er⸗ 
achtet werden, ſo iſt der Betrag des Einkommens von 
der Kommiſſion ſelbbſt feſtzuſtellen, nachdem die dazu 


($ 18) ſeſtgeſtelt. Er hat außerdem, wenn ſteuerpflich⸗ etwa noch erforderlichen Ermittelungen veranlaßt find. 


tiges Einkommen wegen der unterlaſſenen Anzeige der 
Beſteuerung entgeht, die für die Verheimlichung von 
Einkommen angedrohten Strafen ($ 26) verwirkt. 

$ 15. Der Gemeinde⸗Vorſtand hat die ihm zuge: 
henden Einkommen⸗Deklarationen zu ſammeln und de⸗ 
ren Reſultate in die Einkommen⸗Nachweiſung der Ge⸗ 
meinde zu übertragen. — Das Verzeichniß der mit 
ihren Deklarationen im Rückſtande verbliebenen Steuer⸗ 
pflichtigen iſt dem Vorſitzenden der Kreis⸗Einſchätzungs⸗ 
Kommiſſion ($ 18) zur Verfügung einzureichen. — 
Die Einkommen⸗Nachweiſung der Gemeinde iſt dem 
Gemeinde⸗Rath vorzulegen, welcher die darin enthalte⸗ 
nen Angaben forgfältig zu prüfen und auf Grund die⸗ 
ſer Prüfung über jeden Steuerpflichtigen in der dazu 
beſtimmten Rubrik ſein Gutachten mit Gründen abzu⸗ 
geben hat. Findet er hierbei, daß ein oder der andere 
Steuerpflichtige ſein Einkommen zu niedrig angegeben 


Die Entſcheidung darüber iſt dem Steuerpflichtigen 
mit dem Eröffnen zuzufertigen, daß ihm dagegen der 
bei dem Vorſitzenden der Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſ⸗ 
fion einzureichende Rekurs an die Bezirks⸗Einſchätzungs⸗ 
Kommiſſion binnen 10 Tagen präkluſtviſcher Friſt offen 
ſtehe. Verſiegelt eingereichte Deklarationen ift die Kom⸗ 
miſſion erforderlichenfalls zu eröffnen befugt. — Sie 
hat das Recht, Zeugen eidlich vernehmen zu laſſen, 
von den Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und den 
Hypothekenbüchern Einſicht zu nehmen, die betreffenden 
Steuerpflichtigen zu ihrer perſönlichen „Vernehmung 
vorzuladen und ſie anzuhalten, die zur näheren Ermit⸗ 
telung ihres Einkommens erforderlichen Urkunden, 
Pachtkontrakte, Schuldverſchreibungen, Handlungsbücher 
u. f. w. zur Einſicht vorzulegen. — Die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion werden nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Dem Vorſitzenden ſteht ein Stimm⸗ 


recht nur im Falle einer Stimmengleichheit der übri⸗ 
gen Kommiſſions⸗Mitglieder zu, und giebt dieſenfalls 
feine Stimme den Ausſchlag. — Gegen die Beſchlüſſe 
der Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſion iſt der Vorſitzende 
derechtigt, die Berufung an die Bezirks ⸗Kommiſſion 
einzulegen, dis zu deren Entſcheidung die Ausführung 
der erſteren ſiſtirt bleibt. — Die Ausfertigungen und 
Entſcheidungen der Kommiſſion ſind von dem Vor⸗ 
figenden und mindeſtens zwei Mitgliedern zu voll⸗ 
ziehen. 

$ 21. Für jeden Regierungsbezirk wird unter dem 
Vorſitz eines von dem Finanzminiſter zu ernennenden 
Regierungs⸗Kommiſſars eine Bezirks = Einſchätzungs⸗ 
Kommiffiom gebildet, welche in demſelben Verhältniß, 
wie die Kreis⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſionen, aus im Be⸗ 
zirke wohnenden Mitgliedern der Provinzial⸗Vertretung 
und aus von der Provinzial = Vertretung gewählten 
Steuerpflichtigen des Bezirks zuſammenzuſetzen iſt. — 
Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion wird für 
jeden Bezirk mit Rückſicht auf ſeine Größe und die 
Einkommens ⸗Verhältniſſe feiner Einwohner von der 
Provinzial⸗ Vertretung beſtimmt. — Auch bei dieſer 
Kommiſſion iſt darauf zu achten, daß die verſchiedenen 
Arten des Einkommens möglichſt gleichmäßig darin 
vertreten werden. — In Bezug auf die Zuläffigkeit 
der Ablehnung der Wahl gilt die im § 18 getroffene 
Beſtimmung. 

§ 22. Der Vorſitzende der Bezirks⸗Kommiſſion iſt, 
in Bezug auf die richtige Feſtſetzung der Steuer, der 
Vertreter der Staatsintereſſen für ſeinen Bezirk. Ihm 
liegt die obere Leitung des geſammten Veranlagungs⸗ 
Geſchäfts im Bezirk ob. Er hat die gleichmäßige An⸗ 
wendung der Veranlagungs⸗Grundſätze zu überwachen; 
die Geſchäftsführung der Vorſitzenden der Kreis-Kom⸗ 
miſſionen zu beaufſichtigen und für die rechtzeitige 
Vollendung des Veranlagungs- Geſchäfts zu ſorgen. 
An ihn gelangen alle Befcwerden und Netursgefüche, 
ſowie die Berufungen der Vorſitzenden der Kreis⸗Ein⸗ 
ſchätzungs⸗Kommiſſionen gegen die Entſcheidungen der 
letzteren. Er hat die Bezirks⸗Einſchätzungs-Kommiſſion 
zuſammenzuberufen und deren Beſchlüſſe zur Ausfüh⸗ 
rung zu bringen. 

8 23. Die Bezirks⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſion ent: 
ſcheidet über alle gegen das Verfahren und die Ent⸗ 
ſcheidungen der Krels⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſionen an⸗ 
gebrachten Beſchwerden und Rekurſe, ſowie über die 
von den Vorſitzenden der eben gedachten Kommiſ⸗ 
ſionen eingelegten Berufungen. Gegen ihre Entſchei⸗ 
dungen findet ein weiterer Rekurs nicht ſtatt. Sie iſt 
bei obwaltendem dringenden Verdacht gegen die Rich⸗ 
tigkeit der von dem Steuerpflichtigen gemachten An⸗ 
gaben und wenn alle andere Mittel, die Wahrheit zu 
erforſchen, vergeblich in Anwendung gebracht find, be⸗ 
rechtigt, den Deklaranten zur eidlichen Erhärtung des 
von ihm angegebenen Einkommens aufzufordern, und 
hat für ſolchen Fall in einer darüber zu erlaſſenden 
förmlichen Entſcheidung den zu leiſtenden Eid zu nor⸗ 
miren, auch die Friſt zu beſtimmen, binnen welcher er 
abzuleiſten iſt. — Die Bezirks⸗Einſchätzungs-Kommiſ⸗ 
ſion hat ferner die Kreis⸗Einkommen-Nachweiſungen 
ſorgfältig zu prüfen und ihre Erinnerungen dagegen zu 
ziehen, welche für die Veranlagung der Einkommen⸗ 
ſteuer des folgenden Jahres beachtet werden müſſen. 
Ihre Befugniſſe find dieſelben, wie die der Kreiskom⸗ 
miſſionen. In Betreff der Faſſung und Ausfertigung 
ihrer Beſchlüſſe gelten die für jene gegebenen Beſtim⸗ 
mungen. 

24. Die oberſte Leitung des geſammten Veran⸗ 
lagungs⸗Geſchaͤfts im Staate gebührt dem Finanz⸗ 
Miniſter, welcher zugleich über die gegen das Verfah⸗ 
ren der Kreis- und Bezirks⸗Einſchätzungs⸗Kommiſſionen 
und der Vorſitzenden derſelben angebrachten Beſchwer⸗ 

den zu entſcheiden hat. — unter ſeiner Theilnahme 
verſammelt ſich alljährlich eine Central ⸗ Kommiſſion, 
welche aus Mitgliedern der National⸗Vertretung beſteht 
und von letzterer gewählt wird. — Dieſer Kommiſſion 
werden die Geſammt⸗Reſultate der geſchehenen Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Veranlagung für den ganzen Staat zur 
Prüfung vorgelegt. Die gegen die Veranlagung zu 
ziehenden Erinnerungen ſind den nachgeordneten Kom⸗ 
miſſionen zur Beachtung für die folgenden Veranla⸗ 
gungen mitzutheilen, g 
§ 25. Die Vorſitzenden und die Mitglieder aller 
bei dem Einſchätzungs-⸗Geſchaft betheiligten Gemeinde⸗, 
Kreis⸗ und Bezirks⸗Kommiſſionen und Behörden ſind 
zur Geheimhaltung der Vermögens, und Einkommens⸗ 
Verhältniſſe, welche bei dem ihnen anvertrauten Ge⸗ 
ſchäft zu ihrer Kenntniß gelangen, mittelſt Handſchlags 
an Eidesſtatt zu verpflichten. Eine gleiche Verpflich⸗ 
tung übernehmen die Mitglieder der Central⸗Kommiſ⸗ 
ſion ($ 24). 
9 26. Wer wiſſentlich bei der Deklaration einen 
Theil ſeines Einkommens verſchwiegen oder zu gering 
angegeben hat, verfällt in eine Strafe bis zur Höhe 
des vierfachen Betrages der verkürzten Jahresſteuer. — 
Die Entſcheidung hierüber gebührt dem Gericht, inſo⸗ 
fern der Steuerpflichtige ſich nicht freiwillig zur Be⸗ 
zahlung der verkürzten Steuer, des vierfachen Betrages 
derſelben und der durch das Verfahren gegen ihn ent⸗ 
ſtandenen Koſten bereit erklärt. Eine ſolche Erklärung 
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hat im Nichtzahlungsfalle die Wirkung eines h 
lichen Erkenntniſſes. 

§ 27. Die Koften der Einkommenſteuer⸗Veranla⸗ 
gung fallen, ſoweit fie nicht aus den Hebegebühren ($ 28) 
zu beftreiten find, der Staatskaſſe zur Laſt. Die Mit- 
glieder der Kommiſſionen erhalten nur die nach den 
allgemeinen Beſtimmungen feſtzuſetzenden Reiſe⸗ und 
Tagegelder. — Nur diejenigen Koſten, welche durch 
die nähere Feſtſtellung des Einkommens eines Steuer⸗ 
pflichtigen veranlaßt werden, ſind von dieſem zu tra⸗ 
gen, wenn ſeine Angaben als unrichtig befunden 
werden. N 

§ 28. Die veranlagte Einkommenſteuer iſt in Mo⸗ 
natsraten in den erſten 8 Tagen jeden Monats im 
Voraus an diejenige Empfangsſtelle abzuführen, bei 
welcher die Klaſſenſteuer der Gemeinden erhoben wird 
(§ 38). Es ſteht den Steuerpflichtigen frei, die ihnen 
auferlegte Steuer auch für einen längeren Zeitraum 
bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. — Die 
den Empfängern zu bewilligenden Hebegebühren, aus 
welchen auch alle Nebenkoſten des Veranlagungs-Ge⸗ 
ſchäfts für Papier, Druckformulare u. a. m. zu be⸗ 
ſtreiten ſind, werden durch die von dem Finanzminiſter 
zu erlaſſenden Inſtruktionen näher beſtimmt; dürfen 
jedoch nirgend den Betrag von 4 Prozent der einge⸗ 
gangenen Steuer überſteigen. . 

829. Im Falle über die Höhe des Einkom⸗ 
mens noch Streit beſteht, iſt der von der 
Kreis = Einfhägungs = Kommiffion feſtgeſtellte Be⸗ 
trag, mit Vorbehalt der Erftattung des zu viel Be⸗ 
zahlten, zu entrichten. — Die Einkommenſteuer von 
den Beſoldungen, Emolumenten, Wartegeldern und Pen⸗ 
fionen kann von den Kaſſen, aus welchen die letzteren 
gezahlt werden, in Abzug gebracht und der betreffenden 
Empfangsſtelle überwieſen werden. — Ab⸗ und Zu⸗ 
gänge am Einkommen während des Jahres, für wel⸗ 
ches die Veranlagung erfolgt iſt, ändern an der ein⸗ 
mal veranlagten Steuer nichts. — Erliſcht aber ein 
ſteuerbares Einkommen während des Jahres durch den 
Tod ſeines Inhabers oder in anderer Art gänzlich, ſo 
ſind nur die bis dahin, alſo einſchließlich des Monats, 
in welchem das fragliche Einkommen erloſchen iſt, fäl⸗ 
lig gewordenen Raten der Steuer zu erheben. 

$ 30. Die Beſtimmung darüber, ob für die fol⸗ 
genden Jahre eine vollſtändig neue Einkommen- Auf⸗ 
nahme oder nur die Fortführung und Ergänzung der 
fürs erſte Jahr ſtattgefundenen Aufnahme unter Be⸗ 
achtung der dagegen gezogenen Erinnerungen erfolgen 
muß, bleibt von dem Beſchluß der Central⸗Kommiſſion 
924 abhängig. 

Zweiter Abſchnitt. 
Vorſchriften für die Veranlagung und Er: 
hebung der Klaſſenſteuer. 
§ 31. Der Klaſſenſteuer find unterworfen diejeni⸗ 
gen Einwohner des Staats, deren jährliches Einkom⸗ 

men den Betrag von 400 Thlr. nicht erreicht. 

§ 32. Befreit von der Klaſſenſteuer find: 

) Perſonen vor vollendetem ſechszehnten Jahre; 

b) alle beim ſtehenden Heere und bei den Landwehr⸗ 
ſtämmen in Reih und Glied befindlichen Unter⸗ 
offiziere und gemeinen Soldaten, inſofern ſie ſelbſt 
oder die Angehörigen ihrer Haushaltung weder 
eigenes Gewerbe, noch Landwirthſchaft treiben; 
die Unteroffiziere und gemeinen Soldaten der 
Landwehr für die Monate, in welchen ſie zur 
Fahne einberufen ſind; f 
diejenigen, zur unterſten Stufe der zweiten Haupt⸗ 
klaſſe (§ 35) gehörigen Perſonen, welche am 
1. Januar des Jahres, für welches die Veran⸗ 
lagung geſchieht, ihr ſechszigſtes Lebensjahr be⸗ 
reits zurückgelegt haben; 

e) Arme, die von Almoſen aus Staats⸗ oder Ge⸗ 
meindekaſſen leben oder in öffentlichen Anſtalten 
auf öffentliche Koſten verpflegt werden; 

Fremde, wofür in dieſer Beziehung nur Auslän⸗ 
der zu achten ſind, welche ſich noch nicht ein 
volles Jahr an demſelben Orte des Inlandes auf⸗ 
gehalten haben; 

g) die Inhaber des eiſernen Kreuzes und die zu ih⸗ 
rem Hausſtande gehörigen Familienglieder, ſoweit 
fie zur zweiten Hauptklaſſe ($ 35 ad b) ge 
hören; a 

h) diejenigen, welche, auch ohne eine beſondere Aus: 
zeichnung erlangt zu haben, in dem vaterländiſchen 
oder als Eingeborene eines damals noch nicht 
zum preußiſchen Staate gehörigen Landestheils in 
einem verbündeten oder anderen Heere an einem 

der Feldzüge von 1806 bis 1815 Theil genom⸗ 
men haben, für ihre Perſon und ihre Angehori⸗ 
gen, ſoweit ſie zu den beiden unteren Stufen der 
zweiten Hauptklaſſe gehören. 

§ 33. Die Steuer wird in zwei Haupfklaſſen, und 
in jeder Hauptklaſſe nach mehreren Abſtufungen erho⸗ 
ben, in welche die zu der betreffenden Hauptklaſſe ge⸗ 
hörigen Steuerpflichtigen, nach Maßgabe ihrer größe⸗ 
reren oder geringeren Leiſtungsfähigkeit, einzuſchätzen 
ſind. — Die erſte Klaſſe umfaßt diejenigen Einwoh⸗ 
ner der Städte und des platten Landes, welche mit 
Grundeigenthum angeſeſſen ſind, oder vom ſelbſtſtän⸗ 
digem Gewerbebetriebe leben, ſofern ſie nach dem aus 


o) 


d) 


f 


— 
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ihrem Beſitzthum oder Gewerbe ihnen zufließenden Er⸗ 
trage nicht zur Einkommenſteuer heranzuziehen ſind. 
Ferner gehören hierher dle Grundſtücks⸗ Pächter, die 
Staats- und Gemeindebeamten, Aerzte, Notarien u. ſ. w., 
deren Einkommen den Betrag von 400 Thlr. nicht 
erreicht, ſo wie diejenigen in fremdem Lohn und Brod 
ſtehenden Perſonen und Familien, welche nach der Art 
ihrer Dienſte und der dafür gewährten Belohnung nicht 
als Tagelöhner oder Geſinde angeſehen werden können. 
— Die zweite Klaſſe umfaßt diejenigen Grundbeſitzer 
und Gewerbetreibenden, bei welchen nach dem Umfange 
und der Beſchaffenheit des Beſitzthums oder des Ge⸗ 
werbes das hierdurch gewährte Einkommen nur als 
Nebenſache, der Verdienſt durch Tagelohn oder dieſem 
ähnliche Lohnarbeit dagegen als Hauptſache erſcheint; 
außerdem die gewöhnlichen Lohnarbeiter, die Handwerks⸗ 
Geſellen, das gewöhnliche Geſinde und die Tagelöhner. 


5 34. 3 
a) Die Hebung geſchieht in der Regel nach Haus⸗ 
haltungen. f 
b) Zur Haushaltung gehört der Hausherr, oder, wo 
Frauen ſelbſtſtändig eine Wirthſchaft führen, die 
Hausfrau, mit ihren Angehörigen, denen ſie Woh⸗ 
nung und Unterhalt geben. N 
c) Koftgänger oder Perfonen, die mit Gehalt oder 
Lohn zu Dienſtleiſtungen angenommen ſind, wer⸗ 
den nicht zu den Angehörigen einer Haushaltung 
gezählt, können alſo insbeſondere an der Steuer⸗ 
befreiung der ſteuerfreien Familien-Mitglider ($ 32) 
nicht Theil nehmen. 
Steuerpflichtige, welche weder einer beſteuerten 
Haushaltung angehören, noch eine eigene Haus⸗ 
haltung führen, zahlen den vollen Steuerſatz ih⸗ 
rer Klaſſe. e 
$ 35. Die Steuer beträgt monatlich: 
a) in der erſten Hauptklaſſe und zwar: 


d) 


1) in der erften Stufe 20 Sgr., 

2): „ „ zweiten „ 171 „ 
3) on dritten „ 15 1 

eee 12 % 6, 

5) „ „ fünften „ 10 „ — „ 


b) in der zweiten Hauptklaſſe und zwar: 

6) in der ſechſten Stufe 7 Sgr. 6 Pf., 
7) „ „ ſiebenten „ 5 
für die Haushaltung, oder für 

den; und endlich 
8) in der achten. Stufe 1 Sgr. 3 Pf., 
für jede ſteuerpflichtige Perſon, jedoch mit der 
Maßgabe, daß in dieſer Stufe aus einer und 
derſelben Haushaltung niemals mehr als zwei 
Perſonen zur Steuer herangezogen werden dürfen. 
$ 36. 7 

a) Die Einſchätzung in die § 35 bezeichneten Stu⸗ 
fen nach den im § 33 vorgezeichneten Merkma⸗ 
len geſchieht von den Gemeindebehörden und un⸗ 
ter Aufſicht der Regierungs⸗Kommiſſarien. 

b) Von eben dieſen Behörden werden auch die Jah: 
resrollen und die Ab⸗ und Zugangs⸗Liſten ange⸗ 
fertigt. 

c) Die Erhebung geſchieht durch die geordneten 
Steuer⸗Empfänger. ’ 

d) Die Formen der Geſchäftsführung werden nach 
Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe durch 
beſondere Inſtruktionen vorgezeichnet. ö 


Für die vorſchriftsmäßige Vertheilung und Einzie⸗ 
hung der Steuern ſind die Bezirks⸗Regierungen ver⸗ 
antwortlich. 

$ 37. a) Jeder Eigenthümer eines bewohnten Grund⸗ 
ſtücks oder deſſen Stellvertreter haftet der Be⸗ 
hörde, welche das Verzeichniß der ſteuerpflichtigen 
Haushaltungen aufnimmt, für die richtige An⸗ 
gabe derſelben. 

b) Jedes Familienhaupt iſt für die richtige Angabe 
feiner Angehörigen und aller zu feinem Haus⸗ 
ſtande gehörigen ſteuerpflichtigen Perſonen ver⸗ 
antwortlich. 

e) Jede bei der Aufnahme des Verzeichniſſes unter: 

laſſene Angabe einer ſteuerpflichtigen Perſon ſoll, 

außer der Nachzahlung der rückſtaͤndigen Steuer, 
mit einer Geldbuße bis zum vierfachen, Betrage 
der dadurch dem Staate entzogenen Jahresſteuer 

belegt werden. a 

Die Unterſuchungen gegen diejenigen, welche ſich 

einer Uebertretung dieſer Beſtimmungen ſchuldig 

machen, gebührt dem Gericht. 

38. a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen 

erfolgt das erſtemal in einer angemeſſenen Friſt 

nach Verkündigung dieſes Geſetzes, weiterhin aber 
mit dem Anfange jedes Jahres. 

b) Sobald dieſe Bekanntmachung geſchehen iſt, muß 
der Steuerpflichtige in den erſten acht Tagen je⸗ 
des Monats ſeinen Beitrag voraus entrichten. Es 
hängt von ihm ab, denſelben auch für einen län⸗ 
geren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage zu 
bezahlen. 

c) Die Säumigen werden von dem Steuer⸗Empfän⸗ 
ger aufgefordert, die Zahlung binnen drei Tagen 
zu leiſten. nach deren fruchtloſem Ablauf mit der 
exekutiviſchen Beitreibung verfahren wird. 
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d) 
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d) Späteſtens fünf Tage vor dem Ablaufe jedes Mo⸗ 
nats muß die eingehobene Steuer nebſt der Nach⸗ 
weiſung der etwa unvermeidlichen Ausfälle und 
der Reſte an die zum weiteren Empfange be⸗ 
ſtimmte Kaſſe abgeliefert ſein. 

e) Der Steuer⸗Empfänger iſt für diejenigen Steuern 
ſelbſt verantwortlich, bei denen er den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution 
nicht ſofort nachweiſen kann, und muß ſolche vor⸗ 
ſchußweiſe zur Kaſſe entrichten. 

g 39. a) Reklamationen gegen die Klaſſenſteuer⸗ 
Veranlagung müſſen binnen einer Präkluſivfriſt von 
drei Monaten nach der im $ 38 ad a. vorgeſchriebe⸗ 
nen Bekanntmachung der Steuerrolle bei dem Kreis⸗ 
Landrath eingegeben werden. r 

b) Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch 
die Reklamation nicht aufgehalten werden; muß viel⸗ 
mehr mit Vorbehalt der ſpäteren Erſtattung des etwa 
zu viel bezahlten zu den beſtimmten Terminen ($ 38 
ad b) erfolgen. 5 

c) Ueber die angebrachten Reklamationen entſcheidet 
nach darüber eingeholten Gutachten der Kreis⸗Vertre⸗ 
tung die Bezirks⸗Regierung. 

d) Gegen die Entſcheidung der letzteren fteht dem 
Reklamanten der in einer Präkluſivfriſt von ſechs Wo⸗ 
chen nach dem Empfange der erſteren bei dem Kreis⸗ 
Landrath einzugebende Rekurs an den Finanz⸗Miniſter 
offen. 95 

9 40. Hinſichtlich der örtlichen Erhebung der Steuer 
verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. Die 
den Empfängern zu bewilligende Hebegebühr, aus wel⸗ 
cher auch alle Nebenkoſten der Veranlagung für Pa⸗ 
pier, Druckformulare u. a. m. zu beſtreiten, dürfen 
den Betrag von vier Prozent der eingezogenen Steuer 
nicht überſteigen. 

$ 41. Die zur Ansführung dieſes Geſetzes erfor⸗ 
derlichen Anordnungen und Inſtruktionen erläßt der 
Finanz⸗Miniſter. a 

Berlin, 8. Juli. Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Oeſterreich haben den Hauptleuten v. Alvensleben 
und v. Budritzky vom Kaiſer Alexander-Grenadier⸗ 
Regiment, ſo wie dem Hauptmann Malotki von 
Trzebiatowsky vom 24. Infanterie⸗Regiment, den 


Kaiſer Leopolds⸗Orden dritter Klaſſe, und dem Se⸗ 


conde⸗Lieutenant v. Glaſenapp des zuletzt genannten 
Regiments den Orden der eiſernen Krone dritter Klaſſe 
zu verleihen geruht. — Abgereiſt: Der General: 


Intendant der königl. Schauſpiele, v. Küſtner, nach 


Bad Kiſſingen. . 
[Militär⸗Wochenblatt.] v., Wülcknitz, P.⸗Fähnr. 
vom 10. Inf.⸗Regt., Liebe, P.⸗Fähnr, vom II. Inf.⸗Reg., 
zu überzähligen Sek.⸗Lieutenants ernannt. Bei der Land⸗ 
wehr: Schneider, Sonnenfeld, Unteroff. vom 2. Bat. 
10. Reg., erſterer bei der Kavalerie, zu Sekonde⸗Lieutenants 
enannt. Seeliger, Sekonde⸗Lieutenant vom 1. Bat. 19., 
ins 2, Bat. 10, Reg. einrangirt. Frentz el, inval. Feldw. 
vom 2. Bat, 10. Reg., der Char. als Sek. Lieutenant bei⸗ 
gelegt. v. Wolff, Vice⸗Feldw. vom 3. Bat. 10. Reg., z. 
Sek.⸗Lt., Schober, Major a. D., zuletzt im 7. Inf.⸗Reg., 
fürs 3. Bat, 10. Landw.⸗Reg., v. Tſchiſchwitz, Major 
zur Disp., fürs 1. Bat., v. Schepe, Mayor a. D., fürs 
2. Bat. 11. Reg., Metzenthin, Major a. D., zuletzt im 
6. Inf.⸗Reg., fürs 3. Bat. 11. Landw.⸗Reg., Michaelis, 
Major zur Disp., zuletzt im 23. Inf. ⸗Reg., fürs 1 Bat., 
Hauck, Major zur Disp., zuletzt im 6. Inf.⸗Reg., fürs 2. 
Bat. 23, endw.⸗Reg., zu Führern des 2. Aufgebots ernannt. 
v. Biela, Sek. Lieutenant vom Landw.⸗Bataillon des 38. 
Inf.⸗Reg., Trautvetter II., Sek.⸗Lieut. vom 1. Bat. 7. 
Reg., bei der Kav. des 2. Bat. I. Reg., Riemſchneider, 
Sek.⸗Lieuten. v. 3. Bat. 20., ins 3. Bat. 22. Reg. einran⸗ 
girt. v. Jeetze, Pr.⸗Lieuten. vom Landw. Bat. 33. Inf. 
Reg., zum interim. Eskadr.⸗Führer, Frhr. v. Wechmar, 
Unteroff. von demſ. Bat., zum Sek.⸗Lieutn. der Kapalerie, 
Seeliger, Pr.⸗Lieuten. vom 3. Bat. 23. Reg., zum Ritt: 
meiſter., v. Paczensky u. Tenczin, v. Blacha, Cir⸗ 
ves, Sek.⸗Lieutns. von demſ. Bat, zu Pr.⸗Lieutenants er⸗ 
nannt. Dziobeck v. Schulze, Major zur Disp., zuletzt 
im 6. ulan.⸗Reg., zum Führer des 2. Aufgebot vom 3. Bat. 
13. Reg. v. Witzleben, Sek, eieutn. a. D., früher im 6. 
Inf.⸗Reg., tritt zu den beurlaub. Offizieren des 2. Bat. 2. 
Garde⸗Landw.⸗Reg. über. v. Wloſto, Major v. 11. Inf 
Reg., als Oberſt⸗Lieuten., v. Seydlitz I., Sek.⸗Lieutn. vo 
1. Kür.⸗Reg., als Pr.⸗Lieuten. mit Ausſicht auf Civilverſ., 
Gr. Clairon d'Hauſſonville, Hauptm. vom 22. Inf. 
Reg., als Major mit Ausſicht auf Cioilverſorgung, allen 
dreien m. d. Reg.⸗Unif. m. d. vorſchr. Abz. f. V. u. Penſion 
v. Straelau, Hauptm. v. 2. Bat. 


ben leren Jäger Ludewig, Miebes und Vietze vom Ertrin⸗ 
en gerrettet hat, die Rettungs⸗Medallle am Bande ver⸗ 


A. Z. C. Berlin, 7. Jull. [Hano ver. Zuſam⸗ 
menziehung eines Armee⸗Corps in Schleſien. 
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einem beabſichtigten Zurücktreten des Königs von Han⸗ 
nover aus der jüngſt bei Berathung des Verfaſſungs⸗ 
entwurfs mit Preußen und Sachſen dier eingegange⸗ 
nen Tripel⸗ Allianz wird von unterrichteten Perſonen 
auf das Beſtimmteſte widerſprochen. Wer den 
feſten, ja halsſtarrigen Charakter des Königs Ernſt 
Auguſt kennt, wird von vorn herein gegen dieſe Be⸗ 
hauptung Bedenken hegen müſſen. Allerdings ſoll die 
hannoverſche Regierung bei dem hieſigen Verwaltungs⸗ 
rath für Preußen, Hannover und Sachſen einige Be⸗ 
denken wegen eines gemeinſchaftlichen Heerwe⸗ 
ſens und wegen des deutſchen Zollverbandes erho⸗ 
ben haben, doch werden uns dieſelben als im Ganzen 
von untergeordneter Bedeutung und wahrſcheinlich bald 
beſeitigt geſchildert. Wir geben dieſe Notiz aus Ach⸗ 
tung für unſere Quelle, können uns jedoch einiger 
Zweifel nicht erwehren. — Man hat neuerdings auf 
der Geſellenherberge eines hieſigen großen Gewerks eine 
ſehr bedeutende Anzahl von Patronen und Gewehren 
in Beſchlag genommen. Die Beſchlagnahme ſcheint 
auf Grund von Denunciationen erfolgt zu ſein, welche 
durch innere Zwiſtigkeiten hervorgerufen ſein ſollen. 
Ferner iſt geſtern wieder Jemand zur Haft nach der 
Hausvoigtei gebracht worden, weil man ebenfalls bei 
ihm verheimlichte königl. Waffen in Folge einer De⸗ 
nunciation vorgefunden hat. Es iſt deshalb ſchon ge: 
gen ihn vom Kriegsgericht inquirirt worden. — Am 
Aten d. M. waren die Mitglieder einer conſervativen 
Geſellſchaft, welche die ehemalige Converſations⸗Halle, 
das frühere Verſammlungs⸗Lokal der Linken der zwei⸗ 
ten Kammer, nunmehr für ſich gemiethet und glänzend 
hat einrichten laſſen, zum erſtenmal verſammelt. Obige 
Geſellſchaft beſteht nur aus Mitgliedern des patrioti⸗ 
ſchen Vereins und aus Männern von gleicher politi⸗ 
ſcher Geſinnung, die in dem erwähnten Lokal mit ih⸗ 
ren Familien zu geſelliger Unterhaltung von jetzt ab 
zuſammenkommen werden. Der Beſitzer des Lokals 
ſoll mit dieſer Veränderung ſehr zufrieden ſein, indem 
er gegenwärtig auf mehr Abſatz von Wein und Er⸗ 
quickungen hofft, als bei den Mitgliedern der Linken 
und der Demokraten der Fall war- — In Veranlaſ⸗ 
ſung des, durch die preuß. Nationalverſammlung im 
Jahre 1848 erlaſſenen Jagdgeſetzes hat der Graf 
Arnim v. Boitzenburg zur Conſervirung des Wil⸗ 
des ſeine umfangreichen Waldungen mit einem Zaun 
umgeben laſſen; derſelbe iſt mit Einſprüngen verſehen, 
vermöge welcher das Wild in die Waldung hinein, 
aber nicht wieder heraus gelangen kann. Dieſer erſt 
kürzlich vollendete Zaun iſt bei einer Höhe von 8 Fuß 
über 6 Meilen lang, durchſchneidet einen See von be⸗ 
deutendem Umfang und koſtet an 10,000 Thlr. Ar⸗ 
beitslohn. — Wir haben bereits früher die von an: 
dern Seiten beſtrittene Nachricht gebracht, daß in 
Niederſchleſien ein preuß. Armee-Corps von 150,000 
Mann ()) zuſammengezogen werden ſolle. Wir erfah⸗ 
ren jetzt, daß hierzu die erforderlichen Truppenbewegun⸗ 
gen bereits ihren Anfang genommen haben. Ueber die 
eigentliche Abſicht verlautet jedoch auch jetzt noch nichts 
Beſtimmteres als früher. Nur im Allgemeinen hört 


man, daß die preuß. Regierung durch Aufbringung ei⸗ 


ner ſolchen Macht in dieſem Theile der Monarchie, 
ihrer Politik in der deutſchen Angelegenheit an⸗ 
dern Mächten gegenüber Nachdruck zu yerfchaffen beab⸗ 
ſichtigt. — Die hieſige Schützen⸗Gilde hat bereits im 
vorigen Monat beſchloſſen, zum Beſten hülfsbedürfti⸗ 
ger Familien der zum Ktiegsdienſt ausgehobenen Land⸗ 
wehrmänner ein großes Concert in den Räumen des 
Schützenhauſes reſp. des Schützenplatzes zu veranſtal⸗ 


ten und demnächſt dieſe Räume dem betreffenden Co⸗ 


mité zur Verfügung geſtellt. Die Ausführung dieſes 


menſchenfreundlichen Vorhabens wurde zwar bisher 


noch theils durch die ſo ungünſtige Witterung, theils 
durch die zu gleichem Zwecke vorbereiteten anderen 
Concerte verſchoben; indeſſen dürfen wir dieſelbe nun⸗ 


mehr in Kurzem erwarten. — Durch hier anweſende 


Schweizer erfährt man, daß die Schweiz die Gefah⸗ 
ren, welche derſelben drohten, ſehr wohl kenne und zu 
würdigen wiſſe. Man zweifelt nicht daran, daß Preu⸗ 
ßen ſeine Anſprüche an Neuenburg erneuen werde; es 
habe dieſelben gewiſſermaßen niemals aufgegeben, ſon⸗ 
dern nur dem Drange der Verhältniſſe nachgegeben. 
Es beweiſe dies am beſten der Umſtand, daß ſchon feit 
längerer Zeit Päſſe, von Neuenburgiſchen Behörden 
ausgeſtellt, in Preußen nicht mehr anerkannt würden, 
daß ferner die preußiſche Geſandtſchaft ſich weigere, 
Unterſchriften der Neuenburgiſchen Regierung zu lega⸗ 
liſiren, und daß ſelbſt die Unterſchrift des eidgenöſſi⸗ 


ſchen Kanzlers zu beglaubigen abgelehnt werde. — 


Wie wir hören, ſoll man die Abſicht hegen, unſere 
Stadtverordnetenwahlen, welche auf ausgeſprochene Op⸗ 
poſitionsmänner gefallen find, wegen formeller Mängel 
anzufechten. Namentlich wird die Wahl des früher 
genannten Kaufmann Vogel als eine ſolche bezeichnet. 

C. B. Berlin, 7. Juli. [Vermiſchtes.] Die 
Klaſſeneintheilung zu den bevorſtehenden Wahlen hat 
nach den vorliegenden Urwähler⸗Liſten zu eigenthümli⸗ 
chen Reſultaten geführt. Der 


Steuer zahlt, aber nicht in Berlin lebt; nächſt dieſem 


5 erſte Haupt⸗Urwähler 
erſter Klaſſe iſt Banquier Schickler, welcher 2000 Rtl. 


Neuenburg. Vermiſchtes.] Dem Gerüchte von | Deren figuriren zwei Fleiſcher als Haupturwähler er⸗ 


ſter Klaſfe; dieſelben zahlen jährli 
Nächſtdem figurirt in dieſer Klaſſe 
500 Rtl. Steuer, auf ihn folgen die reichſten Ban⸗ 
quiers zu 100 Rtl. Steuer. Der niedrigste Steuer⸗ 
ſatz für die 1. Wahlklaſſe find circa 60 Rtl. — Un⸗ 
ter den Linden wohnen 51 Urwähler 1. Klaſſe, in 
einem Stadtbezirk (15.) nur 1, in andern gar keiner. 
Noch mehr von Zufälligkeiten abhängig wird die Klaf⸗ 
ſenbeſtimmung dadurch, daß die alphabetiſche Rei⸗ 
henfolge mit den Ausſchlag giebt. — Die Aufhebung 
einer Eonfervativen Verfammlung unter dem Vorſiz 
des Juſtizkommiſſarius Goldſchmidt macht einigerma- 
ßen Aufſehen, da dieſelben bisher ungehindert und 
ganz öffentlich ſtattfinden durften. Ob, wie man hier 
glaubt, die Theilnehmer an jener Verſammlung, wie 
Gercke und Genoſſen, vor ein Kriegsgericht geſtellt zu 
werden erwarten müſſen, ſteht dahin. — Die erſte 
Freiſprechung, auf welche die Geſchworenen ſelt 
der Exiſtenz dieſes Inſtituts in Berlin erkannt haben; 
erfolgte heut in der Anklage gegen den Fabrikanten 
Thouret, Muthmaßlich entſprang dieſes Verdikt aus 
einer von der bisherigen Auffaſſung der Gerichte ab- 
weichenden Anſicht über die Pflicht zur Abgabe der 
der Bürgerwehr verabreichten Waffen. Thouret hatte 
die durch den General v. Wrangel verfügte Abgabe 
unterlaſſen. Die Anklage war vor Verkündung des 
Martialgeſetzes eingeleitet, und da ſomit nicht das 
Kriegsgericht, ſondern das Schwurgericht zu erkennen 
hatte, ſo konnte die. Strafandrohung des Militärkom⸗ 
mandos nicht maßgebend ſein. 
§ Berlin, 8. Juli. [Die Ernennung des 
Herrn v. Richthofen zum General⸗Conſul in 
Spanien! erinnert uns daran, daß ſchon ſeit langer 
Zeit dem Handelsſtande eine ganz beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit für die Verbindung mit der pyrenäiſchen Halb⸗ 
Inſel zugeſagt iſt. Hrn. Milde gebührt nächſt Hrn. 
v. Rothkirch das Verdienſt, dieſe Angelegenheit zu⸗ 
erſt auf dem vereinigten Landtage von 1847 als Ver⸗ 
treter der Stadt Breslau angeregt, und der Regierung 
die Nothwendigkeit einer Handelspolitik nachgewieſen 
zu haben. Die Anträge und Petitionen dieſer Herren 
wurden damals zwar von’ dem königl. Kommiſſarius 
als zu ſpät eingebracht, der Verſammlung entzogen, 
jedoch nachher auf andere Weiſe durch die Regierung 
erledigt. Man fandte nämlich, wenn wir nicht irren, 
geſchaͤftskundige Agenten nach Spanien, welche neue 
Verbindungen anknüpfen, und den Weg für einen 
großartigen Verkehr anbahnen ſollten. Später, als 
die National-Verfammlung in Frankfurt tagte, machte 
der Handelsminiſter Duckwitz dieſen Gegenſtand zur 
Sache des „Reichs“ und unterwarf ihn einer gründ⸗ 
lichen Bearbeitung, der wir jedenfalls ſehr ſchätzens⸗ 
werthe Materialien werden zu verdanken haben. Mir 
wiſſen ſogar zuverläſſig, daß es zu jener Zeit fich 
darum handelte, Hrn. v. Richthofen als deutſchen 
General⸗Conſul nach Spanien zu entſenden. Heut wo 
ſelbſt die kommerzielle Einheit Deutſchlands noch durch⸗ 
aus in Frage ſteht, iſt wiederum nur von einer Ver⸗ 
tretung Preußens die Rede. Gleichviel, wenn wir nur 
recht bald Lebenszeichen ſähen und endlich damit be⸗ 
ginnen würden, der vaterländiſchen Induſtrie durch 
Eröffnung und Ebnung neuer Abzugswege eine na: 
türliche, geſunde und auf ſtaatsökonomiſche Prinzipien 
gegründete Hülfe zu leiſten. So weit uns mitgetheilt 
ift, wird es die nächſte Aufgabe des Hen. v. Richtho⸗ 
fen ſein, die Conſulatverhältniſſe in Spanien überhaupt 
zu organifiven, dem preußiſchen Handel Vergünſtigun⸗ 
gen auszuwirken, und mit der, Regierung unſeren 
Zwecken förderliche Verträge abzuſchließen. Trotz aller 
und ſehr hoher Schutzzölle ict die ſpaniſche Fabrika⸗ 
tion in einzelnen Induſtriezweigen, die ſich bei uns ei⸗ 
ner immer größeren Vervollkommung erfreuen, zurück⸗ 
geblieben, theils hat ſie gewiſſe Felder ganz unbebaut 
gelaſſen. Sie iſt nicht im Stande, den Bedarf des 
Mutterlandes zu decken, geſchweige denn, den der Co⸗ 
lonien, welche in einzelnen Artikeln, z. B. Leinen, drei⸗ 
mal ſo wiel confumiren, als das europäiſche Spanien. 
Daher wären wir zu den beſten Hoffnungen berechtigt, 
wenn die deutſchen Fabrikate es ſonſt vermögen, mit 
den Großhändlern der Welt, mit England und Frank⸗ 
reich auf den fremden Märkten zu konkurriren, und 
wenn es Herrn v. Richthofen gelingt, für die deutſche 
Marine eine Gleichſtellung mit der anderer Nationen 
unter entſprechenden Bedingungen auszuwirken. Dieſe 
Angelegenheit erſcheint uns ſo wichtig für den Han⸗ 
delsſtand auch Ihrer Provinz, daß wir uns vorbehal⸗ 
ten, ſpäter einmal mit genauen Notizen und Belegen 
in der Hand, erſchöͤpfender darauf zurückzukommen. 
A. Z. C. Berlin, 8. Juli. [Bundes⸗Angele⸗ 

genheit. — Militäriſches.— Treubund. — Ver: 
miſchtes.] Die Herren v. Radowitz und von der 
Pfordten ſind abgereiſt, und es unterliegt keinem 
Zweifel, daß die gepflogenen Unterhandlungen ſo er⸗ 
folglos geweſen find, daß man ſogar jetzt bemüht iſt, 
den offiziellen Charakter derſelben zu desavouiren und 
fie nur als Privatkonferenz darzuſtellen. Preußen hält 
H x (Fortfegung in der Beilage.) 
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es für eine weſentliche Beſtimmung in dem Verfaſ⸗ 
ſungsentwurf, daß Oeſterreich von dem engeren Bun⸗ 
desſtaat ausgeſchloſſen bleibt, an der es feſthalten will 
oder wahrſcheinlich muß. Es ſcheint dieſes eine von 
Rußland geſtellte Bedingung zu ſein, durch welche 
daſſelbe ſeine Pläne auf die eine oder die andere Art 
vollkommen erreichen muß. Denn entweder gelingt es 
Preußen nicht, unter dieſen Verhältniſſen eine deutſche 
Einheit mit den übrigen deutſchen Staaten zu Stande 
zu bringen, und dann deſto beſſer für Rußland, dem 
ein ſtarkes einiges Deutſchland ſtets ein Dorn bleiben 
wird; oder es gelingt Preußen, auch ohne Defter- 
reich die Vereinigung des übrigen Deutſchlands, dann 
kann Rußland ſich keinen beſſeren Anfang einer pro: 
jektirten Einheit wünſchen, als wenn Oeſterreich mit 
ſeinen 8 Millionen Deutſcher von Deutſchland getrennt 
wird. Von preußiſcher Seite iſt übrigens Alles ge⸗ 
ſchehen, daß Baiern ſich nicht von dem projektirten 
Bundesſtaat ausſchließe, jedoch weiß man zuverſichtlich, 
daß auch noch nicht ein Schritt zu einer Annähe⸗ 
rung und zum gegenſeitigen Verſtändniß gewonnen 
worden iſt. In beiden Ländern, in Oeſterreich wie in 
Baiern, haben die Bewegungen eine katholiſche 
Spitze, und wird Baiern ſchon deßhalb mit Oeſterreich 
gehen. — Wir haben bereits früher gemeldet, daß eine 
Partei, als deren Organ die Kreuzzeitung anzuſehen 
iſt, alles aufbietet, um die Aufhebung des Belagerungs— 
zuſtandes, wenn nicht einſtweilen ganz zu beſeitigen, 
doch fo lange als möglich hinauszuſchieben. Dieſe 
zwar kleine, aber durch ihre Mitglieder an Einfluß 
mächtige Partei ſoll ihre Beſtrebungen auch jetzt noch 
nicht aufgegeben haben. Es hängen hiermit die ſchwan— 
kenden Gerüchte zuſammen, welche immer von neuem 
über Aufhebung oder Nichtaufhebung auftauchen und 
welche augenblicklich wieder einmal dahin lauten, daß 
die Aufhebung nun doch erſt nach vorübergegan⸗ 

enem Wahlakt erfolgen ſolle. Man ſoll nämlich 
den letzteren als beſonders zu Unruhen geeignet bezeich— 
net haben, welche nur durch die Militärgewalt zurück⸗ 
zuhalten, eventuell zu beſeitigen ſein werden. Dieſe 
Anſicht ſoll höhern Orts noch zur Entſcheidung vor⸗ 
liegen. Allerdings erhält das neue Gerücht einen ges 
wiſſen Anhalt, wenn man bemerkt, daß heute noch ein 
Publikandum des Magiſtrats erfolgte, worin nach der 
Anweiſung des Herrn v. Wrangel die vorberathenden 
Wahlverſammlungen nur unter allen beſchränkenden 
Beſtimmungen des Belagerungszuſtandes freigegeben 
worden ſind. — Die Truppendurchzüge durch unſere 
Stadt dauern noch immer fort. Heute erfolgte aber: 
mals der Durchmarſch eines Bataillons vom 18. Linien⸗ 
regiment. Daſſelbe hatte an der ruſſiſchen Grenze ge— 
ſtanden und marſchirte nach Hallr, um ſich dort mit 
den übrigen Theilen ſeines Regiments zu vereinigen 
und dann an den Rhein zu gehen. Es wurde in Mu⸗ 
ſikbegleitung von zwei Generalen durch die Stadt ge: 
führt. Auch Artillerie iſt geſtern Abend angekommen. 
— Bei der fortwährenden und ausgedehnten Mobil: 
machung der preußiſchen Armee ſoll ſich ein Mangel 
an tüchtigen Offizieren bereits ſehr fühlbar zu machen 
beginnen. Es iſt unter ſolchen Umſtänden nicht un⸗ 
wahrſcheinlich daß der Kriegsminiſter diejenigen ausge⸗ 
dienten und penſionirten Offiziere, welche ſich noch 
rüſtig fühlen und aus Patriotismus zum Wiederein⸗ 
tritt in die Armee gemeldet haben, ihren Regimentern 
wieder einverleibe. — Geſtern wurden hier wiederum 
mehrere Polen ausgewieſen, von denen mehrere erſt 
Tages angekommen waren. Bei einigen verlangte die 
Polizei, daß ſie auf der Stelle die Stadt verlaſſen ſoll⸗ 
ten, und da ſie erwiderten, daß erſt Morgen ein Eiſen⸗ 
bahnzug abgehe, wurde ihnen entgegnet, ſie mögten 
Ertrapoft nehmen. — Das geſtrige ZivolisKonzert 
ift ganz ſo zahlreich beſucht geweſen, wie wir vorher: 
ſagten. Im Garten des Etabliſſements mochten etwa 
4000 Perſonen befindlich ſein. Ungezählte Maſſen be⸗ 
wegten ſich auf der Chauffee und auf dem Kreuzberge 
um das Monument. Das Publikum war zum Theil 
ſehr gewählt, beſonders die Anzahl der Offiziere ſehr 
groß. Die Prinzen Karl und Albrecht, der Sohn des 
Prinzen von Preußen, ſowie mehrere Prinzeſſinnen be⸗ 
ehrten neben dem General v. Wrangel fpäter daß Feſt 
ebenfalls mit ihrer Gegenwart. Sie wurden mit Jubel 
und donnerden Hurrahs empfangen. ueberall gab ſich 


eine hohe patriotiſche Stimmung kund. In Fah⸗ 
nen und Kokarden erblickte man nur die preu⸗ 
ßiſchen Farben. Die Muſikchöre mußten die 


preußiſchen Hymnen und Nationallieder ſpielen und 
unzählige Male wurden „Heil Dir im Siegerkranz“ 
und „Ich bin ein Preuße“ geſungen. Brau⸗ 
ſende Hurrahs auf Preußen und ſein Königshaus be⸗ 
ſchloſſen jedesmal die Gefänge. Ihren Höhepunkt er⸗ 
reichte die Stimmung bei der Beleuchtung des Mo⸗ 
numents, dem Schluß eines Feuerwerks, welches indeß, 
um den Prinzen den Genuß mit zu verſchaffen, noch 


vor Dunkelwerden abgebrannt wurde. Ein junger 
Mann, der bei dem Vivat auf den König ſeinen Hut 
nicht abnahm, wurde deßhalb ernſtlich zurechtgewieſen 
und ſogar entfernt. — Wieviel den Gewerbtreibenden, 
zu deren Beſten das ganze Feſt veranſtaltet wurde, zu 
Gute kommen wird, muß abgewartet werden. Man 
fürchtet, daß die Feſtkoſten einen großen Theil der Ein⸗ 
nahme abſorbirten, zumal die außerhalb des Etabliſſe⸗ 
ments Befindlichen kein Entree bezahlten. Wenigſtens 
war das Feſt wieder eine große Eonfervativspolitifche 
Demonſtration. — Die Streitigkeiten über die Stif⸗ 
tung des Treubundes ſcheinen noch immer fortzudauern. 
Heute tritt ein Major a. D. Guſtav Blücher in der 
Voſſiſchen Zeitung mit der kategoriſchen Erklärung 
auf: der königl. geh. Sekretär im Ober-Regierungs⸗ 
Kollegium, Hr. Habel, ſei der Stifter des Treubundes 
für König und Vaterland. Es iſt dies offenbar gegen 
den Grafen Luckner gerichtet und wird ſich fragen, ob 
Letzterer dazu ſchweigt. Die Hauptabſicht des Grafen 
Luckner ſcheint ein Sitz in der zweiten Kammer zu 
ſein und der Treubund ihm dazu dienen zu ſollen. 
Dieſelbe Abſicht ſollen aber auch feine. Kon⸗ 
kurrenten haben. Zu dem Ende haben ſie herausge⸗ 
bracht, daß Graf Luckner ſich früher auch bei der de⸗ 
mokratiſchen Partei um denſelben Preis bewarb, ohne 
Erhörung zu finden, und es entſteht ſomit die große 
Frage, ob der Treubund mehr Vertrauen in die Per⸗ 
ſon deſſelben ſetzt, als die Demokratie. Jedenfalls iſt 
ſicher, daß die Streitigkeiten über die Urheberſchaft des 
Treubundes durch dieſe hinterhaltigen Tendenzen auf 
beiden Seiten erſt ihre eigentliche Schärfe erhalten. 
Jene frühere Bewerbung des Grafen Luckner bei der 
demokratiſchen Partei iſt übrigens ſicher. Sie geſchah 
hier in Berlin zur Zeit der Nachwahlen für die 
zweite, nun aufgelöſte Kammer. Graf Luckner wandte 
ſich dieſerhalb insbeſondere an den jetzt zur Gefäng⸗ 
nißſtrafe verurtheilten Dr. Waldeck, damals Mitglied 
des Central-Komités für volksthümliche Wahlen und 
Präſidenten der demokratiſchen Partei im zweiten 
Wahlbezirk. Außerdem können auch noch andere Per⸗ 
ſonen namhaft gemacht werden, mit denen er unter⸗ 
handelte. — Welches Intereſſe die Berliner Zeitungen 
jetzt auch in den entfernteſten Welttheilen erregen, 
dürfte daraus zu entnehmen ſein, daß der Redakteur 
einer engliſchen Zeitung zu Langmeil in Süd au⸗ 
ftralien, der Prediger Havel, ſich ſeit Kurzem die 
Spener'ſche Zeitung ſchicken läßt. 

[Zur Gerichts-Organiſation. Militäri⸗ 
ſches.] Die anderweitige Organiſation der Gerichts: 
behörden und die Einführung des neuen Unterſuchungs⸗ 
verfahrens mit Geſchworenen hat auch in dem Ta⸗ 
bellenweſen der Gerichte bedeutende Veränderun⸗ 
gen nöthig gemacht. Der Juſtizminiſter Simons hat 
fi) deshalb veranlaßt gefunden, an ſämmtliche Appel: 
lations⸗ und Kreisgerichte neuerdings eine allgemeine 
Verfügung zu erlaffen, in welcher die Ueberſichten und 
Tabellen, welche die Gerichte, Staatsanwälte und Ober⸗ 
Staatsanwälte über die Geſchäfte und den Zuſtand der 
Juſtizverwaltung künftig einzureichen haben, ſpeziell be⸗ 
zeichnet ſind. — Die geheimen Conduitenliſten 
ſind bekanntlich durch die Kabinetsordre vom 31. Juli 
v. J. abgeſchafft. Statt derſelben ſollen künftig „Per⸗ 
ſonal-Nachweiſungen“, welche genaue Angaben 
über die perſönlichen und dienſtlichen Verhältniſſe ſämmt⸗ 
licher Juſtizbeamten zu enthalten haben, jedoch ohne 
Erwähnung eines beſonderen Urtheils über ihre Leis 
ſtungen, über ihre Fähigkeiten und ihre Conduite, ein⸗ 
gereicht werden. Die ſpezielleren Beſtimmungen, welche 
indeß kein allgemeineres Intereſſe gewähren, ſind aus 
der in der heutigen Nummer des Juſtizminiſterialblatts 
abgedruckten Verfügung zu erſehen. Das Tabellenwe⸗ 
ſen der Gerichte ſcheint hiernach noch immer etwas zu 
complicirt zu ſein, und wir ſollten meinen, daß eine 
größere Vereinfachung deſſelben eben ſo wünſchenswerth 
als ausführbar ſein müßte, wenngleich wir nicht ver⸗ 
kennen, daß dem Juſtizminiſterium allerdings daran 
gelegen ſein muß, eine möglichſt detaillirte Kenntniß 
von der Geſchäftsverwaltung der Gerichte und Staats⸗ 
anwälte zu erhalten, um danach die geeigneten Vor⸗ 
ſchläge und Anträge wegen Vermehrung oder Vermin⸗ 
derung des Perſonals bemeſſen zu können. — Erfreu⸗ 
lich iſt es, auch die geheimen Offiziers-Conduitenliſten 
verſchwinden und an ihre Stelle Qualifikations- 
berichte treten zu ſehen, welche von den einzelnen 
Generalkommando's alle zwei Jahre eingefordert wer⸗ 
den und nur diejenigen Offiziere betreffen, welche eine 
hervorſtechende oder doch wenigſtens genügende Quali⸗ 
fikation zu den reſp. höhern Stellen erwieſen haben, 
oder andererſeits in den Stellen, denen ſie vorſtehen, 
nicht mehr mit Nutzen gehalten werden können. Es 
ſoll jedenfalls Sorge getragen werden, daß nur Offi⸗ 
ziere von allſeitig bewährter Tüchtigkeit an die Spitze 
von Truppentheilen gelangen und Niemand länger in 
einer Dienſtleiſtung bleibe, wenn er nicht alle zu ihrer 


erfolgreichen Wahrnehmung erforderlichen Eigenſchaften 
befigt. (Berl. Conſt. 3.) 
(Vermiſchtes.] Man verſichert hier auf das 
Beſtimmteſte, daß der Reichs verweſer damit um⸗ 
gehe, in Kürze einen Reichstag nach Frankfurt a. M. 
zu berufen. Dieſe Maßregel wäre nur geeignet, die 
Verhältniſſe noch mehr zu verwirren. Es unterliegt 
übrigens keinem Zweifel, daß, wenn die Centralgewalt 
wirklich dieſen Schritt thun ſollte, die preußiſche Re⸗ 
gierung zu den entſchiedenſten Gegenmaßregeln greifen 
würde. — In höhern Kreiſen ſoll eine Adreſſe an 
den König zirkuliren, in welcher die baldige Rückberu⸗ 
fung des Prinzen von Preußen erbeten wird, da 
es gegen die Intereſſen des Thrones und des Landes 
ſei, den Thronfolger noch länger den Gefahren des 
Bürgerkrieges auszuſetzen, und ihn ſo lange von der 
Perſon des Königs und von dem Mittelpunkte der 
Regierung fern zu halten. — Von Stein und Ar⸗ 
nold Ruge ſollen Briefe eingelaufen ſein, von Letzte⸗ 
rem aus London. — Die geſtern erfolgte Freiſpre⸗ 
chung des Fabrikanten Thouret wegen Verheimlichung 
von Waffen iſt nur irrthümlich dem Geſchwornenge⸗ 
richt beigemeſſen worden. Die Verhandlung erfolgte 
vor einer Abtheilung des Kriminalgerichts. (C. B.) 
Bei dem in Erfurt zuſammentretenden proviſoriſchen 
Schiedsgerichte wird Preußen durch den Staatsmini⸗ 
ſter v. Düesberg, den geh. Juſtizrath Profeſſor 
Dirkſen und den Chef-Präfidenten des Appellations⸗ 
Gerichts in Glogau, Graf v. Rittberg, vertreten. 
Der Letztere iſt geſtern hier durchgereiſt und wird mit 
den beiden Erſtgenannten in Erfurt zuſammentreffen. 
Das erſte Geſchäft dieſes Bundesgerichts wird die 
Ausarbeitung wichtiger Geſetzentwürfe ſein, welche dem 
hieſigen Verwaltungsrathe vorgelegt werden ſollen. 
Der Letztere hält faſt täglich Konferenzen. — Die ſeit 
mehreren Tagen zirkulirenden Gerüchte von einem 
Rücktritte des General-Poſtmeiſters Herrn v. Schaper 
aus ſeiner bisherigen Stellung erhalten ſich. Als 
Grund giebt man das Eingehen dieſes hohen Staats⸗ 
amtes an, welchem die Hauptfunktionen durch die Er⸗ 
richtung des Handelsminiſteriums entzogen ſind. Es 
möchte indeß ſehr zweifelhaft ſein, daß man ernſtlich 
daran denke, ſo wichtige Funktionen, als die des Poſt⸗ 
weſens, die mit anderartigen nicht vereinbar find, nicht 
ferner einer einzigen Leitung anzuvertrauen. Erfah⸗ 
rung und Analogie aus anderen großen Staaten 
möchten dagegen ſprechen. — Nach einer Beſtimmung 
Sr. Majeſtät des Königs werden die Gardelandwehr⸗ 
männer bei eintretender Verſetzung in die 2. Klaſſe 
des Soldatenſtandes fortan nicht mehr der Provinzial⸗ 
landwehr überwieſen. Das Kriegsminiſterium hat hierzu 
die Verfügung erlaſſen, daß dieſe Individuen, wenn 
die Reihe ſie trifft, gleich den übrigen Mannſchaften 
zur Uebung bei den Bataillonen, denen ſie angehören, 
herangezogen werden und dort in einer beſondern Ab⸗ 
theilung nach Anordnung des Bataillonskommandeurs 
in angemeſſener Weiſe beſchäftigt werden. Dagegen 
ſollen diejenigen zur Verſetzung in die 2. Klaſſe des 
Soldatenſtandes verurtheilten Gardelandwehrmänner, 
welche vor der Einberufung ihre Rehabilitirung erlangt 
haben, den übrigen Mannſchaften des Bataillons zu⸗ 
getheilt und nicht der beſondern Abtheilung überwieſen 
werden. — Ueber den im Marſtall-Amt ausgebroche⸗ 
nen Konflikt erfahren wir Folgendes: Auf Befehl des 
die Oberſtallmeiſter⸗Stelle interimiſtiſch verwaltenden 
General⸗Majors Grafen v. Brühl ſollte mit den als 
Livrée⸗Tagelöhnern im königl. Marſtall beſchaͤftigten 
Leuten Seitens der betreffenden Stallmeiſter ein ſchrift⸗ 
licher Vertrag auf den Grund der bisher beſtandenen 
mündlichen Bedingungen abgeſchloſſen werden, 13 die⸗ 
ſer Leute verweigerten nach vorheriger gemeinſchaftli⸗ 
cher Verabredung theils die Unterſchrift dieſes Vertra⸗ 
ges, theils widerriefen ſie ihre bereits geſchehene Un⸗ 
terſchrift; ſie erklärten, das Verhältniß ſofort aufgeben 
zu wollen und ſtellten gleichzeitig die Arbeit ein, wor⸗ 
auf ſie auch alsbald gänzlich entlaſſen worden ſind. 
Daß Se. Majeſtät der König „die Parteien“ nach 
Potsdam beſchieden habe, iſt eine unrichtige Angabe. 
(Berl. Konſt. 3.) 
Schönebeck, 6. Juli. (Amts ⸗Enthebung.] 
Geſtern erſchien der Kreis⸗Landrath in unſerer Stadt, 
um dem Bürgermeiſter Schneider ad protoc. zu 
eröffnen, daß er durch Verfügung der königl. Regie⸗ 
rung zu Magdeburg vom Amte fuspendirt und ihm 
die Hälfte ſeines Gehaltes entzogen ſei. Als Grund 
der Suspenſion war in der Verfügung genannt: eine 
durch das Kreisgericht wegen Aufruhrſtiftung und Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung eingeleitete Unterſuchung. Schneider 
erklärte, daß ihm die betreffende Anklageſchrift noch 
nicht zugegangen ſei, er daher die Begründung der 
Suspenſion nicht prüfen könne, jedoch dem Befehle 
der Regierung durch Abgabe ſeiner Amtsgeſchäfte nach⸗ 
kommen würde. Das Gerücht von der Suspenſion 
des Bürgermeiſters Schneider verbreitete ſich bald durch 


die ganze Stadt und erweckte offenbar eine große Theil: 
nahme für den Angeklagten. (Magdeb. 3.) 
Erfurt, 4. Juli. Nachdem die von den drei 
Staatsregierungen Preußen, Hannover und Sach- 
ſen ernannten, von uns ſchon namhaft gemachten 
Mitglieder des hier zuſammentretenden deutſchen Bun⸗ 
des⸗ Schiedsgerichts“) bereits am letzten v. Mts 
eingetroffew waren, haben ſich dieſelben am 2. d. M. 
zut erſten Sitzung vereinigt, und iſt hiernach dieſer 
höchſte Gerichtshof des engeren deutſchen Bundes⸗ 
ſtaats als konſtitufrt zu betrachten. — Wiederholt 
wird von Berlin aus verſichert, daß Erfurt auch zum 
Sitze des Reichstags beſtimmt ſei. (Erf. Ztg.) 
Koblenz, 5. Juli. [Legitimiſtiſcher Kongreß.) 
Man will hier wiſſen, daß im Laufe dieſes Sommers 
eine große Zuſammenkunft der Häupter der franzö⸗ 
fifhen Legitimiſten in unſerm benachbarten Babe: 
Orte Ems devorſtehe. Geſtern kam nämlich auf der 
Reiſe dahin die Gemahlin des Herzogs von Bor⸗ 
deaux unter dem Namen einer Gräfin Chambord 
mit dem Dampfboote von Köln hier an und begab 
ſich ohne weitern Aufenthalt ſofort nach Ems, wo fie 
den Sommer über zum Gebrauche der Kur zu bleiben 
gedenkt, und da der Gemahl derſelben ebenfalls ihr in 
einiger Zeit dahin nachfolgen wird, ſo knüpfen ſich 
datan obige Vermuthungen, um ſo mehr, als bekannt⸗ 
lich ſeine Anhänger gegenwärtig wieder ſehr thätig in 
Ftankteich find. — Der nach Raſtatt beſtimmte Be⸗ 
lagerungs⸗Train iſt nun marſchfertig an verſchiedenen 
Plätzen hier und in Ehrenbreitſtein aufgeſtellt und er⸗ 
wartet jeden Augenblick die Ordre zum Abmarſch. Es 
find ſchwere Geſchütze verſchiedener Art, ſämmtlich ganz 
neu, und namentlich ſieht man eine Anzahl Bomben: 
Kanonen dabei. Geſtern wurden bereits dazu gehörige 
12 leete Munitionswagen auf Dampfbooten von hier 
nach Mainz befördert. (Düſſeld. 3.) 
Koblenz, 6. Juli. [Erbprinz von Baden. 
Belagerungsgeſchütz.] Vorgeſtern kam der Erb 
Prinz von Baden hier an; er nahm fein Abſtefge⸗ 
Quartier im Gaſthof zum weißen Roß, allwo derſelde 
noch verweilt. — Seit geſtern ſtehen die Wagen und 
Lafetten für den dahin beſtimmten Belagerungs⸗Train 
aufgefahren im Thal Ehrenbreitſtein. Es iſt eine große 
unabſehbare Reihe und heute iſt man damit beſchäf⸗ 
tigt, in aller Eile die Geſchützröhren einzulegen, indem 
der großartige Zug ſchon in den nächſten Tagen nach 
dem Orte ſeiner furchtbaren Thätigkeit abgehen ſoll. 


Das Publikum zieht zahlreich Über die Rheinbrücke 


und beſchaut dieſe großartigen Zerſtörungs⸗Werkzeuge, 
wobei allein 52 Geſchütze ſchweren Kalibers ſind. Alle 
ſind ganz neu und blank und außer dem Probeſchuß 
iſt noch kein anderer daraus geſchehen. Man bemerkt 
darunter 6 fünfzig: und 6 fünfundzwanzig⸗pfündige 
Mörſer, fo wie 7 fünfundzwanzig⸗pfündige Haubitzen, 
das Gewicht bekanntlich nach Steinkugeln berechnet; 
alle dieſe Geſchütze ſind bis auf 4 Mörſer der erſten 
Klaſſe, welche von Metall, aus ſchwediſchem Gußeiſen; 
fobann 11 vierundzwanzig⸗fündige Kanonen, wahre 
Koloſſe, bis auf eine eiſerne, alle von glänzendem Me⸗ 
tall, endlich 22 Zwölfpfünder, von denen 13 metallene 
ſind. (Düſſeld. 3.) 


Deut ſchlea nu d. 
Operationen in Baden. 

Ueber die Operationen im badiſchen Oberlande feh— 
len die Details noch. Nur das beſtätigt ſich, daß 
das Corps des Prinzen von Preußen ſchon 
am 4. Juli in Lahr eingerückt iſt, der Prinz 
ſelbſt hat ſein Hauptquartier nach Achern verlegt, und 
daß ſeine Avantgarde am 9. Juli Freiburg beſetzt 
hat. Das Corps, deſſen Oberbefehl Mieroslawski, 
bevor er in die Schweiz ging, abermals an ſeinen Vor⸗ 
gänger, den ehemaligen Lieutenant Siegel, abgegeben 
hat, iſt in vollſtändiger Auflöſung begriffen und dürfte 
ſchwerlich noch einen ernſten Widerſtand wagen können. 
Struve mit den anderen Häuptern des Aufſtandes 
ſoll nach Müllheim zurückgegangen ſein, und, nach 
freilich unverbürgten Nachrichten, dort zum Aeußerſten 
gegriffen und die rothe 5 offen proklamirt haben. 
Von dem Peucker'ſchen Corps hat man gar keine 
beſtimmteren Nachrichten. Die Aufgabe, welche es ge⸗ 
genwärtig zu läſen hat, den Schwarzwald vollends zu 
fänbern und den Feind von der würtembergiſchen Grenze 
abzuſchneiden, dürfte daſſelbe noch mit einigen verſprengten 
Abtheilungen zuſammenführen, da das Gros der In⸗ 
ſurgenten⸗Armee ohne Zweifel das Schweizer Gebiet zu 
erreichen ſuchen wird. Wahrſcheinlich ſteht es zur Zeit 
in der Nähe von Donaueſchingen. Daß der rechte 
Flügel der Preußen Kehl beſetzt hat, beſtätigt 
ſich ebenfalls vollſtändig; es wird dort indeß nur eine 
Beſatzung (circa 1500 Mann) zurückbleiben und der 
übrige Theil des Corps längs des Rheins weiter ins 
Oberland ziehen. In dem ſchmalen Winkel des Groß⸗ 
herzogthums, der ſich gegen die Schweiz und Frank⸗ 
reich hineinſtreckt, muß, von beiden Seiten gefaßt und 


„ 
I Daffeibe beſteht aus 7 Mitgliedern. Preußen: 1) vor: 
maliger Staꝛtsminiſter v. Düesberg, 2) O. L. Ger. 
Präsidenten v. Ritiberg, 3) Profeſſor Dirkſen. 
Sachſen: 4) Günther, 5) v. Webern. Han⸗ 
nover: 6) Franke, 7) v. Page. Den Vorſitz 


führt v. Düesberg. 


1736 


von dem Hauptcorps in der Fronte bedroht, der Auf⸗ 
ſtand ein ſchnelles Ende nehmen. Sonſt iſt das ganze 
Land in den Händen der Truppen, nur Raſtatt, in 
ihrem Rücken gelegen, hält ſich noch. Hier komman⸗ 
diren die preußiſchen Artillerie-Offiziere Willich und 
Annecke. Graf Gröben hat die Beſatzung und die 
Bürger zur Uebergabe aufgefordert, und wenigſtens die 
Anführer haben eine entſchieden abfchlägige Antwort 
gegeben. Aber es ſcheint ſich auch meine Vermuthung 
zu beſtätigen, daß die irregeleitete Maſſe und die Bür⸗ 
gerſchaft ſich nicht in ein ſicheres Verderben treibeu laſ⸗ 
ſen werden; die Infanterie ſoll bereits widerſpenſtig 
ſein und nur noch durch die in die Stadt gerichteten 
Kanonen abgehalten werden, die Thore zu öffnen. Die 
ſchwarze Fahne, welche auf dem Thurme weht, 
dürfte um ſo weniger ernſtlich gemeint ſein, als alle 
Nachrichten darin übereinſtimmen, daß die Feſtung nur 
noch auf ungefähr 8 Tage nothdürftig mit Proviant 
verſehen iſt. Doch auch für den Fall eines verzweifel⸗ 
ten Widerſtandes bleibt ſchwerlich eine Hoffnung. Die 
Feſtung iſt ſo eng cernirt, daß keine Maus hindurch⸗ 
ſchlüpfen kann; ein verzweifelter Verſuch einer Abthei⸗ 
lung Freiſchärler, ſich durchzuſchlagen, iſt bereits ge⸗ 
ſcheitert; das 20ſte Infanterie-Regiment, auf welches 
fie ſtießen, hat Alles, was im Kampfe nicht fiel, ge⸗ 
fangen genommen. Die Schanzarbeiten ſind zugleich 
ſo weit vergerückt, daß die Beſchießung, wenn ſie nicht 
ſchon begonnen hat, jeden Augenblick beginnen kann, 
und Belagerungsgeſchütz iſt namentlich von Koblenz in 
hinreichender Zahl herbeigeſchafft. Mit jeder Poſt dür⸗ 
fen wir der Nachricht entgegen ſehen, daß ſich die 
Feſtung ergeben hat oder genommen iſt. 

Nach einem glaubwürdigen Privat: Schreiben aus 
Baſel wäre der bekannte Florian Mördes in Folge 
eines von der großh. badiſchen Regierung bei der Kan⸗ 
tonalbehörde eingelaufenen Requiſitoriums daſelbſt zur 
gefänglichen Haft gebracht worden. Auf ſeine ge⸗ 
gen dieſe Maßregel erhobene Reklamation, daß er poli⸗ 
tiſcher Flüchtling und als ſolcher das Aſylrecht zu be⸗ 


anſpruchen befugt ſei, ward ihm von der Behörde er⸗ 


widert, daß ſeine Verhaftung bewilligt worden, weil er 
Diebſtahl an öffentlichem und Privateigenthum bes 
gangen habe, worüber dem Requiſitorium die erforder⸗ 
lichen Beweisſtücke beilägen. Nach eben demſelben 
Schreiben hatte der Oberbefehlshaber des badi⸗ 
ſchen Rebellenheeres die Stadt Baſel — . Pi 

ofort nach Lieſtal zu begeben. Endlich berichtet 
Aal ee daß 9 150 Feelſcharter von 


allen Nationen, als Polen, Franzoſen, Italiener, Uns 


garn u. ſ. w., welche bei Klein⸗Hüningen die franzö⸗ 
ſiſche Grenze zu überſchreiten ſich anſchickten, von den 
jenſeitigen Behörden mit Nachdruck zurückgewieſen wur⸗ 
den, hierauf aber von den Baſelern entwaffnet und 
vorerſt unter polizeiliche Oöhut geſtellt worden ſeien. 
(Deutſche Ref.) 
Die Garniſon in Freiburg hat erklärt, ſie werde 
nicht fechten. Darauf hin iſt wohl das ganze Ober⸗ 
land von den Aufſtändiſchen verlaſſen worden. Wenn 
Raſtatt fällt, ſo iſt die Sache als beendigt anzuſehen, 
und wir können dann den Verluſtkonto ziehen. 
Karlsruhe, 4. Juli. Ein ganzer Zug badiſcher 
Dragoner vom Leibregiment auf vollſtändig gefattelten 
Pferden, aber ohne Waffen, wurde geſtern unter der 
Eskorte preußiſcher Küraſſiere hier eingebracht, nachdem 
fie von den Inſurgenten übergegangen waren. Die 
Pferde ſahen ſehr abgemagert und vernachläſſigt, die 
eiter ſehr niedergeſchlagen aus; das Ganze gewährte 
einen ungemein traurigen Anblick. Preußiſche Land⸗ 
wehr iſt geſtern Abend in einer ſtarken Kolonne hier 
eingerückt, wird aber heute gegen Süden rücken, eine 
preußiſche Küraſſier⸗Schwadron wird hier in Beſatzung 
bleiben. — Die Preußen, ungefähr 5000 Mann an 
der Zahl, ſind am 3. Juli in Kehl eingerückt, nämlich 
das 24ſte, 25ſte und 28ſte Linien⸗Infanterie-Regiment, 
eine Batterie von der Iten Attillerie-Brigade, 2 Schwa⸗ 
dronen vom Iten (rothen) Huſaren-Regiment und ein 
Jäger⸗Bataillon. Ungefähr 1300 Mann werden in 
Kehl bleiben, die übrigen gehen ins Oberland. In 
Offenburg befindet ſich bereits eine Divifion unter den 
Befehlen des Generals Hirſchfeld. General Webern 
kommandirt in Kehl; der Prinz von Preußen hat ſein 
Hauptquartier in Achern. Struve iſt, wie man ſagt, 
aus Freiburg entflohen; er ward verfolgt und zwei 
Schiffe find auf ihn gefeuert worden, aber ohne ihn 
zu 1 55 Das Gerücht, daß Herr Weil, feanzöſi⸗ 
ſcher Geſandtſchafts-Sekretär, in Raſtatt erſchoſſen 
worden, iſt glüclicherweife ungenau. Es iſt gewiß, 
daß Herr Weil feſtgenommen worden, und daß er noch 
in Raſtatt zurückgehalten iſt, aber thätige Schritte ge⸗ 
ſchehen in dieſem Augenblick, um feine Freilaſſung zu 
erlangen, (D.P:4.3.) 
Karlsruhe, 5. Juli, Morgens. Die Karlsr. Ztg. 
meldet: „So eben erhalten wir die zuverläſſige Nach: 
richt, daß Freiburg von den Preußen genommen wurde. 
Der Widerſtand von Seiten der Aufſtändiſchen foll 
ſchwach geweſen ſein. Wenn mehrere Blätter unlängſt 
berichteten, Oberſt Tobian ſei an ſeinen Wunden ge⸗ 
ſtorben, ſo iſt dies untichtig; er befindet ſich noch in 
Straßburg, man hat aber wenig Hoffnung für ſein 
Aufkommen. Er iſt im Geſicht ſehr ſchwer verwun⸗ 


det. Auch andere Verwundete befinden ſich in Straß⸗ 
burg. In Freiburg ſollten, um den Einmarſch der 
Preußen zu verhindern, Barrikaden gebaut werden, die 
Bürger haben aber dagegen proteſtirt, und ſo unter⸗ 
blieb es.“ 

Am Tage ihrer Flucht nach Raſtatt befahl die pro⸗ 
viſoriſche Regierung der Poſt- und Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 
tung noch, ihre Kaſſe abzugeben, ſo wie ſämmtliches 
Material aus den Werkſtätten, Utenſilien u. ſ. w. zu 
packen und nach Raſtatt zu liefern. Von Seiten der 
Beamten geſchah erſteres in der Art, daß „die Haupt⸗ 
ſache ſalvirt“ wurde, letzteres ſo, daß etwa 6—8 1 
päckwagen der Eiſenbahn mit dem Verlangten gefüllt 
wurden, aber ein paar Minuten vor der fahr mit⸗ 
telſt einer kühnen Wendung der Drehſcheibe wieder in 
die Wagenhalle zurückgeſchoben und die gleiche nzohl 
ähnlicher, aber leerer, an die alte Stelle im Zuge ge⸗ 
bracht wurden, welche der Dampf alsbald entführte. 

Muggenſturm, 3. Juli. In unmittelbarer Nähe 
von Raſtatt bin ich im Stande, Ihnen Zuverläſſiges 
von dieſer Seite des Kriegstheaters zu melden. Ge⸗ 
ſtern glaubte man, daß die Uebergabe der Feſtung er⸗ 
folgen werde; es wechſelten raſch hintereinander die 
weiße und rothe Fahne auf der Spitze des Kirch⸗ 
thurmes, weshalb General v. d. Gröben durch einen 
Offizier anfragen ließ, ob man ſich ergeben oder die 
Beſchießung gewärtigen wolle. Die Antwort lautete 
entſchieden kriegetiſch und wurde gleich darauf von 
Kanonenſchüſſen gefolgt, die einzelnen Soldaten galten, 
ohne jedoch zu treffen. Heute Morgen hatte ſich die 
Farbe der Fahne geändert; ſie war über Nacht ſchwarz 
geworden, aber beweglich, wie ſie ſich um die Spitze 
des Thurmes legte, mag auch wohl der Entſchluß ſein, 
den ſie andeuten ſoll. In der Feſtung iſt es, nach 
Ausſage von Gefangenen, ſchon zu den ernſteſten Auf⸗ 
tritten gekommen. Die Infanterie, welche auf 3 
Bataillone angegeben wird, und die Bürgerfhaft 
wollen Uebergabe der Stadt; die 300 Mann zäh⸗ 
lende Artillerie widerſetzt ſich aber und droht mit 
der Lunte in der Hand. Wie viel aber ein günſtiger 
Moment vermag, haben wir an Mannheim erfahren; 
ohnehin iſt die Stadt nur auf 8 bis 10 Tage mit 
Lebensmitteln verſehen. Die Feſtung iſt ſo eng ein⸗ 
geſchloſſen, daß die Vorpoſten des Nachts den Lärm 
der ſtets betrunkenen Beſatzung hören können. Unſere 
Truppen ertragen den beſchwerlichen Dienſt vor der 
Feſtung mit heiterem Sinn; ſie werden ſeit geſtern zu 
ihrer vollen Zufriedenheit verpflegt, während die Her⸗ 
beiſchaffung von Lebensmitteln in den erſten Tagen kaum 
gelingen wollte. — Vom Peucker'ſchen Corps find die 
Naſſauer einſtweilen nach Bruchſal zurückgeſandt, wo 
ſie zunächſt dem beabſichtigten Verſuch, die dortigen 
Gefangenen zu befreien, kräftig begegnen ſollen. 

D. 

Berlin, 7. Jult. Aus dem Hauptquartier Sr. 
königlichen Hoheit des Prinzen von Preußen 
Offenburg, iſt vom 5. Juli die Nachricht abgegangen, 
daß am Tage zuvor Parlamentaire aus Freiburg 
angekommen, durch welche die Reſte von zwei 
badener Regimentern, eine reitende Batterie und 
mehrere Infanterie-Abtheilungen (letztere etwa 
300 Mann) ihre Unterwerfung unter die recht⸗ 
mäßige Regierung anzeigten; auch die Stadt 
Freiburg ſelbſt hat ihre Unterwerfung erklärt 
und follte am 66. oder 2. Morgens von den 
Truppen des erften Armee-Korps beſetzt werden. 
Gefechte haben ſeit dem 40. Juni nicht Matt: 
gefunden. Raſtatt hatte die Aufforderung zur 
Uebergabe ohne Bedingungen zwar abgelehnt, 
doch glaubt man nicht au einen längeren Wir 
derſtand. u (St.⸗Anz.) 

Heidelberg, 3. Juli. Heute wird das Kriegsge⸗ 
richt hier eröffnet. Es wird öffentlich in dem großen 
Saale des Muſeums gehalten. Doch werden nur 
ſolche eingelaſſen, welche eine Eintrittskarte haben. 
Zu den am meilten Belaſteten gehören Trüßzſchlet, 
Stöck, Janſen, Stoll. — In unſeren näher und fer⸗ 
ner gelegenen Gebirgen laſſen ſich immer noch von 
Zeit zu Zeit einzelne Trupps von Freiſchaaren blicken. 
Es wurden daher nicht nur ſchon wiederholt von den 


preußiſchen Truppen von hier aus Streifzüge auf dies 


ſelben gemacht, ſondern man iſt auch von Seiten der 
hieſigen Stadtkommandantſchaft ſehr aufmerkſam dar⸗ 
auf, daß unſere Stadt. nicht einmal von einem Ueber⸗ 
fall heimgeſucht werde. Seit dem Einzuge der Pteu⸗ 
ßen in hieſige Stadt finden Fremde und Reiſende ſich 
in großer Zahl wieder ein und unſere Gafthöfe füllen 
ſich immer mehr. So eben verläßt uns ein Theil des 
preußiſchen Militairs, und an ſeiner Stelle rücken naf⸗ 
ſauiſche Truppen ein. j 4 
Karlsruhe, 4. Juli. Das ſigmaringenſche 
Bataillon iſt heute wieder von ar nach Pforzheim 
abmarſchitt und ein preußiſches bade Ba⸗ 
taillon vom 12. Regiment geſtern Abend hier ehe 
rückt. Als Urſache des raſchen Wechſels werden die 
Bemühungen einzelner hieſiger Eine namentlich 
von Gaſtwiethen, die Soldaten zum Eidbruch un 
Inſubocdination zu verführen, angegeben. Daß ſolche 
Fälle hier vorgekommen fein müffen, geht aus einer 


/ 


heute erlaſſenen Bekanntmachung des Kommandanten 
v. Brandenstein hervor, welche lautet: 

„Da nach m Heer en an die Stadtkommandantſchaft er⸗ 
gangenen Anzeigen in der Bierbrauerei von Jakob Georg 
Clever in den letztverfloſſenen Tagen freies Bier geſchenkt, 


aufrühreriſche Reden geführt, 


At. und man von neuem verſucht hat, Soldaten und 
Sn 2 5 fir die ſchlechte Reel e ſo wird 
ale etei bis auf weiteres geſchloſſen und iſt die 
Unterſuchung gegen Jakob Georg Clever fofort einzuleiten.“ 
Drei franzöſiſche Lancier-Offiziere von Lauterburg, 
welche ſich heute einmal die hieſige Stadt anſehen woll 
ten, wären faſt übel weggekommen. Da ſie keine 
Päſſe bei ſich hatten, wurden ſie bei ihrer Rückkehr 
am Mühlburget Thore angehalten und als Spione ver⸗ 
haftet. Zum Glück ſahen ſie auf dem Transport nach 
dem Gefängniß einen baieriſchen Offizier, den ſie als 
Flüchtling in Lauterburg kameradſchaftlich aufgenommen 
hatten; durch deſſen Vermittelung beim Stadtkomman⸗ 
danten wurden ſie wieder auf freien Fuß geſetzt und 
mit Päſſen verſehen. (Deutſche Ref.) 

Frankfurt a. M., 5. Juli. [Einberufung 
des Reichstages.] Die Reiſe des Reichsverwe⸗ 
ſers Erzherzogs Johann nach dem Bade Gaſtein 
iſt, wie uns von gutunterrichteter Seite verſichert wird, 
nicht ohne wichtigen politiſchen Zweck; es werden in 
Gaſtein Konferenzen mit Bevollmächtigten der öſterrei— 
chiſchen Regierung ſtattfinden; der Reichsverweſer 
wünſcht (und hat, wie man behauptet, auch die beſte 
Hoffnung, daß dieſem Wunſche werde entſprochen wer: 
den), daß die öſterreichiſche Regierung den erſten deut⸗ 
ſchen Reichstag, welcher den Charakter eines Reviſions⸗ 
parlaments behufs der Prüfung der vorliegenden Ver: 
faffungsentwürfe und der definitiven Vereinbarung 
über die deutſche Reichsverfaſſung haben würde, durch 
Abgeordnete aus den deutſch⸗öſterreichiſchen Provinzen 
beſchicken möge. Die Berufung des deutſchen Reichs 
tags durch den Reichsverweſer wird binnen Ku 
erfolgen. Der Reichsverweſer würde dem Vernehmen 
nach die Wahlen zum Volkshaus auf den Grund des 
feiner Zeit von ihm publicirten Reichswahlgeſetzes vom 
28. März ausſchreiben; doch würde für den Fall, daß 
dieſer Wahlmodus im Augenblicke noch auf Schwie⸗ 
rigkeiten ſtoßen ſollte, den Einzelſtaaten die Anwen: 
dung desjenigen Wahlmodus eingeräumt werden, wel⸗ 
cher in denſelben bei den Wahlen zur deutſchen Na⸗ 
tionalverſammlung befolgt worden war. Der Reichs⸗ 
verweſer würde, wie es ferner heißt, den Reichstag auf 
den Termin einberufen, welcher von der Nationalver⸗ 
fammlung in ihrer Sitzung am 28. März feſtgeſetzt 
wurde, als ſie noch in ihrer ganzen Vollzähligkeit da⸗ 
ſtand und die Gagern, Dahlmann, Beſeler, Soiron, 
Baſſermann, Mathy ꝛc. in der Paulskirche triumphir⸗ 
ten. Eine Verlängerung des Termins würde im Falle 
der Nothwendigkeit nicht ausgeſchloſſen ſein. 

(D. A. 3.) 

Stuttgart, 4. Juli. [(Römer in München.] 
So eben hören wir, daß Premier-Miniſter Romer 
nach München abgereiſ't ſei und es beſtätigt ſich 
ſomit, was wir ſchon lange vermutheten, daß wir 
ſan einen Anſchluß an Baiern und Oeſterreich 
gewieſen find, nachdem man von Seiten unferer 
Regierung mit Preußen durch Wort und That ge⸗ 
brochen hat. (Mainz. J.) 

Aus Thüringen, 6. Juli. [Eine zweite Zu⸗ 
ſammenkunft von Deputirten der thüringi⸗ 
ſchen Landtage! behufs der Verſtändigung über die 
wichtigſten, eben ſchwebenden Tagesfragen fand vom 
1. d. M. an in Ko burg ſtatt; es ſollte die bei der 
erſten Zuſammenkunft aufgeſtellte Tagesordnung vol⸗ 
tends erledigt werden. Erſchienen waren dieſelben Ab⸗ 
geordneten, die in Gotha anweſend waren; nur 
Weimar war durch drei andere vertreten. Von 
Reuß und Schwarzburg war die Zuſammenkunfe 
auch diesmal nicht beſchickt; doch ſprechen von daher 
eingegangene Zuſchriften das lebhafteſte Bedauern aus, 
daß dies nicht möglich geweſen war. Es wurden dies⸗ 
mal vier Sitzungen, vom Sonntag bis Dienſtag, ge: 
halten. Hinſichtlich der thüringiſchen Frage wur⸗ 
den die in Gotha aufgeſtellten Sätze näher erörtert 
und redigirt; im Allgemeinen blieb man bei den frü⸗ 
heren Beſchlüſſen ſtehen. Als einige neu hinzugetre⸗ 
tene, nähere Beſtimmungen dürften nur noch folgende 
erwähnt werden: die R gierungen der einzelnen thü⸗ 
tingiſchen Staaten ſollen bei dem Geſammt⸗Landtage 
durch Bevollmächtigte vertreten werden, die unter ſich 
durch einfache Majorität zu eneſcheiden haben; nur fol- 
len den einzelnen Staaten je nach ihrer Größe 1 bis 
3 Stimmen zuſtehen. Die Kompetenz dieſer legisla⸗ 
tiven Geſammtorgane hat man als bis jetzt auf 
15 ſpeziell bezeichnete Geſetze beſchränkt angenommen; 
es ſoll aber Aufgabe derſelben fein, wegen Fortbildung 
dieſes Inſtituts Vorſchläge zu machen, die dann den 
Einzeln⸗Landtagen und den Einzeln⸗Regierungen vor⸗ 
gelegt werden müſſen. Als Ort für das erſte Zuſam⸗ 
— dieſer Geſammtorgane wurde Gotha vorge⸗ 
ſchlag . — Der zweite Gegenftand der Tagesordnung, 
die deutſche Verfaſfungsfrage, wurde mit großer 
Lebhafti eit beſprochen. Unter den fünf geſtellten An⸗ 
trägen erhielt folgender, von dem Altenburger Abge⸗ 
ordneten eingebrachte die Majorität: „Die Verſammel⸗ 
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ten nehmen für ihr Verhalten in der deutſchen Ver⸗ 
faſſungsfrage die von dem in dieſen Tagen zu Gotha 
ſtattgehabten Kongreß früherer Parlamentsmitglieder ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe, unter Anerkennung der dafür darge⸗ 
legten Gründe und unter gleichen Vorausſetzungen als 
maßgebend an.“ — Die Verſtändigung hierüber wurde 
unter Anderm auch durch den Umſtand erſchwert, daß 
die Koburger bereits eidlich auf die Frankfurter 
Reichsverfaſſung verpflichtet waren. Doch ſtimmten ſie 
ſämmtlich für den angeführten Antrag, nachdem ihr 
eigener, jenem übrigens am nächſten ſtehender Antrag 
abgeworfen war. (D. Ref.) 

Dresden, 8. Zul. [Halb⸗Offizielles.] Die 
„Deutſche Zeitung“ brachte vor kurzem als weſentli⸗ 
chen Inhalt des zwiſchen Preußen, Sachſen und Han⸗ 
nover abgeſchloſſenen Staatsvertrages Folgendes: 

„Die drei Regierungen haben ſich verbunden zum Zweck 
der Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſch⸗ 
lands und der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit der deut⸗ 
ſchen Staaten. Der Beitritt zum Bündniſſe bleibt allen 
Gliedern des deutſchen Bundes offen; der beitretende erlangt 
das Recht auf Leiſtung der durch die Zwecke des Bündniſſes 
bedingten Hülfe. Die Oberleitung der zur Erreichung des 
Zweckes dieſes Bündniſſes zu ergreifenden Maßregeln iſt der 
Krone Preußen übertragen. Durch dieſelbe werden die di⸗ 
plomatiſchen Verhandlungen zur Abwendung äußern Krieges, 
zum Abſchluß der Allianzen, zur Herſtellung des Friedens 
geführt. Die militäriſchen Operationen werden durch die 
Krone Preußen geleitet, welcher alle Befugniſſe eingeräumt 
ſind, die nach der Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes 
dem Oberfeldherrn zuſtehen. Die Verbündeten halten zu 
dieſem Zwecke ihre Kriegsmacht in Bereitſchaft. Sobald 
militäriſche Operationen von umfaſſenderm Charakter erfor⸗ 
derlich werden, wird die ganze zur Dispoſition geſtellte 
Truppenmacht als eine Armee betrachtet und als ſolche ver⸗ 
wendet. Die Verbündeten wollen dem deutſchen Volke eine 
Verfaſſung nach Maßgabe des unter ihnen vereinbarten Ent⸗ 
wurfs gewähren. Sie werden ihn einem lediglich zu 9752 
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f ufenden Reichstage vorlegen. Abänderungen, welche 
ei dieſer Verſammlung beantragt werden, bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Zuſtimmung der verbündeten Regierungen. 
Dieſelben behalten ſich vor, über Zeit und Ort der Reichs⸗ 
verſammlung ſo wie über die Form der Berufung das Wei 
tere feſtzuſetzen. — Dies iſt neben Einführung des Verwal⸗ 
tungsraths und des Schiedsgerichts der ganze Inhalt des 
Bündniſſes. Dieſer ſoll vollſtändig ohne Aenderung von den 
Beitretenden angenommen werden, es kann nicht ein Theil 
angenommen, ein anderer abgelehnt werden; es ift Adhaſion 
an das Ganze erforderlich, wer ſich nicht zu dieſer bekennt, 
wird zum Reichstage nicht zugelaſſen. Ein beim Eintritt 
gemachter Vorbehalt wegen nachträglicher Genehmigung der 
Landſtände wird den Verbündeten gegenüber als nicht ge⸗ 
ſchehen angeſehen; der Beigetretene haftet, auch wenn die 
Zuſtimmung der Stände verweigert werden ſollte. Der Ent⸗ 
wurf des Wahlgeſetzes iſt für die fragliche Reichsverſamm⸗ 
lung unabänderlich; wo der darin als Bedingung des Wahl⸗ 
rechts feſtgeſetzte Gemeindeverband fehlt, wie in Mecklenburg, 
wird ein folcher ad hoc gebildet; wo einzelne Klaſſen der 
Bevölkerung, z. B. der Adel, nicht im Gemeindeverbande 
ſtehen, werden dieſelben in dieſem dazu eingereiht. Oldenburg, 
Naſſau, Schwerin, Darmſtadt, Baden, Bernburg haben der 
„Deutſchen Zeitung“ zufolge die Bereitwilligkeit zum Bei⸗ 
tritt erklärt. (Nach Berliner Blättern auch Anhalt⸗Deſſau). 
In Sachſen will man die Ausſchreibung der Wahlen, nach 
Maßgabe des preußiſchen Geſetzes, nicht von der Zuſtimmung 
der Landſtänee abhängig machen, in Hannover ja.“ 

Nach einer aus zuverläffiger Quelle geſchöpften Mit: 
theilung können wir hinzufügen, daß dieſer Artikel aller⸗ 
dings, was den erſten auf den Inhalt des Bündniſſes 
ſich beziehenden Theil betrifft, auf Wahrheit beruht. 
Die am Schluſſe beigefügten Notizen über die Bedin⸗ 
gungen des Beitritts und der ſtändiſchen Zuſtimmung 
hingegen find bloße Vermuthungen, und es ha⸗ 
ben über dieſe Punkte zwiſchen den verbün⸗ 
deten Mächten keine bindenden Verabredun⸗ 
gen ſtattgefunden. 

(Bakunins Papiere.) In dieſen Tagen hat 
man hier einen ſehr wichtigen Fund gemacht, von dem 
man ſich mancherlei Aufſchlüſſe über die hier obſchwe⸗ 
bende politiſche Unterſuchung verſpricht: man hat näm⸗ 
lich einen hier verborgen geweſenen Koffer mit Pa⸗ 
pieren Bakunin's aufgefunden. Sie ſind meiſt in 
polniſcher oder ruſſiſcher Sprache geſchrieben, ſo daß 
man gewandter Ueberſetzer bedürfen wird. Uebrigens 
nehmen nicht nur öſterreichiſche, ſondern auch preußt⸗ 
ſche und ruffifhe Bevollmächtigte zuweilen Einſicht 
von den Akten, um daraus etwaiges Material für 
dortige Unterſuchungen zu entnehmen. Namentlich iſt 
der preußiſche Kriminalrath Schlette aus Berlin zu 
dieſem Zwecke hier anweſend. Die hieſige Unterſuchung 
iſt übrigens ſo weit vorgeſchritten, daß man in den 
nächſten Tagen das Gewandhaus gänzlich zu räumen 
gedenkt. Die Zahl der Verhafteten, welche nach un⸗ 
ſerer letzten Nachricht noch 120 betrug, iſt bis jetzt 
auf 62 gefallen. (Leipziger 3.) 

Lübeck, 6. Juli. Anſchluß an die Verfaſ⸗ 
ſung.] Die „Lübecker Zeitung“ enthält folgendes: 
Aus der „Zeitung für Norddeutſchland“ iſt auch in 
dieſe Blätter die Nachricht übergegangen: Das Mi⸗ 
niſterium Brandenburg habe in Lübeck erklären laſſen, 
es könne den Anſchluß an die projectirte Verfaſſung 
nur unter der ausdrülichen Bedingung geſtatten, daß 
nach dem von Preußen, Sachſen und Hannover auf 
geſtellten Wahlmodus gewählt werde; jede weitere Ver⸗ 
handlung über dieſen Punkt ſei abgeschnitten. Siche⸗ 
rem Vernehmen nach iſt dieſe Nachricht irrig, minde⸗ 


— ͥ . '. — ²˙[ ũ1ßĩ22— “ͤb—bů——?r? — :. (ç—B-—— — — ĩ —v— —ä . ͤ— — — — 11 ————— FE 


ſtens ungenau. Es ſoll vielmehr die hierher gelangte 


Antwort Preußens die Zuläſſigkeit von Modiſi⸗ 
kationen des Wahlmodus, um dieſen den ein⸗ 
zelnen localen Bedürfniſſen anzupaſſen, ausdrücklich an⸗ 
erkennen. Näheres hierüber wird bei Gelegenheit der 
hier bevorſtehenden Verhandlung der Anſchlußfrage 
ohne Zweifel bald bekannt werden. 
. NO EEE 

Kriegsſchauplatz. 

Mittheilung 790 Feldpoſt zu Kolding. Die 
Dänen haben mit 20,009 Mann einen Ausfall aus 
Friedericia gemacht. Die Armee zieht ſich nach 
Veile zu. Die Feldpoſt hat gepackt und folgt dahin. 

Bei Erritſoe, 6. Juli. Dieſen Morgen machten die 
Dänen einen Ausfall gegen unſern linken Flügel, trie⸗ 
ben denſelben zurück und zerſtörten mehrere unſerer 
Schanzen; vorzüglich hat das 5. und 6. ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Bataillon und das 4. Jägerkorps gelitten. 
Die Dänen drängten die ſchleswig⸗holſteiniſchen Trup⸗ 
pen bis Stouſtrup zurück und ſteckten das dortige La⸗ 
ger in Brand, wurden jedoch wieder zurückgeſchlagen. 
Die Avantgarde und der rechte Flügel ſollen jetzt die 
Dänen in der Flanke angreifen. Die Verwundeten 
werden nach Kolding gebracht; ungefähr 50 Dänen 
ſind gefangen genommen. Das 1. Bataillon hat 
Major, Adſutant und 4 Offiziere verloren. — Stou⸗ 
ſtrup und noch mehrere Dörfer brennen. 

Hadersleben, 6. Juli. In der Nacht vom 5—6. 
Juli haben die Dänen einen Ausfall aus Friedericia 
gemacht, die Vorpoſten zurückgedrängt und 4 Kanonen 
und 2 Mörſer, welche auf der, Tags zuvor errichteten 
Schanze ſtanden, demontirt. Das 1. und 2. ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Bataillon, die zuerſt mit ihnen hand⸗ 
gemein wurden, haben ſich brav gefchlagen. Die mei⸗ 
ſten Offiziere ſind geblieben oder verwundet. Wie ſtark 
der ganze Verluſt iſt, kann man nicht beurtheilen, das 
4. Jägerkorps iſt indeß ſtark mitgenommen. Die ganze 
däniſche Armee ſoll in Friedericia ſein, die Garden 
waren bei dem Ausfall mit im Kampf und ſtanden 
dem 1. Bataillon gegenüber. Dieſen Morgen zwi⸗ 
ſchen 3 und 4 Uhr gelang es den ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Truppen jedoch, die däniſche Macht 
mit bedeutendem Verluſt hinter die Wälle von 
Friedericia zurückzudrängen. 

Außer dieſen haben wir noch folgenden heute in 
Altona eingetroffenen Bericht erhalten, der ſich indeß 
augenſcheinlich nur auf den Beginn des Kampfes be⸗ 
zieht und daher, neben den vorſtehenden über den gan⸗ 
zen Verlauf und den Schluß des Gefechtes berichten⸗ 
den Mittheilungen, von nur untergeordneter Bedeutung 
iſt. Dieſer Altonaer Bericht lautet alſo: Ein Offi⸗ 
zier, der ſo eben von Friedericia kommt und geſtern 
Morgen mit der geflüchteten Intendantur von Kolding 
ſüdlich gefahren iſt, bringt als Augenzeuge die Hiobs⸗ 
poſt, daß unſere ganze ſchleswig⸗holſtein. Armee 
aus unſeren Schanzen zurückgeſchlagen iſt. Un⸗ 
ſere Artillerie iſt in Feindes Hand. Die Lager 
bei Stvafirnp und Bredſtrup brennen. Geſtern 
Morgen um 4 Uhr hat unſere Artillerie ſchon 
geſchwiegen, iſt alſo in Feindes Hand geweſen, 
da ſolche als feſte Batterien nicht weggefahren 
werden können. Unſere Truppenreſte haben fich 
auf Veile und Kolding zurückgezogen. Außer 
den verſchiedenen Bataillonen hat das 4. Jäger⸗ 
corps ſehr ſtark gelitten, und haben die Dänen 
viele Gefangene gemacht. Jedenfalls find die 
Artilleriſten in den Schanzen, jv wie deren In⸗ 
fanteriebedeckung gefangen, da ſolche in den 
Palliſadenſchanzen ſich bis auf den letzten Mann 
wehren. Natürlich hoffen ſie immer auf Suc⸗ 
curs, welcher aber nicht kommen kann, da un⸗ 
ſere Truppen vor der Uebermacht immer weiter 
zurückweichen müſſen. Wenn auch das Uebel auf 
den erſten Blick größer ſcheinen mag, als es iſt, ſo iſt 
der Verluſt unſerer geſammten ſchweren Artillerie doch 
gewiß, ſo wie, daß wir ſehr ſchwere Verluſte erlitten 
haben, da ohne hartnäckigen Kampf von unſerer Seite 
die feſten Werke nicht aufgegeben worden. Das ift 
jedenfalls Thatſache, daß der Feind nicht weit von 
Kolding ſteht, da der Ueberbringer dieſer Nachricht mit 
der aus Kolding geflüchteten Feld⸗Intendantur zurück⸗ 
gefahren iſt; iſt der Feind auch nur auf dem halben 
Wege, fo iſt derſelbe ſchon im Beſitze unſerer ſämmt⸗ 
lichen ſchweren Artillerie, da ſolche nicht auf Rädern 
liegt. Berichterſtatter dieſes hat ſelbſt den Kampf in 
der Entfernung eine halbe Stunde geſehen und hat 
die Lager brennen ſehen; auch hat er die Wagen für 
Verwundete aller Art nach Möglichkeit herbeigebracht. 

(Hamb. Börſenh.) 

Kopenhagen, 5. Juli. Aus Aarhuus meldet 
der Bericht aus dem Kriegsminiſterium vom 1. Juli, 
daß die Stellung unverändert, indeß ein Unteroffizier 
und 5 preußiſche Huſaren mit Pferden und Equpi⸗ 
rung gefangen genommen. Fridericia iſt am 2. 
wieder beſchoſſen worden, allein ohne Wirkung; ein 
Unterjäger ıft leicht verwundet. N 

Däniſche Privatbriefe ſprechen von einem förmlichen 
Kampfe bei Silkeborg zwiſchen Preußen, Baiern 


und Badenſernz von beiden Seiten ſei das Bajonnett 


gebraucht und mehrere Wagen Verwundeter in Skan⸗ 
derborg angekommen. 


Aus Aſſens (auf Fühnen) wird gemeldet, daß ein 


großes ſchwediſches Dampfboot ſich der ſchon dort 
liegenden ſchwediſch-norwegiſchen Kriegs⸗Eskadrille an⸗ 

geſchloſſen; Prinz Oskar kommt mit den andern Of: 
fizieren oft ans Land. 

Vorehegeſtern hat man von Moen 11 Kriegsſchiffe 
in ſüdlicher Richtung kreuzen ſehen, die man für die 
ruſſ. Flotte hielt. N 
. Oeſterreich. 

* Wien, 7. Juli. [Die Börſe.] Die Oppo⸗ 
ſition der hieſigen Geld-Ariſtokratie gegen den neueſten 
Finanz = Plan des Miniſters v. Krauß dauert auf 
eine bedauerliche Weiſe fort. Es giebt kein Mittel, 
zu welchem die Banquiers nicht gegriffen, um den 
Finanz = Minifter zu zwingen, daß er ihnen exkluſive 
das nun proponirte Anleihen überläßt. — Der größte 
Theil der Börſenwelt, und an der Spitze Rothſchild, 
wirft ſich ſeit 2 Tagen auf das Silber-Agio⸗Geſchäft, 
um damit Entwerthung der Banknoten, und eine Kri⸗ 
ſis herbeizuführen. Der mittlere Handelsſtand iſt über 
dieſes Treiben empört, und ein Wink des Finanz⸗Mi⸗ 
niſters dürfte der Sache eine für die Banquiers ſehr 
ernſte Wendung geben. 

N. B. Wien, 7. Juli. [Aus Ungarn. Ber: 
miſchtes.] Die Peſther Zeitung enthält einen Auf: 
ruf Koſſuth's und ſeiner Miniſter dd. 27. Juni, 
worin das Vaterland in Gefahr erklärt 
wird. Er ruft alle Bürger zu den Waffen, 
indem er endlich ſelbſt eingeſteht, daß umſonſt ſo 
viel Blut gefloſſen und daß vom Auslande 
keine Hilfe zu erwarten iſt. Er ordnet einen 
Bolkskreuzzug an, dem jeder Mann ſich anſchlie⸗ 
ßen muß, mit welcher Waffe immer. Sturmläuten, 
Vernichtung alles Proviants wird anbefohlen. Alle 
Einwohner ſollen die Ortſchaften verlaſſen, wohin der 
Feind zieht und dann ſollen die Häuſer angezündet 
werden. Die Prieſter ſollen das Kreuz ergreifen und 
überall werden Volksverſammlungen veranſtaltet. Wer 
die Waffen nicht ergreift, wird für einen Feind des 
Vaterlandes erklärt. Das Inſurgentenheer wird 
auf 200,000 Mann angegeben. — Das Akten⸗ 
ſtück, vom Lloyd zuerſt mitgetheilt, zeigt, wie weit es 
eine Revolution bringen kann. — In gleichem Sinne 
hat auch der Kultusminiſter, Biſchof Horvath, einen 
Hirtenbrief an die ungariſche Geiſtlichkeit erlaſſen. — 
Nachrichten aus Weßprim zufolge, iſt der rechte 
Flügel der k. k. Donauarmee unter FMe. Bechtold 
nach kurzem Widerſtande daſelbſt eingerückt. Weßprim 
iſt ein wichtiger Knotenpunkt der Straßen gegen Kroa⸗ 
tien und Steiermark und ſeine Beſetzung erſchien da— 
rum wünſchenswerth, um ein etwaiges zerſprengtes 
Korps von einer Diverſion in dieſer Richtung abzu⸗ 
halten. — Thereſiopel iſt nicht vom Banus be⸗ 
ſetzt, auch rückt er nicht gegen Szegedin, ſondern 
hat blos O'Becſe an der Theiß, 6 Stationen von 
Temeswar, nach einem blutigen Kampfe be⸗ 
ſetzt, wonach die erſehnte Entſetzung dieſer Feſtung 
noch nicht erfolgt ſein kann. Zuverläſſig wird es bei 
Perlaß und O'Becſe noch zu heftigen Kämpfen kom: 
men, da ſie die Hauptübergangspunkte ins Banat bil⸗ 
den. — Zwei unſerer Miniſter finden ſich faſt unauf⸗ 
hörlich den Angriffen der Preſſe ausgeſetzt und zwar 
hat das fo benannte Journal (die Preſſe) den Han: 
delsminiſter Hr. Bruck hiezu beſonders auserſehen, 
während der „Lloyd“ den Finanzminiſter Kraus ſich zur 
Zielſcheibe gewählt hat. — Es heißt, Dr. Hye fei 
zum Unterrichtsminiſter ernannt. — Heute iſt der 
ſchon vor mehreren Tagen erwartete Ausweis der Bank 
zugleich mit dem Semeſtral⸗Berichte derſelben erſchienen. 
— Von dem neuen Bürgerwehr- (Nationalgarde) 
geſetz vernimmt man Folgendes: Pflichtig iſt man 
vom 25. bis zum 50. Lebensjahre. Nichtpflichtig, 
aber berechtigt ſind Geiſtliche und Staatsbeamte. Aus: 
genommen find Individuen des Militärs, der Finanz⸗ 
und Sicherheitswache; Beamte der Polizei, Staats⸗ 
anwaltſchaft, des Eiſenbahnbetriebs, des Poft:, Weg: 
mauth⸗ und Zollmanipulationsweſens, der Sanitäts- 
und Verpflegungsbranche; alle Amtsvorſteher und ihre 
Stellvertreter; die Bürgermeiſter und Sicherheits⸗ 
beamten der Gemeinden; endlich ſind ausgeſchloſſen: 
Verbrecher und gewiſſe Geſetzübertreter. Enthoben ſind 
körperlich Untaugliche. — Der Eid der Wehrmänner 
lautet: „Ich ſchwöre Treue meinem Kaiſer, Gehorſam 
und Schutz der Verfaſſung und dem Geſetze.“ — 
Stellvertretung im Dienſte iſt unſtatthaft. Rückt das 
Militär eingreifend zur Unterſtützung der Bürgerwehr 
aus, ſo bildet die letztere die Reſerve. Der Garniſons⸗ 
dienſt iſt nur im Kriege oder bei geſtörter Ruhe Sache 
der Bürgerwehr. — In der Hauptſtadt eines j den 
Kronlandes muß eine Bürgerwehr errichtet werden; 
Gemeinden von mindeſtens 2000 Seelen ſind dazu 
berechtigt, jenen unter 2000 Seelen kann eine derlei 
Bewilligung ertheilt werden. — Die bisherigen Bürger⸗ 
korps bleiben aufrecht, dürfen aber keine neuen Mit⸗ 
glieder aufnehmen. 

* Wien, 8. Juli. [Ein Orden. — Vom 
Kriegsſchaauplatz.] Kaiſer Nikolaus hat unſe⸗ 
rem Kaiſer den St. Georgs⸗Orden 4. Klaſſe für per⸗ 
ſönliche Tapferkeit überſchickt. Der kaiſerlich ruſſiſche 
Miniſter Graf Medem hat dem Kaiſer dieſes Ritter⸗ 
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kreuz nebſt einem 
veräns überreicht. 
geweſen ſein über 


Se. Majeftät fol ungemein erfreut 
dieſen Beweis von Aufmerkſamkeit. 


— Seit geſtern hat ſich bei Komorn nichts verän⸗ 


dert. Die Neugierde und Ungeduld des Publikums 
wird mit jedem Tage geſteigert. Geſtern war das 
Hauptquartier des Feldzeugmeiſters v. Hainau in 
Nagy Igman. Der kaiſerlich ruſſiſche Marſchall 
Fürſt Paskiewicz ifl am 3. mit ſeiner Armee von 
Miskolz aufgebrochen. 

NB. Wien, 8. Juli. [Aus Ungarn.] Man 
erfährt aus dem Lager bei Komorn Nachſtehendes: 
Die Feſtung iſt nun vollkommen cernirt und ein 
friſcher Angriff auf Görgey's gut verſchauztes 
Lager dürfte in den nächſten Tagen ſtattfinden, 
obſchon hier die bedeutendſte Macht der Mas 
gyaren konzentrirt ſein fol. Man zählt mehr 
als 80,000 Mann. Das kaiſerliche Heer ftebt bei 
Acs bis Babolna und Dotis. Doch glaubt man, 
daß eine entſcheidende Schlacht erſt dann ſtattfinden 
werde, wenn das ruſſiſche Hauptkorps Peſth näher 
gerückt fein wird. Daß es unter den k. k. Truppen 
viele Marodeurs giebt, läßt ſich nicht in Abrede ſtel⸗ 
len, eben fo wenig als daß die hartnäckige Vertheidi⸗ 
gung der Verſchanzungen bei Aces viel Blut gekoſtet 
hat, doch herrſcht allenthalben der beſte Geiſt und alle 
Strapazen werden mit freudigem Muthe ertragen. 
Doch ehe es zum Sturme der Feſtung kommt, dürf⸗ 
ten wohl 6 Wochen verfließen, die zu den Vorarbeiten 
der Belagerung einer Feſtung erſten Ranges, wie es 
Komorn iſt, erforderlich ſind. — Nach anderen Mit⸗ 
theilungen aus dem Bivouak bei Aces dürfte in den 
Operationen der Donau-Armee doch 14 Tage ein Still⸗ 
ftand eintreten, da man abwarten will, bis Paskie⸗ 
witſch und Jellachich näher gerückt find. — Aus 
dem ſüdlichen Ungarn kommen uns folgende Nachrich⸗ 
ten zu: Bem ermüdet nicht in ſeinen Anſtren⸗ 
gungen, den Theißübergang bei Titel zu er⸗ 
zwingen. Er zieht nach und nach alle ſeine zerſtreut 
geweſenen Truppen an ſich nach Perlaß, und ſucht am lin⸗ 
ken Ufer der Theiß die Vereinigung mit Perczel zu 
gewinnen. Die Temeswarer Feſtung und Haide ſind 
von den Magyaren befreit und es ziehen ſich die in 
dortiger Gegend disponibel geſtandenen Truppen unter 
Zurücklaſſung der Avantgarden längs des Kanals in 
ſüdlicher Richtung, um konzentrirt die von Bem ge⸗ 
ſuchte Verbindungslinie zu durchbrechen, die Kommu⸗ 
nikation abzuſchneiden und ſeinen etwaigen Rückzug zu 
bedrohen. — In Szegedin iſt am Zten d. die un⸗ 
gariſche Regierung eingezogen, um, von Bems 
und Perczels Truppen gedeckt, die Parlamentsver⸗ 
handlungen zu eröffnen. — Aus Peſth wird unterm 
29. Juni berichtet: Damjanich iſt von Szolnok 
zum Repräſentanten gewählt worden. Die Univer⸗ 
ſitätskirche wird zum künftigen Verſammlungsorte 
für die Volksabgeordneten hergerichtet. In den Gaſ— 
ſen und Straßen wird fleißig gepflaſtert und die klaf⸗ 
tertiefen Höhlen des Straßenpflaſters verſchwinden im⸗ 
mer mehr und mehr. Auch die Häuſer werden rüſtig aus— 
gebeſſert und an den ſtehen gelaſſenen Neubauten wird 
wieder emſig fortgearbeitet. Doch ſchreiten die Arbeiten 
nur langſam vorwärts, da der Arbeiter zu wenig ſind. 
Vor einigen Tagen ſind 2000 und einige hundert 
wallachiſche Rekruten hier eingerückt. — Koſſuth 
und Görgey find jetzt die Tonangeber in der Mode 
geworden. Seitdem Görgey Ofen erſtürmt hat, machen 
die Haarkünſtler eine Görgey-Friſur, d. i. äußerſt kurs 
zes, vorn auf der Stirn rund geſchnittenes Haar. Und 
ſeitdem Koſſuth hier ſeinen Einzug gehalten hat, ſieht 
man viele Ariſtokraten mit einem Kutſcher ausfahren, 
der ein breitärmliges Hemd, Gattien mit Spitzen, vun: 
den Hut u. ſ. w. trägt. — Die hier in letzter Zeit 
in Garniſon gelegene Abtheilung der deutſchen Legion 
hat ſich nach dem untern Kriegsſchauplatze eingeſchifft. 
An beiden Ufern wurden, als ſie an Bord ging, Böl⸗ 
lerſchüſſe gelöft. — Aus Warfhau war ein Neffe 
Bem's angekommen. Unter Strapazen und Aben⸗ 
teuern, durch Wälder und Einöden wandernd, gelang 
es ihm endlich, abgeriſſen und in miſerablen Zuſtande 
den magyariſchen Boden zu erreichen, wo er von den 
pattiotiſchen Bauern, als des Spionirens verdächtig, 
gebunden und mißhandelt, von den gewandteren Hu⸗ 
faren aber bald hierher geſchickt wurde. Koſſuth ſetzte 
ihn in Stand, zu Bem zu reiſen. Mit ihm ſind noch 
3 andere polniſche Offiziere angekommen. — Der Ein⸗ 
marſch der Ruſſen in Ungarn über Bartfeld hatte mit 
ſehr vielen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Ma⸗ 
gyaren hatten von der galiziſchen Gränze bis Kaſchau 
vier der großartigſten Verſchanzungen angelegt und 
wurden überdies durch das gebirgige Terrain ſehr des 
günſtigt. Ihr Rückzug iſt größtentheils dem General 
Rüdiger, der ihnen in die Flanke kam, zuzuſchreiben. 

Italien. 

** [Römiſche Angelegenheiten. Italie⸗ 
niſche Liga. Turin. Venedig.] Die fran⸗ 
zöſiſche Regierung hat folgende Depeſchen veröffentlicht: 
„Hauptquartier Santucci, 2. Juli, 10 uhr 
Abends. Der Kammandant der italieniſchen Armee 
an den Kriegsminiſter. Der Sturm, welcher am 30. 
Juni auf die Feſtung ſtattfand, hat den erwarteten 


eigenhändigen Schreiben feines Sou“ Erfolg gehabt. Die römiſche Munizipalität hatte An 


erbietungen ſich zu unterwerfen gemacht. Unſere Trup⸗ 
pen haben die 9. Baſtion inne. Die Thore von Paolo 
Porteſe und S. Pancrazio ſind mit geöffnet. Die 
Dispoſitionen ſind getroffen, daß die Beſetzung von 
Rom in der größten Ordnung ſtattfindet. Die Diszi⸗ 
plin der Soldaten gleicht ihrem Muth.“ — Eine 
zweite Depeſche lautet: „Civita-Vecchia, 3. Juli, 
10 uhr Morgens. Der Admiral Trehouart an 
den Marine-Miniſter. Der Chef des Generalſtabes 
der Armee meldet an den Kommandanten von Civita⸗ 
Vecchia und an den Admiral folgendes: „Vom Haupt⸗ 
quartier den 2., 10 Uhr Abends. In dieſem Augen⸗ 
blicke bemächtigt man fi der Thore San⸗Paolo, Por: 
teſe und Pancrazio. Die Baſtion Nr. 8 war ſchon 
am Tage von unſern Truppen beſetzt; ſie werden die 
Poſitionen einnehmen, welche der General en ehef 
für die Beſetzung angemeſſen finden wird. — Alles 
läßt vermuthen, daß die Armee in Rom unter Bedin⸗ 
gungen aufgenommen werden wird, welche den Abdſich⸗ 
ten und Intereſſen Frankreichs angemeſſen ſind.“ — 
Nach einer Korrefpondenz aus dem franzöſiſchen Lager 
vom 27. Juni ſcheint es, daß die franzöſiſche Armee 
vor dem Sturm vom 30. eine theilweiſe Niederlage 
erlitten hatte. Es heißt nämlich in dem Schrei⸗ 
ben folgendermaßen: „Man kann es nicht verbergen, 
daß die Franzoſen eine Schlappe bekommen haben. 
Garibaldi und ſeine Kolonne haben einen Ausfall 
gemacht, wobei es viele Todte und Verwundete gege⸗ 
ben hat, und deſſen Reſultat geweſen iſt, daß wir eine 
der drei am 21. eroberten Poſitionen aufgeben muß⸗ 
ten. Eine Batterie iſt bei dieſer Affaire heute Mor⸗ 
gen vollſtändig dementirt und vernagelt worden. Die 
Römer haben 17 Offiziere und einen Oberſt verloren. 
Unſer Verluſt iſt an Offizieren nicht ſo bedeutend, aber 
an Soldaten haben wir wahrſcheinlich mehr verloren 
als der Feind. Das Ganze iſt indeß etwas Acceſſoriſches 
und die Belagerung geht ihren Gang vorwärts u. ſ. w.“ 
— Dieſelbe Correſpondenz meldet: daß Harcourt 
mit Notificationen von Oeſterreich, Neapel und Spa⸗ 
nien nach Gaeta gereiſt iſt. — Einer Correſpondenz 
aus Florenz vom 27. Juni entnehmen wie, daß der 
Aufenthalt des Marſchalls Radetzky daſelbſt den 
Zweck hatte, ſich mit dem Gouvernement über die ita⸗ 
lieniſche Liga zu verſtändigen, die Oeſterreich nun mit 
allem Ernſt zu Stande bringen will. Die Präſident⸗ 
ſchaft der Liga will Oeſterreich dem Papſte anbieten. 
— Aus Turin wird vom 30. Juni gemeldet, daß 
das Parlament zum 30. Juni einberufen iſt. Die 
Ordonnanz iſt vom König ſelbſt unterzeichnet, ein Be⸗ 
weis, daß derſelbe von ſeiner Krankheit vollkommen 
hergeſtellt iſt. — Die Venetianer ſollen einen glück⸗ 
lichen Ausfall gewagt und zwei öſterreichiſche Generäle 
zu Gefangenen gemacht haben. 
Frankreich. 

+ Paris, 5. Juli. (Römiſches. National: 
verſammlung. Vermiſchtes.] Der Miniſter des 
Innern theilte in der heutigen Sitzung der National⸗ 
verſammlung eine aus dem Hauptquartier vor Rom 
eingegangene Depeſche vom 2. mit, die übrigens wenig 
Neues enthält. Die Truppen ſind im Beſitze mehrerer 
Thore der Stadt und ſchicken ſich zum Einzuge an. 
Sie hoffen, von der Bevölkerung mit Enthuſiasmus 
empfangen zu werden. Weitere Details ſind nicht be⸗ 
kannt. — Die Nalionalverſammlung ertheilte hierauf 
mit der gewöhnlichen Majorität die Autoriſation zur 
Verfolgung von fünf inkriminirten Repräſentanten und 
nahm ſodann die Diskuſſion über das neue Geſchäfts⸗ 
reglement auf. Das von der Kommiſſton vorgeſchla⸗ 
gene Prinzip für die Disziplinarſtrafen wurde vollſtän⸗ 
dig adoptirt. Die Nichtzahlung der Diäten wurde na⸗ 
mentlich von Bas ſcharf bekämpft, der nicht mit Uns 
recht hervorhob, daß in dieſem Geldzwang eine Herab⸗ 
würdigung der Kammermitglieder liege. Die Anwe⸗ 
ſenheit der Deputirten wird in Zukunft nicht mehr als 
das Reſultat des Eifers und der Hingebung, ſondern 
als ein Kalkül des Geldintereſſes erſcheinen. Trotz die⸗ 
ſer und noch anderer, nicht weniger plauſibeln Argu⸗ 
mente wurde jener Paragraph doch angenommen. 
Zwiſchen Dufaure und Changarnier ſcheint der 
Bruch vollſtändig zu fein. Der General beklagt ſich 
über die Schwäche des Miniſters, weil er ſeine Ein⸗ 
willigung zu der Unterſuchung gegen die am 13, in 
den Druckereien Proux und Barlé angerichteten Zer⸗ 
ſtörungen gegeben hat. „Glaubt man,“ ſagt der Ge⸗ 
neral, „daß die Nationalgarde dieſe Unterſuchung ruhig 
mit anſieht? Und ſteht nicht zu befürchten, daß, wenn 
man ſie wieder einmal zur Bekämpfung einer Emeute 
brauchen ſollte, die „Gutgeſinnten“ Anſtand nehmen 
würden, ihre Büchſe zu ergreifen, weil ſie ſich der Ge⸗ 
fahr ausſetzen, den Schaden vergüten zu müffen? Die 
Beſiegten müſſen auch die Buße zahlen!“ Der Ge⸗ 
neral giebt zwar zu, daß es am 13. ernſtliche Unord⸗ 
nungen gegeben hat, allein er fagt: „Im Kriege geht's 
nicht anders! Wenn die Soldaten einmal losgelaſſen 
find, fo hält man fie nicht mehr nach Belieben auf.“ 
Der General droht, wenn man die Strafbaren vor 
das Tribunal führt, die Ordre vorzuzeigen, in welcher 
anbefohlen wird, das Erſcheinen von dieſem und jenem 
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reis zu verhindern, und wenn man ihn dann der 
Indiskretion anklagen ſollte, ſo werde er antworten: 
„Ihr habt es ſo gewollt.“ — Seitdem man die Dro⸗ 
hungen des Generals kennt, beeilt man ſich nicht mehr 
mit jener Unterſuchung, man wagt es aber auch nicht, 
ſie aufzugeben. — Ledru Rollin iſt weder in Lon⸗ 
don, noch in Baſel, noch in Lyon. Einige behaup⸗ 
ten, er habe Paris noch gar nicht verlaſſen, und be⸗ 
zeichnen das quasi gouvernementale Gebäude, das 
den Chef des Berges verborgen hält. Wenn Ledru 
Rollin aber nicht in London iſt, ſo befindet ſich ge— 
genwärtig die Herzogin von Orleans daſelbſt. 
Louis Philipp hat ihr einen rührenden Empfang 
bereitet, und das war der erſte Feſttag, deſſen ſich 
dieſe Familie ſeit dem 23. Februar 1848 zu erfreuen 
hatte. — General Bedeau iſt mittels telegraphiſcher 
Depeſche benachrichtigt worden, mit ſeiner Reiſe nach 
Rom einzuhalten und in Marſeille neue Inſtruktionen 
abzuwarten. — Der frühere Miniſter des Auswärti⸗ 
gen, de Lhuys, wird als Geſandter nach London ge⸗ 
hen. Die Geſandtſchaft des Generals Lamoricière 
nach Petersburg iſt noch in Frage geſtellt. — Der 
General Cavaignae proteſtirt öffentlich gegen die 
Mittheilung eines Journals, daß ihm ſeine Abſicht zur 
Erlangung eines Marſchallsſtabs von Frankreich miß⸗ 
lungen ſei. Er erklärt, vielmehr die Propoſition hiezu 
aus den Händen des Präſidenten der Republik zurück⸗ 
gezogen zu haben, „weil er die Marſchallswürde un⸗ 
verträglich halte mit den republikaniſchen Inſtitutio⸗ 
nen.“ „Eine republikaniſche Regierung darf keine 
Prärogative einrichten.“ — Geſtern war hier die merk⸗ 
würdige Naturerſcheinung wahrzunehmen, def der Ve⸗ 
nusſtern bei hellem Sonnenſchein am Horizont glänzte. 
Eine Menge Deputirte drängte ſich vor der Sitzung 
der Nationalverſammlung um Herrn Leverrier, der 
ſeinen Kollegen einige Erklärungen über dieſe Konſtel⸗ 
lation gab und damit ſchloß, daß das Sehen der 
Sterne bei hellem Tage in Zukunft nicht mehr ver⸗ 
neint werden könne. 


＋ Paris, 6. Juli. [Tages⸗Chronik.] Die 
National⸗Vrrſammlung beendigte heute die Diskuſſion 
über das Geſchäfts-Reglement, und das Ganze wurde 
mit 367 Stimmen gegen 137 angenommen. Die 
Linke, welche die Annahme der von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Disziplinarſtrafen nicht verhindern 
konnte, nahm die Zuflucht zu Spott-Repreſſalien. Sie 
brachte Amendements ein, welche die Strenge des Mes 
glements noch übertrafen. Dieſelben wurden jedoch zu— 
rückgewieſen. Hierauf trat ein eigener Zwiſchenfall ein. 
Ein von der Kommiſſion vorgefchlagener Artikel, wel: 
cher den Deputirten unterſagt, Geſuche mit irgend 
welchen Empfehlungen auszuſtatten, mißfiel einer An⸗ 
zahl Deputirten der Rechten, und ſie übernahm hier⸗ 
bei die Rolle der Linken, indem ſie den Paragraphen 
bekämpfte. Einer dieſer Gegner erklärte fogar von der 
Tribüne herab, er würde ſich der Beſtimmung nicht 
unterwerfen, wenn ſie angenommen würde. Die An⸗ 
nahme fand nichts deſto weniger ſtatt. — Es iſt 
viel die Rede von einer Spaltung in dem Kabinet. 
Die Urſache ſoll die römiſche Angelegenheit ſein. 
Der liberare Theil des Miniſteriums, Dufaure und 
O d. Barrot, ſoll darauf beſtehen, daß der Papſt 
nicht früher nach Rom zurückkehre, bis daſelbſt Inſti⸗ 
tutionen verkündet würden, die die politiſche Freiheit der 
Römer garantiren. Der andere Theil, mit Falloux 
an der Spitze, iſt dagegen der Anſicht, die Initiative 
gänzlich dem Papſte zu überlaſſen, der die Abſicht ha⸗ 
ben ſoll, den Römern eine Charte zu oktroyiren, die 
von ihm allein ausgeht. — Dieſem Gerücht gegen⸗ 
über zirkuliert ein anderes, daß das Miniſterium noch 
gar keinen Entſchluß in der römiſchen Angelegenheit 
gefaßt habe, und daß dieſe Frage in Uebereinſtimmung 
mit England und Oeſterreich verhandelt werden 
würde. — In Betreff der bereits gemeldeten Disloka⸗ 
tion der Alpen Armen, hören wir mannigfaltige 
Zweifel darüber, ob Me wirklich ſtatthaben werde, fo 
lange die Differenzen zwiſchen Oeſterreich und Pie: 
mo nt nicht ausgeglichen feien, — Die Veranlaſſung 
zu dem geſtern mitgetheilten Schreiben des Generals 
Cavaignac, in Betreff der Marſchalswürde, ſoll die 
ſein, daß die Freunde des General Changarnier für 
denſelben den Marſchallsſtab als Belohnung feiner der 
Sache der Ordnnng erwieſenen ienſte nachgeſucht 
haben. Od. Barrot und Dufaure erklärten in⸗ 
deß, ihre Zuſtimmung nur dann zu geben, wenn der 
General Cavaignae dieſelbe Würde erhielte. Das gab 
denn nun Veranlaſſung zu vielen Konferenzen und 
Verhandlungen und Cavaignac machte durch feine Er⸗ 
klärung der Sache ein Ende. Denn, wie es ſcheint, 
hat der Generay Changarnier das Beiſpiel feiner Kol⸗ 
legen befolgt. 4 Hagen; 74 
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Straßburg, 5. Juli. [Die Truppenbewe⸗ 
gungen aus dem ſüdlichen Frankreich nach 
dem Elſaß haben bereits begonnen.] Die Di⸗ 
viſion des General Marcy hat ihr Standquartier im 
Alpenlager verlaſſen und wird abtheilungsweiſe zwiſchen 
dem 16. und 25. d. M. im oberrheiniſchen Departe⸗ 
ment eintreffen. Nach Colmar (das zum Hauptquar⸗ 
tier auserſehen iſt), find die Linien⸗Regimenter Nummer 
48, 52 und 74 beſtimmt, ſo wie einige Batterien Ar⸗ 
tillerie. Zwiſchen Mühlhauſen und Thann (in 
Cernay) werden ebenfalls Truppen aufgeſtellt, 
und die Beſatzungen in Neu⸗Breiſach und Bel⸗ 
fort erhalten auch große Verſtärkung. Das rhei⸗ 
niſche Beobachtungs⸗Corps nimmt ſeine Haupt⸗ 
ſtellung nächſt der Schweizergränze, während auf 
der Linie zwiſchen Elſaß und Lothringen vor der Hand 
die gegenwärtigen Poſitionen, welche den Friedens fuß 
nicht überſteigen, beibehaltenwerden. Der preußiſche 
General r. Webern, welcher in Kehl befehligt, hat 
unſerem Diviſions⸗General Boujenel hier einen Beſuch 
abgeſtattet, ſo wie dieſer jenem. Es herrſcht an der 
Gränze gegenſeitiges freundliches Entgegenkommen. Je⸗ 
den Tag ziehen Flüchtlinge, welche unter den Inſur⸗ 
genten gefochten haben, wieder in ihre Heimat. Sie 
werden von franzöſiſchen Wachen bis an die Gränze 
begleitet. Auch ſehr viele badiſche Soldaten, welche 
den Eid gebrochen und ihre Fahnen verlaſſen haben, 
ſtellen ſich in Kehl, wo ſie durchaus keiner Strafe 
verfallen, da ihnen Amneſtie zugeſichert iſt. Nach 
Algier und den Departementen Calvados und Fini⸗ 
ſterre ziehen ebenfalls jeden Tag ganze Schaaren. Sie 


erhalten täglichen Sold von der franzöſiſchen Regierung. 
Das Benehmen der Preußen in Kehl iſt ein ſehr leut⸗ 
ſeliges, und ſie ſuchen den dortigen Bewohnern die Ein⸗ 
quartierungslaſt ſo viel als möglich zu erleichtern. Die 
Eiſenbahn⸗Verbindung zwiſchen Kehl und Karlsruhe 
iſt noch nicht hergeſtellt, eben ſo iſt die badiſche Linie 
nach dem Breisgau und der Schweiz ausſchließlich 
dem Militär zur Verfügung geſtellt. Die Dampf: 
ſchiffe, welche von Mannheim hieher gehen, befor: 
gen ausſchließlich alle Transporte von Reiſenden und 
da fie mit den elſäſſiſchen Eiſenbahnen in unmittelbarer 
Correſpondenz ſtehen, ſo erfreuen ſich jetzt auch die 
Bergfahrten auf dem Oberrhein einer ſehr ſtarken Fre⸗ 
quenz. (Köln. Ztg.) 


Schweiz. 

Baſel, 29. Juni. [Fremdenliſte.] Die nach⸗ 
folgende Fremdenliſte dürfte unſern Leſern von Intereſſe 
ſein. Wir theilen ſie aus zuverläßiger Quelle mit. 
Im Gaſthaus zum „Storch“ logirten geſtern Franz 
Raveaux, „Vater“ Itzſtein. (Beide find weiter gereiſt.) 
Florian Mördes mit Braut. Oberſt Kapferer (nach 
der franzöſiſchen Schweiz abgereift), Im Gaſthaus 
zur „Krone“: Mieroslawski (reiſte nach Aarau). In 
den „drei Königen“: die Herren Reichstags-Abgeordne— 
ten Vogt, Simon von Breslau, Schüler von Zwei⸗ 
brücken, Zitz (ſeit mehreren Tagen unſichtbar). In 
Klein⸗Baſel: Gaſthaus „zum ſchwarzen Bär“: Herr 
Reichstags⸗Abgeordneter Erbe. (Mannh. J.) 

In Folge der von der proviſoriſchen Regierung von 
Baden angeordneten Werbung von Scharfſchützen in 
der Schweiz hat Hr. Oberſt Kurz heute in Befolgung 
der Anordnung des Hrn. eidgenöſſiſchen Kommiſſairs 
den Befehl an die Gräuzpoſten erlaſſen, keine Bewaff⸗ 
neten, ſeien es Schweizer oder Fremde, über die badi⸗ 
ſche Gränze zu laſſen, ſondern einen jeden ſolchen zu 
entwaffnen. (Baſ. 3.) 

Baſel, 3. Juli. [Die Anführer der badiſchen 
Inſurrektion.] Allmählich kommen alle Inſurrek⸗ 
tirns⸗Helden hier durch. Mieroslawski, Heuniſch, 
Mördes, Karl Rotteck, Emmerling, und andere 
waren geſtern hier. Mieroslawski's Leibwache iſt in 
Klein⸗Hüningen entwaffnet und über Nacht in einer 
Kaſerne in Klein⸗Baſel untergebracht worden. Dieſer 
Trupp hat gar keinen Verwundeten, und alles deutet 
darauf hin, daß er gar nicht im Kampf war. Dieſe 
ausländiſche Horde wurde alſo nur gebraucht, um das 
badiſche Volk zu terroriſiren. Mördes wurde hier ver⸗ 
haftet, weil man bei ihm die aus der Amortiſations⸗ 
Kaſſe geraubten Werthpapiere zu finden glaubte. Man 
fand ſie nicht, und Mördes wurde wieder entlaſſen. 
Er hat ſich ſehr bitter gegen die Polen ausgeſprochen. 
Die Nachrichten aus Freiburg deuten auf ein baldiges 
Ende des Trauerſpiels in Baden hin. Alle Mühe, die 
man ſich gab, durch Lügen die Eindrücke zu verwiſchen, 
welche die Nachrichten der verwundeten und flüchtigen 
Soldaten hervorbrachten, war vergebens. Die Bür⸗ 
gerwehren ſo wie viele Soldaten ziehen heim. In Frei⸗ 
burg entſtand durch die Abweſenheit der Führer, deren 
Flucht noch nicht bekannt war, ein peinlicher Zuſtand 
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folg vernichten. Von verſchiedenen Seiten kommt aber 
die Nachricht von einer Contrerevolution in Freiburg 
hier an. Die Bürgerſchaft habe ſich mit dem noch 
übrigen Militär zur Aufrechthaltung der Ordnung ver⸗ 
bunden. Die eingezogenen Kaſſen ſind mit Beſchlag 
belegt und dürfen nicht mehr fortgebracht werden, 
Gögg und Sigel ſind verhaftet. Dieſe beiden, welche 
doch noch bis zuletzt aushielten, ſtehen moraliſch jeden⸗ 
falls höher als die geflohenen „Helden.“ Eine an den 
Prinzen von Preußen geſchickte Deputation ladet den⸗ 
ſelben ein, alsbald nach Freiburg zu kommen. Stadt 
und Militär verſpricht unbedingte Unterwerfung. Nähe⸗ 
res über die letzterwähnten Vorgange ſteht noch zu er⸗ 
warten. a 

Hr. Brentano hat vom Kanton Zärich aus noch 
eine lange Anſprache „an das badiſche Volk“ er⸗ 
laſſen, worin er ſeine Verdienſte um die Sache der 
Freiheit aufzählt, und die, welche ihn zur Flucht ge⸗ 
zwungen, vor allem Stiuve, der Abenteuerlichkeit, der 
Herrſchſucht, der Verſchwendung, der niedrigſten Geld⸗ 
gier und jeder Gewaltſamkeit anklagt. Man hat die, 
welche den badiſchen Aufſtand von Anfang an in ſei⸗ 
ner Blöße und Verwerflichkeit zeigten, der gehäſſigen 
Uebertreibung beſchuldigt, und Herr Brentano ſtand 
voran unter denen, welche mit großen Worten die 
Reinheit, die Hochherzigkeit der Bewegung und aller 
ihrer Kämpfer rühmten. Jetzt tritt er, wie der Her⸗ 
ausgeben der Speyerer Zeitung gegen die Regenten 
der Pfalz, als Ankläger gegen die Beglücker Badens 
auf, in einer Sprache freilich, die in ihrer Geiſt⸗ und 
Würdeloſigkeit am meiſten ihn ſelbſt anklagt, der — 
nichts als ein eitler, geſchwätziger Advokat — die 
Sache der Freiheit Deutſchlands auf ſeine ſchwachen 
Schultern hatte nehmen wollen. (A. 3.) 

Großbritannien. 

London, 4. Juli. [Parlaments-Verhandlun⸗ 
gen.] Im Unterhauſe beantragte O'Connor, daß 
man ſich gewiſſen „großen Wahrheiten“ nicht länger 
verſchließen und die in der „Volkscharte“ enthalte⸗ 
nen Grundſätze annehmen möge, d. h. jährliche 
Wahlen, allgemeines Stimmrecht, Abſtim⸗ 
mung durch Ballottement, gleichartige Wahl⸗ 
bezirke, kein Unterſchied nach dem Eigenthum 
und Bezahlung der Mitglieder. Er ließ ſich 
bei der Begründung ſeiner Motion auf verwandte 
Theorien ein, und ſchloß mit der heiligen Verſicherung, 
daß, ſo lange er lebe, ſein Banner die Inſchrift füh⸗ 
ren werde: „Die Volkscharte und keine Ergebung.“ 
Der Antrag ward nach mehreren Seiten hin diskutirt, 
durch Oberſt Tompſon (der ſich jedoch der Bezahlung 
der Abgeordneten widerſetzte), Hume, G. Thompſon, 
Crawford und Fox unterſtützt, durch J. O'Connell 
(der nur rückſichtlich des Eigenthums und Ballottements 
ſich einverſtanden erklärte), Strickland, Muntz (obwohl 
mit einigen Punkten einverſtanden) und Campbell be⸗ 
kämpft. Der Letztgenannte bemerkte, O'Connor's Plan 
würde ein Syſtem des Sozialismus im Lande einfüh⸗ 
ren. Lord Ruſſel vertheidigte ſich in ähnlicher Weiſe, 
wie neulich gegen Hume. Er glaubte nicht, daß man 
beim allgemeinen Stimmrecht ſo viel Freiheit wie jetzt 
genießen werde und daß daſſelbe mit dem übrigen In⸗ 
halte der britiſchen Konſtitution im Einklang ſtehe, er 
fürchte vielmehr das Gegentheil. Die beantragte Maß⸗ 
regel würde zu großen Gefahren führen. Endllch wurde 
die Motion mit 222 gegen 13 Stimmen abgewieſen. 

Alles ſcheint zu weiſſagen, bemerkt das Cheltenham 
Journal, daß die Motion D' Iſraeli's über den Zu⸗ 
ſtand des Landes das Miniſterium ernſtlich wanken 
machen, wenn nicht ſtürzen wird; denn die Gewalt 
innerhalb und außerhalb des Parlaments konzentrirt ſich 
mehr und mehr in den Händen der Protectioniften. — 
56 ungariſche Huſaren, die von der piemonteſiſchen 
Armee kommen, ſind in England angelangt, und be⸗ 
wohnen ein kleines Lager bei Folkſtone. Dieſelben find 
durch Frankreich marſchirt, ohne die Hoffnung verwirk⸗ 
lichen zu können, in ihr Vaterland zurückzukehren, und 
ſich zur Verfügung der ungariſchen Regierung zu ſtel⸗ 
len. i (Deutſche Ref.) 

Rußland. 9 Ba? 

St. Petersburg, 1. Juli. Se. Majeftät der 
Kaiſer hat folgendes Handſchreiben an den General⸗ 
Adjutanten Grabbe J. gerichtet: „Geleitet durch das 
beſondere Vertrauen, daß Ich zu Ihnen hege, hatte 
Ich Ihnen den Auftrag ertheilt, mit der türkiſchen 
Regierung eine Vereinbarung zu treffen über die Maß⸗ 
regeln, welche zur Befeſtigung der in den Fürſtenthü⸗ 
mern Moldau und Wallachei durch das Einrücken der 
verbündeten ruſſiſchen und türkiſchen Truppen wieder⸗ 
hergeſtellten geſetzlichen Ordnung und Ruhe erſorder⸗ 
lich waren. Dieſen wichtigen Auftrag haben Sie mit 


der Ungewißheit. Geſtern kam ein Bürger von Frei- muſterhaftem Eifer und dem beſten Erfolge ausgeführt, 


burg hierher, um zu ſehen, ob die Herren hier zu fin⸗ 
den ſeien. Das Bekanntwerden ihrer Flucht mußte 


den Ihnen gegebenen Vorſchriften entfprehend, Zur 
Bezeigung Meiner Erkenntlichkeit für dieſes Ihr neues 


natürlich in Freiburg jede Hoffnung auf ferneren Er⸗ Verdienſt verleihe Ich Ihnen die hier beifolgende mit 


x 


Meinem Portrait verzierte Doſe uͤnd verbleibe Ihnen 
wohlgewogen.“ 

E Osmaniſches Reich. 
Konſtantinopel, 16. Juni. Eine Summe von 
3 Millionen türkiſcher Piaſter (etwa 180,000 Thaler 
preuß.) iſt auf den Schatz angewieſen worden, um die 
Dardanellen und die Küſten des Bosphorus zu 
befeſtigen. Man geht mit dem Plane um, daſelbſt 
Batterien mit Paixhans zu errichten. 


Lobales und Provinzielles. 


* * Breslau, 9. Juli. [Der religiöſe Fa⸗ 
natismus in der Politik.] Die HH. Baltzer, 
Gitzler, Nadbyl und Wager haben zu den bevor⸗ 
ſtehenden Wahlen folgenden Aufruf erlaſſen: 

„Katholiſche Mitbürger! Zum dritten Male, 
nach kaum verfloſſener Jahresfriſt, ruft Euch die Pflicht zu 
den Wahlen. Und ſie hat nie dringlicher gerufen, als eben 
jetzt. Die nahe Zukunft iſt verhängnißvoll. Des Vaterlan⸗ 
des Wohl und Wehe iſt abhängig von dem Charakter der 
neu zu wählenden Volkskammer. Verhelft uns zu einer 
Kammer, deren Majorität aus Männern beſteht, die ſich 
dem chriſtlichen Glauben nicht entfremdet haben, die ſich 
dieſes Glaubens auch nicht ſchämen, die vielmehr in ihm 
den Haupt⸗Rettungs⸗Anker für das in dem Zeitenſturm wan⸗ 
kende Staatsſchiff erblicken: — und wir gehen einer beſſe⸗ 
ren Zukunft entgegen. Bedenket es wohl, daß es Eure 
Pflicht iſt, dazu mitzuwirken. Erfüllet dieſe Pflicht und ſeid 
nicht gleichgültig. Sie ruft Euch nicht blos als Staats⸗ 
bürger, ſondern weit mehr noch als Chriſten zur 
Wahl⸗Uurne. Oder iſt's Euch etwa unbekannt, daß der 
Kampf, in welchem das Vaterland im Herzen des Volkes 
unausgeſetzt blutet, kein bloß politiſcher, ſondern ein 
Kampf um die chriſtliche Religion iſt? So lange 
das Volk noch chriftlich, noch katholiſch iſt, kann 
die Umſturzpartei ihr Ziel nicht erreichen. Dar⸗ 
um ſucht fie, eingedenkt jener an die franzöſiſchen Revolu⸗ 
tionsmänner geſprochenen Worte: „Wollt Ihr Frank⸗ 
reich beherrſchen, ſo müßt Ihr es zuerſt deka⸗ 
tholiſiren“, auch Deutſchland zu dekatholiſiren 
und zu entchriſtlichen. Laßt es Euch geſagt ſein, daß 
darin der Grund lag, warum die Nationalverſammlungen, 
ſchlechten Andenkens, in Frankfurt und Berlin eine ſo feind⸗ 
liche Stellung gegen das Ehriſtenthum einnahmen, war⸗ 
um ſie für Alle, nur nicht für die Kirche die volle Frei⸗ 
heit und Selbſtſtändigkeit wollten. Ja ſie haben ihr das 
letzte Kleid, was ſie noch trägt, nicht einmal ſicherſtellen 
wollen. Sie haben die Jugend ihr entreißen wol⸗ 
len, indem fie die Schule von ihr zu trennen und 
dadurch die Menſchheit ihrem religiöſen Ein⸗ 
fluſſe zu entziehen beabſichtigten. Solche der chriſt⸗ 
lichen Religion feindliche Männer wählet nicht, denn ſie ſind 
nicht Freunde, ſondern Feinde wie des Volkes, ſo des 
Königs, ſie ſind nicht wahre, ſondern getäuſchte Pa⸗ 
trioten. Nur wer den Staat zugleich durch die Religion 
ſtützen und dabei Allen gerecht werden will, der iſt ein 
wahrer Patriot; ihn wählet, er mag Katholik oder 
Proteſtant ſein.“ 

Die HH. Baltzer und Genoſſen wollen uns nun ge⸗ 
ſtatten, ihrem Aufruf wenige Worte hinzuzufügen. 
Die Verfaſſung vom 5. Dezember v. J. hat den Ge⸗ 
nuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte von keinem religiö⸗ 
ſen Bekenntniß abhängig gemacht; ſie hat den Rechts⸗ 
ſtaat begründet, der nur Staatsbürger und 
nichts Anderes in ſeinen Angehörigen erkennt. Die 
Herren Baltzer und Genoſſen find anderer Anſicht; — 
ſie wollen „weit mehr noch als Chriſten“ denn 
als Staatsbürger das Wahlrecht ausgeübt wiſſen. 
Hiergegen iſt nun nichts einzuwenden. Die Frommen 
und Gläubigen thun ja bekanntlich Alles mit religiö⸗ 
ſer Hingebung, und es muß Herrn Baltzer unbenom⸗ 
men bleiben, in dem Wahlakte einen weit mehr 
chriſtlichen als ſtaatsbürgerlichen zu erblicken. — 
Anders dagegen verhält es ſich mit folgendem Satze 
in dem katholiſchen Aufruf: „So lange das 
Volk noch echriſtlich, noch katholiſch iſt, kann 
die Umſturzpartei ihr Ziel nicht erreichen.“ 
— Es liegt in dieſen Worten geradezu die Anklage, 
daß nicht nur alle Nichtchriſten, ſondern auch 
alle Nichtkatheliken die Umſturzpartei be⸗ 
günſtigen, und hiergegen legen wir im Namen des 
nichtchriſtlichen und nichtkatholiſchen Theils des Volkes 
entſchieden Proteſt ein. Wir hätten gegen den Auf⸗ 
ruf nichts erheben können, wenn er die Wähler ere 
mahnte, Männer von religiöſer Geſinnung zu wäh⸗ 
len. Das Anſinnen jedoch, nur das ſpezifiſch⸗ka⸗ 
tholiſche Element als das allein ſeligmachende in 
der Politik anzuempfehlen, weiſen wir als ein reli⸗ 
giös⸗fanatiſches zurück! Wir haben wahrlich des 
politiſchen Fanatismus zur Genüge, als daß uns noch 
der religibſe der Herren Baltzer und Genoſſen auf: 
gebürdet werde! 

Jene Herren ſcheinen übrigens das Mißliche in ih⸗ 
ren Wünſchen eingeſehen zu haben, und ſie ließen ſich 
zu einem unlogiſchen Verfahren verleiten. Während 
nämlich der oben angeführte Satz ausdrücklich das 
„Ch riſtliche“ durch die Appoſition „katholiſch“ 
erläutert, heißt es zum Schluſſe: „er mag Katholik 
oder Proteſtant fein.” Uns iſt dieſe Logik zu gelehrt; 
1 Profeſſoren werden es wohl zu erklären 
wiſſen. 75 f 

Wenn uns übrigens der katholiſche Chriſt als Ret⸗ 
tender gegen die Pläne der Umſturzpartei anempfoh⸗ 
len wird, ſo erlauben wir uns, Herrn Baltzer zu 

bemerken, daß die Mehrzahl der katholiſchen 
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Geiſtlichen in der preußiſchen Nation alver⸗ 
ſammlung der linken Seite des Hauſes an⸗ 
gehörte, jener Seite, auf die er doch allein die Be⸗ 
zeichnung „Umſturzpartei“ angewandt haben will, und 
daß Waldeck, das Haupt der äußerſten Linken, ſo 
fromm katholiſch iſt, daß er keinen Tag die 
Meſſe verabſäumt. 

Breslau, 9. Juli. Dieſe Nacht iſt das Domi⸗ 
nium Groß-Rake gänzlich abgebrannt und dabei 
vieles Vieh zu Grunde gegangen. 


Bunzlau. [Die Stadtverordneten gegenü- 
ber der Regierung.] In der am 6. Juli c. ſtatt⸗ 
gehabten öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten 
theilte der Rechtsanwalt und Stadtverordneten⸗Vorſte⸗ 
her Minsberg der Verſammlung ein Schreiben des 
königl. Kreis⸗Sekretär Herrn Fliegel mit, in welchem 
ſich derſelbe als Kommiſſarius der königl. Regierung 
zur interimiſtiſchen Verwaltung des hieſigen Bürger⸗ 
meiſterpoſtens bezeichnete. Da dies der Majorität der 
Verſammlung nicht genügte, ſo brachte Herr Fliegel, 
welcher in der Verſammlung anweſend war, ſeine Ori⸗ 
ginal⸗Inſtruktion herbei und wurden die betreffenden 
Stellen durch den Vorſteher vorgeleſen. Trotz deſſen 
beſchloß die Verſammlung (mit 22 gegen 10 Stim⸗ 
men,) in Betracht, daß (wie behauptet wurde) die k. 
Regierung nach der Städteordnung nicht befugt, einen 
interimiſtiſchen Bürgermeiſter zu ſenden, indem der 
Kämmerer der geſetzliche Stellvertreter des Bürgermei⸗ 
ſters in Behinderungsfällen ſei, Herrn Fliegel in ſei⸗ 
ner Eigenſchaft als Regierungskommiſſar und interi⸗ 
miſtiſchen Bürgermeiſter nich t zuzulaſſen, weßhalb 
ihm auch der Verſteher das erbetene Wort nicht er⸗ 
theilte. (Wochenbote.) 


Oels, 7. Juli. [Wahlen.] Unſere Geſammtbe⸗ 
völkerung von 6506 Seelen hat 26 Wahlmänner zu 
wählen. Die Geſammtſumme des Steuerbetrages iſt 
auf 8284 Rthl. 9 Sgr. feſtgeſtellt, die erſte Abthei⸗ 
lung (41 Urwähler) bis zum Steuerbetrage von 39 
Rthl. 15 Sgr. bringt 1810 Rthl. 1 Sgr. auf, die 
zweite (121 Urwähler) bis 14 Rthl. 25 Sgr. bringt 
2780 Rthl. 5 Sgr., und die dritte (684 Urwähler 
bis 10 Sgr. und die 511 Steuerfreien) bringt 


2794 Rthl. 3 Sgr. (Fr. Bl.) 


Mannigſaltiges. 

— Bei Abtragung eines alten Gebäudes des Hotel 
Carnavalet in Paris hat man eine alte Kiſte mit Ma⸗ 
nuſcripten gefunden. Unter dieſen befindet ſich auch 
unter dem Titel „Ma confession“ das geheime Leben 
der berühmten Marion Delorme, von ihr ſelbſt ge⸗ 
ſchrieben. Da man nun weiß, daß das abgetragene 
Hotel von Quin Patin bewohnt worden iſt, welcher 
Arzt, Geliebter und Teſtamentsvollſtrecker der Marion 
Delorme war, ſo hat man Grund genug zu glauben, 
daß dieſe Kiſte eine koſtbare Entdeckung ſei, welche ge⸗ 
naue und verbürgte Nachrichten von dieſer berühmten 
Courtiſane, von der bisher nichts als apokryptiſche 
Briefe veröffentlicht wurden, enthalte, indem man hier⸗ 
mit die intereſſanteſten Aufſchlüſſe über das Zeitalter 
Ludwig XIII. erwarten darf. Man iſt gegenwärtig 
damit beſchäftigt, die durch die Feuchtigkeit unleſerlich 
gewordene Schrift wiederherzuſtellen. (A. Z. C.) 

— Kürzlich wurde die Autographen⸗Samm⸗ 
lung des Herrn Hodges in London verſteigert, und 
unter andern gezahlt, für: Molieres Namenszug 12 
Pfund 10 Shillinge, für einen Brief des Malers 
Rubens 5 Pf. 15 Sh., für einen von Calvin 7 Pf. 
7 Sh., für ein Billet Newtons 3 Pf. 17 Sh., für 
den von fünf Aerzten unterzeichneten Originalbericht 
über die Section der Leiche Napoleons 8 Pf. 12 Sh., 
für einen Brief der Königin Eliſabet an den Grafen 
Eſſer 2 Pf. 12 Sh., für einen der Maria Stuart 
4 Pf. 10 Sh., für ein Billet von Voltaire 1 Pf. 
2 Sh., für einen Brief Mozarts 2 Pf. 14 Sh., 
für einen Brief Lord Byrons an ſeine Gattin 6 Pf. 
6 Sh. — (A. Z. C.) 


Oberſchleſtſche Eiſenbahn. 

In der Woche vom 1. bis 7. Juli d. J. 
wurden befördert 6544 Perſonen, und eingenommen 
15148 Rtlr. 

Im Monat Juni betrug die Frequenz 44,381 Per⸗ 
fonen, und die Geſammt⸗Einnahme 77,483 Rtlr., ein⸗ 
ſchließlich des ruſſ. Militär⸗ Transports im Monat 
Mai d. J. 

Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn. 

In der Woche vom 1. bis 7. Juli d. J. 
wurden befördert 1372 Perſonen und eingenommen 
904 Rtlr. f 

Im Monat Juni betrug die Frequenz 5,464 Per⸗ 
fonen, und die Geſammt⸗Einnahme 3,531 Rtlr. 

Krakau⸗Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 

In der Woche vom 1. bis 7. Juli d. J. 

wurden befördert 1364 Perſonen und eingenommen 


7801 Rrtlr. 
Im Monat Juni betrug die Frequenz 21389 Per⸗ 


— VE ERBEN 


— rk. 
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ſonen, und die Geſammt⸗Einnahme 38222 Rtlr., ein⸗ 


ſchließlich des ruſſ. Militär = Transports im Monat 
Mai d. J. N 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 


In der Woche vom 1. bis 7. Juli d. J. 
wurden befördert 5028 Perſonen und eingenommen 
3755 Rtlr. 4 Sgr. 9 Pf. — 


Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. 

Die Frequenz auf der Niederſchleſiſch-Märki⸗ 
ſchen Eiſenbahn betrug in der Woche vom 24. 
bis 30. Juni d. J. 9358 Perſonen und 31013 Rltr. 
14 Sg. 11 P. Geſammt⸗Einnahme für Perſonen⸗, Güter: 
und Vieh⸗Transport ꝛc. vorbehaltlich ſpäterer Feſtſtel⸗ 
lung durch die Kontrole. 


P 
Inſerate. 


Wählen oder Nichtwählen? 

Herr Theodor Mundt- befpricht dieſe Frage in 
Nr. 154 dieſer Zeitung vorzugsweiſe rückſichtlich der 
deutſchen Reichsverfaſſung, bei welcher allerdings ganz 
andere Erwägungsgründe in Betracht kommen, als 
gegenwärtig bei den Wahlen zur zweiten preußiſchen 
Kammer. Was aber in jenem Artikel gegen das 
Nichtwählen zu dieſer Kammer geſagt iſt, fordert die 
demokratiſche Partei zu einer Rechtfertigung auf. Die⸗ 
ſes Nichtwählen wird als ein paſſiver Widerſtand an⸗ 
geſehen. Das Wählen iſt aber etwas ſo durchaus 
Freiwilliges, daß von dem, welcher ſich einer Wahl 
enthält, wohl nicht geſagt werden kann, er leiſte Wi⸗ 
derſtand. Die demokratiſche Partei beabſichtigt auch 
einen ſolchen Widerſtand gar nicht; ſie weiß ja, daß 
auch ohne ſie gewählt werden und die Kammer zuſam⸗ 
mentreten wird. Im Gegentheile, wie verſchieden auch 
in ihren eigenen Fraktionen und Abſtufungen die An⸗ 
ſichten über die letzten Folgen ihres gemeinſchaftlichen 
Entſchluſſes, welches auch ihre Hoffnungen oder Be 
fürchtungen ſein mögen, gegenwärtig will ſie that⸗ 
ſächlich keinen Kampf, weder mit der Regierung, noch 
mit den anderen Parteien im Volke. Mit Jener 
nicht, weil ſie die Ueberzeugung gewinnen mußte, daß 
ein ſolcher Kampf erfolglos, daß die Regierung über⸗ 
haupt oder doch unter den obwaltenden erhaͤltniſſen, 
nicht geſonnen oder nicht in der Lage iſt, eine mögli⸗ 
cherweiſe ſiegreiche Oppoſition zu dulden. Die demo⸗ 
kratiſche Partei will alſo nich“ zum dritten Male einen 
Kampf aufnehmen, der, wie der Bericht des Staats⸗ 
miniſteriums an des Königs weajeftät vom 29. Mai 
d. J. bereits andeutet, mit einer abermallgen Auflö⸗ 
ſung der Kammer und mit einer abermaligen Verän⸗ 
derung des Wahlgeſetzes endigen würde, der dem Lande 
viel Geld koſtet, aber die erſehnten Geſetze nicht ver⸗ 
ſchafft. Mit der Gegenpartei aber will ſie auch kei⸗ 
nen Kampf, weil ſie überzeugt iſt, daß ein in ſich ge⸗ 
ſpaltenes, durch Parteileidenſchaft zerriſſenes Volk nicht 
geeignet iſt, eine neue ſtaatliche Ordnung zu begrün⸗ 
den und zu befeſtigen. Sie will alſo Einigung, aber 
ſie hat in der vorigen Kammer die Erfahrung gemacht, 
daß dieſe Einigung im Wege der pärlamens 
tariſchen Verhandlungen, wie ſie im April 
d. J. begann, eben nun zu einer Auflöſung 
führt, daß eine entſchiedene Majorıtät nur dann für 
die Regierung eine Bedeutung haben wird, wenn ſie 
ſich ſchon durch die Wahlen ſelbſt herausſtellt. Die 
demokratiſche Partei will alſo im Volke den Kampf 
des Parteifanatismus, des gegenſeitigen Argwohns, der 
gegenſeitigen Verdächtigung und Anklage nicht fort⸗ 
ſetzen; fie will die bei öffentlicher Abſtimmung 
unvermeidlichen Feindſeligkeiten oder Unterdrückungen 
der freien Meinung vermeiden; ſie will es ihren Geg⸗ 
nern überlaſſen, ſich ungeſtört über die Lage des Vol⸗ 
kes und über deſſen Rechte zu berathen, und ſie hofft, 
daß ihr dabei fo mancher Vertheidiger erwachſen wird, 
der ſich bisher für ihren Gegner hielt. Mit einem 
Worte, was die Zweckmäßigkeitsfrage betrifft, fo hat 


die demokratiſche Partei die Ueberzeugung, daß ſie durch 


ihre Betheiligung bei den Wahlen dem Volke nicht 
nützen, durch ihre Nichtbetheiligung aber eher nützen 
als ſchaden wird. Denn diejenſge Oppoſition, welche 
nothwendig iſt, damit überhaupt eine gründliche Bera⸗ 
thung ſtattſinde und überſtürzte Beſchlüſſe vermieden 
werden — dieſe Oppoſition wird auch ohne fie, wird, 
wie geſagt, in den Reihen ihrer bisherigen Gegner 
ſelbſt entſtehen. — Aber die demokratiſche Partei hat 
noch einen viel wichtigeren, einen Rechtsgrund, ſich 
von den Wahlen auszuschließen. Das allgemeine, 
d. h. gleiche Stimmrecht, aller ſelbſtſtänigen Glieder 
des preußiſchen Volkes, ohne Unterſchied des Ranges, 
Standes und Vermögens, iſt nicht bloß nach Artikel 4, 
67 und 68 der Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 
1848 ein über jede Deutelei erhabenes, unzweifelhaft 
verfaſſungsmäßiges, ſondern es iſt das einzige und 
höchſte poliſche Recht jedes Bürgers, was in keiner 
Weiſe beſchränkt, gekürzt, geſchmälert werden kann, ſo 
lange die Verfaſſung ſelbſt im Wege der Revifion 
nicht endgültig feſtgeſtellt iſt. Es iſt das in dem Be⸗ 
ſcheide Seiner Majſtät des Königs an die Depu⸗ 


tationen der Städte Breslau und Liegnitz vom 
22. März vorigen Jahres und in dem mit Zu⸗ 
ſtimmung des vereinigten Landtages erlaſſenen Wahl⸗ 
geſetze vom 8. April v. J. begründete, durch den Vor⸗ 
dehalt der Reviſion der Verfaſſung von der Krone 
abermals beſtätigte, bis zu deren Vollendung alſo un⸗ 
widerrufliche Recht, welches das Volk nicht aufgeben, 
welches keine Majorität einer Minorität entziehen kann, 
wenn dieſe ſich nicht freiwillig unterwirft. Da Pro: 
teſte und Vorbehalte bei der Wahl nicht zuläſſig ſind, 
ſo wäre das Mitwählen eine ſolche Unterwerfung. Es 
handelt ſich alſo nicht um ein formelles, es han— 
delt ſich um ein weſentlich materielles Recht. 
Es iſt nicht gleich, ob ein Mann als ein gan⸗ 
zer Mann oder ob er nur, wie nach der Verord⸗ 
nung vom 30. Mai d. J. als ½ oder „00 eines 

Mannes gezählt wird. Es iſt richtig, daß durch das 

Nichtwählen jenes Recht auch nicht zur Geltung ge⸗ 

langt, aber gewahrt bleibt es, und eine Mahnung für 

Diejenigen, welche auf Koſten ihrer Mitbürger jetzt 

ein fo vervielfältigtes, ſchon einmal zur erſten Kammer 

ausgeübtes Recht abermals ausüben werden; eine 

Mahnung an das Rechtsgefühl, keine Spekulation auf | 
neue Bewegungen oder Anarchie, welche von der Dez | 
mokratie am meiſten geſcheut werden müſſen, weil f ö 


nur durch Recht und Ueberzeugung ſiegen kann. 
Breslau, 7. Juli. eh 


R. Bernh. Pflücker 


Bekanntmachung. 
Sperrung des Klodnitz Kanals. 
Wegen Ausführung der Reparaturen an den 
Schleuſen und Brücken des Klodnitz- Kanals, wird 
derſelbe in ſeiner ganzen Länge vom 29. Juli bis 
12. Auguſt d. J., und vom 12. Auguſt bis 23. 
September d. J. die Kanal⸗Schleuſe Nr. 6 für die 
Schiffahrt geſperrt werden, bei welchem letzteren Orte 
jedoch ein Umladen ſtattfinden kann. Dies wird den 
Kanalſchiffern zur Beachtung bekannt gemacht. 
Oppeln, den 11. Juni 1849. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


— — 
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Vom 7. bis 8. Juli Mittag ſind 7 Perſonen als 
an der Cholera erkrankt, 7 als geſtorben und 9 
Perſonen als geneſen, und von geſtern Mittag bis 
heute Mittag 9 Perſonen als erkrankt, 4 als geſtorben 
und 12 Perſonen als geneſen amtlich gemeldet worden. 

Hierunter find an Militär⸗Perſonen erkrankt 2, ge⸗ 
neſen 6, geſtorben Keiner. 

Breslau, den 9. Juli 1849. 

Königliches Polizei-Präſidium. 


— — 


Bekanntmachung. 

Nach Mittheilung des Magiſtrats zu Oppeln iſt 
der auf den 16ten und 17ten d. Mts. daſelbſt ange⸗ 
ſetzte Jahrmarkt wegen den ſtattfindenden Urwahlen 
auf den Alten und 12ten d. Mts. ver⸗ 
legt, was den hieſigen Gewerbetreibenden bekannt ge⸗ 
macht wird. 

Breslau, den 7. Juli 1849. 

Der Magiſtrat. 


Sitzung der Handelskammer 


Dinstag den 10. Juli Nachmittags 4 Uhr im 


Courslokale des Börſengebäudes. 
Zu den wichtigeren Vorlagen gehören: 

1. das Geſchäfts-Regulativ und 

2. der Etat für die Handelskammer, 

3. Geſuche um Anſtellung als Mäkler, 

4. die Frage, welche Maßnahmen zu ergreifen, um hie⸗ 
ſige Empfänger von Trieſter Waaren vor Beein⸗ 
trächtigungen an den Frachtgeldern zu ſchützen. 

Breslau, den 7. Juli 1849. Molinari. 


Gr. Glogau. Am 1. Juli d. J. folgte der hoch⸗ 
verdiente königl. Sanitätsrath Dr. Bail, an Folgen 


der Cholera, feinem werthen Freunde, dem Premier: 


Lieutenant und Bau⸗Senator Groß, in die Ewigkeit 
nach. Beide Männer, die ſich für das allgemeine 
Wohl aufgeopfert haben, werden am Orte ſchwierig zu 
erſetzen ſein. 


Trotz dem unſer hochgeſchätzter Herr Profeſſor 
Göppert in Nr. 139 d. Ztg. ſich klar und elde 
über die große Schädlichkeit ausgeſprochen, welche die 

ſtinkenden Ausdünſtungen auf die Cholera ausüben, trotz 
dem vor längerer Zeit ein mit vielen Unterſchriften ver⸗ 
ſehenes Promemoria wegen dem ewig ſtinkenden Graben 
in der Gartenſtraße an den hifigen Magiſtrat übergeben 
worden iſt, ſo unterbleibt dennoch die weitere Ueber⸗ 
wölbung dieſes peſtilenzialiſchen Grabens. — um nicht 
höhere Behörden auf dieſen Uebelſtand, der das Leben 
einer großen Anzahl Bewohner Breslaus bedroht, auf⸗ 
merkſam machen zu dürfen, hoffen die Bewohner der 
Gartenſtraße, daß dieſer lebensgefährlich Uebelſtand 
durch den Magiſtrat baldmöglichft beſeitigt und mit 
der Ueberwölbung dieſes Pfuhls vom Weiß ' ſchen Gar⸗ 
ten an fortgefahren werden möge. — Gewiß werden 
die Herren Stadtverordneten gegen dieſen nothwendi⸗ 
gen Bau keine Einſprache thun. 

Unus pro multis. 


Nachruf 


an den am 1. d. M. verſtorbenen Oberlehrer und erſten 
Inſpektor der königlichen Wilhelmsſchule, 


Herrn Dr. Francolm. 


Forſchend mit des regen Geiſtes kühnem Schwunge 
Nach des Himmelszeltes hehrer Sternenpracht, 
Meligion im Herzen, auf beredter Zunge, 
Wirkend auch dafür, mit Wort und Schrift bedacht, 
And'rer Geiſt und Seele bildend zu erheben, 
Sie zu ſtärken für des Lebens Wechſellauf, — 
Nach ſolch würdevollem ſchönen Erdenleben 
Stieg Dein Geiſt zum Urquell endlich ſelbſt hinauf! 
Chöre Tiefbetrübter Männer ſchon und Kinder, 
Weinen um den Lehrer, den das Grab umſchließt! 
O, es trauert auch der Freunde Kreis nicht minder, 
Deren Thrane Deiner Lieb’ und Treue fließt! 
ELindernd möge dies die große Wunde heilen, 
Die Dein Tod dem-Herzen Deines Kindes ſchlug! 
Möge Gott der Waiſe ſüßen Troſt ertheilen, 
Die gar ſelt'ne Eltern früh zu Grabe trug! 
Breslau, im Juli 1849. 
Lehrer B. Bloch, 
und im Namen noch anderer früherer Mitſchüler. 


Theater⸗ Nachricht. 

Dinstag: „Das Nachtlager in Gra⸗ 
nada.“ Romantiſche Oper in 2 Akten, 2 
Muſik von Konradin Kreutzer. 8 

Dutzend⸗Billets für den Monat Juli zum 

erſten Rang, Sperrſitz oder Parquet⸗ 8 

Logen a 6 Rthlr., 

oder Parterre⸗ Sitzplätze a 4 Kthlr., 8 

zum Parterre a 3 Rihlr. und zur Gal⸗ P Aderholz, 

lexrie a 1½ Rthie, find im Theater⸗Bureau 

— gewöhnlichen Geſchäfts-Stunden zu 

haben. 


se bourg, P. 


Geſtern Nachmittag um ½3 Uhr wurde 
meine liebe Frau Emilie geb. Grund⸗ 
mann von einem geſunden ſtarken Mädchen, 
zwar ſchwer, aber glücklich entbunden, dies 
zeige ich allen Verwandten und Freunden 
hiermit ergebenſt an. 
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Die gelungenen Portraits 
von Koſſuth, 
Dembinski, Bem, auf einem Blatte 
(Verlag von C. Flemming), zu 7 ½ 
zum zweiten Rang e Sgr. find vorräthig in Breslau bei 
Graß, Barth u. 


Se U. Kern, Mar und Komp., Neu⸗ 
iE Sommerbrodt, Trewendt. 8. 

„„ ( ET EEE ze Ke NZ N TE 8 
PETE Tee EN e eee 

Bei G. C. Orthaus in 05 6 

ſchienen, 2. Aufl., 132 Seiten in 8., 


1 Kthl. ve . 
Die Mannheit. 


2 


A. Keßler, in Krotoſchin 


EMOR> 


ASIEN > 
NIN 


RN NN NN 


Comp., G. P. 
Goſohorsky, F. Hirt, 


7 


127 
N, 


Scholz, Schulz u. Cp., 


zweite Kammer. 
iſt er⸗ 
Preis 


Buchhandlung Ferd. Hirt in Breslau (Ring Nr. 47). 


Im Berlage der Dyk 'ſchen Buchhandlung in Leipzig iſt foeben erſchienen und durch 
alle Buchhandlungen zu haben, in Breslau bei Ferdinand Hirt, in Ratibor bei 


bei A. E. Stock vorräthig: 


Wahl ⸗ Katechismus für alle Preußen, 
in welchen der Sinn für ächte Religioſität, deutſche mannhafte Treue und that⸗ 
kräftige Redlichkeit noch nicht ganz abgeſtorben iſt. 
Dargelegt in einem Geſpräche zwiſchen einem Bauer und einem Juſtizrath. 

Eine Erläuterungsſchrift über die in Preußen jetzt bevorſtehenden neuen Wahlen für die 
Nebſt einem Nachwort über das neueſte Wahlgeſetz vom 30. Mai, ſo 
wie über die dazu gehörige Anführungs⸗Verordnung vom 31. Mai und die offizielle Er⸗ 
läuterung vom 18. Juni d. J. Preis 1½ Sgr. 


Schlefinger, Kupferſchmiedeſtraße Nr. 31, offerirt: Feuerbachs Werke 4 Bde. 
184347, ſtatt 9 Rthlr. für 4% Rthlr. 


Eylert, Charakterzüge Friedrich Wilhelm III. 


Breslau, den 9. Juli 1849. 
25 2 Friedrich Kohl. 


Todes⸗Anzeige. 

Ein Lungenſchlag endete am 5. d. nach 
kurzen Leiden das Leben unſers erſten Kanz⸗ 
leidieners, des Botenmeiſters Schlott nig. 
Das unterzeichnete Kollegium fühlt ſich ver⸗ 
pflichtet, dieſen ſchmerzlichen Verluſt eines 
geſchickten und durch ſeltene Pflichttreue in 
einer langen Reihe von Jahren bewährten 
und ausgezeichneten Dieners hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Breslau, den 8. Juli 1840. 

Das königl. Konſiſtorium für die Provinz 

Schleſien. 


Todes⸗Anzeige. 

Am 6. d. M. Nachm. 3 Uhr ſtarb plötz⸗ 
lich am Schlagfluß der kgl. Aſſiſtenzarzt im 
— Inf.⸗Regt. Herr Hildebrandt. Wir be⸗ 
Seen in ihm einen Kollegen, der in feiner 
Stabede als Sekretär des Militär-Mebizinal- 
derkeit udge 6. Armee⸗Korps durch ſeine Bie⸗ 

nd Freundſiain gutes Herz ſich die Achtung 
. ihm ea aller derer erworben hat, 
die m . den Jerübrung traten. 

Breslau, den d. Juli 1849. 


Die Aſſiſtenz und Unter, i 
ſ — der Garniſon 


Eltern und Vormündern 
mache ich die ergebene Anzeige, daß ich be⸗ 
reit bin, auf Verlangen Zöglinge hieſiger Höhe: 
rer Schulanſtalten in Pflege und Aufſicht zu 
nehmen. Meine Wohnung iſt neben der 
Phönix⸗Mühle Nr. 2, im 2. Stockwerk. 

Breslau, den 9. Juli 1849. 
Dr. Suckow, a 
evangeliſch⸗ unirter Prediger, 
früher Pfarrer zu Grünhartau. 


Engl. Drehrollen ꝛc. empfiehlt: 
erd. Rehm, Ritterplatz Nr. 1. 


Eine Ueberſetzung der engliſchen Abhand⸗ 
lung von dem berühmten Dr. Curtis, 
praktiſchem Chirurgen in London, 
(J. Frith Street, Soho Square, Lon- 
don), über Krankheiten der Nerven und 
der Geſchlechtsorgane, beleuchtet durch eine 
große Anzahl illumin., auf Stahl geſto⸗ 
chener Abbildungen. 42. Auflage. 

Der Abſatz von mehr als 75,000 Exempla⸗ 
ren dieſes ſo vortrefflichen Werkes in Eng⸗ 
land, Frankreich, Belgien, Deutſchland und 
in allen Theilen der alten und neuen Welt 
beweiſt hinreichend ſeinen außerordentlichen 
Nutzen. Jeder Familienvater, Vorſteher von 
Lehranſtalten, alle diejenigen endlich, denen 
eine zärtliche Sorgfalt für die Jugend zur 
Pflicht gemacht ift, ſollten es ſich anſchaffen, 
und mit Aufmerkſamkeit leſen. 

Gegen Einſendung von 1 Rthl. wird. die: 
ſes Werk in einem Umſchlage verſiegelt an 
jede aufgegebene Adreſſe geſandt von G. 
C. Orthaus in Leipzig und jeder Buch⸗ 
handlung. 

Ich wohne jetzt Blücherplatz Nr. 9 auf 
der Riembergshof⸗Seite. 

Dr. Schweikert. 


Wohnungs- Veränderung. 
leh wohne jetzt Ohlauer Stadtgraben 
Nr. 20, nächst der Klosterstrasse. 
Wilh. Grunow. 


Der Poſten des Bürgermeiſters ſoll defini⸗ 
tiv beſetzt werden. Qualiſicirte Bewerber 
wollen ſich bei dem Unterzeichneten bis zum 
1. Auguſt d. J. melden. Mit dem Poſten 
iſt ein jährliches Gehalt von 700 Rthl. ver: 
bunden. . 

Oels, den 4. Juli 1849. 

; Kleinwächte r, 
F. G. Rath und Stadtverodneten⸗ 
Vorſteher. 

Für den Danziger Dominik iſt 
in der Langgaſſe daſclbſt Kr. 400 das bril⸗ 
Kr. 2 früher Gerhard'ſchen Laden⸗Lokal 

De bil Eingang nach vorn und nach 
hin an dig zu vermiethen. Lage, Schön⸗ 
2 2 —— qualifisicen es eben fr 
u 2 N 2 
— Niederlage. okal, wie zur edeu 


5 Thle. in 3 Bon. 1844—46, ſtatt 7%, für 374 Rthlr. Mar Stirnex, der Einzige 
und fein Eigenthum 1845, ftatt 2 % für 1½% Rthlr. Ruge's Anekdota. 2 Bde. 1843, 
ſtatt 3 für 173 Rthlr. Grün's neue Anekdota 1845, ſtatt 15/, Rthlr. für 1 Rthlr. 
Sämmtlich faſt neu. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


Zur anderweitigen Verpachtung der mit dem 31. Juli d. J. pachtlos werdenden Re⸗ 
ſtauration auf unſerem Bahnhöfe in Löwen haben wir einen Termin in unſerem Konferenz⸗ 
Zimmer auf dem hieſigen Bahnhofe . 

auf den 16. Juli Nachmittags 4 uhr 
anberaumt. Die Bedingungen find ſowohl in unſerem Central⸗Büreau hierſelbſt als bei 
dem Bahnhof⸗Inſpektor 375 Hoppe in Löwen einzuſehen. 

Bres lau, 28. Juni 1849. Das Directorium. 


Die fälligen Zins⸗Coupons von Pfandbriefen Litt. B. 
werden in den Vormittagsſtunden vom 2. bis inel. 15. Juli 
in unſerem Comptoir, Blücherplatz Nr. 17, eingelöſt. 

Zu den bei Präſentation mehrerer Coupons erforder⸗ 
lichen Verzeichniſſen werden Schemata von uns unentgeltlich 
ausgegeben. Ruffer und Comp. 


Unauflöslicher Zahnkitt 


zur dauerhaften Ausfüllung hohler Zähne. 


Welche Schmerzen in hohlen Zähnen beim Kauen, beim Genuß kalter oder warmer 
Getränke, bei dem geringſten Luftzuge ꝛc. entſtehen, wie ſelbſt Kauen und Sprechen erſchwert 
und übler Geruch im Munde erzeugt werden, iſt allgemein bekannt. Verſchledentlich ange: 
wendete Mittel haben wenig genügt, denn es fehlt an einem Zahnkitt, der feſt und dauer⸗ 

aft alle genannten Webelftände zu beſeitigen vermochte. Während einer zwanzigjährigen 
raxis habe ich mühſame und oft vergebliche Verſuche mit Kitten angeſtellt, bis es mir 
endlich glückte eine Maſſe anzuwenden, die den Anforderungen entſpricht, vor Schmerzen 
und üblen Geruch in den hohlen Zähnen und dem Weiterumſichgreifen des Brandes voll⸗ 
ſtändig ſchüßt. Weder Getränke, noch feſte Speiſen, noch Arzeneien können dieſen Kitt 
auflöfen, noch das Kauen harter Gegenſtände ihn zerbröckeln. Da wo die Zahnwände nur 
einigen Haltpunkt bieten, auch bei Vorderzähnen und Wurzeln iſt dieſer Kitt ſicher an⸗ 
wendbar. Selbſt bei eingeſetzten, in den Wurzeln wieder locker gewordenen, Zähnen iſt er 
ein ſicheres Befeftigungsmittel. Obgleich ohne vorhergegangene Entfernung der weichen 
brandigen Theile vermittelſt Inſtrumenten eine Haltbarkeit des Kittes unmöglich ift, fo if 
doch das Nuskitten ohne Schmerzen zu verurſachen leicht zu bewerkſtelligen, fo lange Er 
2 Zähne nicht an und für ſich höchſt ſchmerzhaft find. In dieſem Falle müſſen andere 
Mittel vor dem Nuskitten in Anwendung kommen. Verſuche, die ich mehre Jahre mit die⸗ 
ſem Kitte angeſtellt, fo daß ich eine reife und gründliche Erfahrung gewonnen habe, veran⸗ 
laffen mich dieſe Anzeige zu veröffentlichen. u 
NR. Linderer, praktiſcher Zahnarzt, 
wohnhaft am Ringe Nr. 29, in der goldnen Krone. 


1 


Subhaſtations⸗Bekauntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier unter 
Nr. 9 der Mäntlergaffe belegenen, dem Schloſ⸗ 
lermeiſter Joſeph Wilhelm Adolf Tauer ge⸗ 
hörigen, auf 6230 Rthlr. 3 Sgr. 10 Pf. ge⸗ 
ſchätzten Hauſes, haben wir einen Termin auf 
den 10. September 1849 Vorm. 11 Uhr vor 
dem Herrn Oberlandesgerichts-Aſſeſſor Fürft 
in unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 

Taxe und Hypotheken⸗Schein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Breslau, den 15 Februar 1849. 

Königl. Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 

Dubhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier sub 
Nr. 26. 27. 28. Tauenzienſtraße belegenen, 
dem Zimmermeiſter Benjamin Ties gehöri⸗ 
gen, auf 10,437 Rtl. 7 Sgr. 1 Pf. geſchätz⸗ 
20 J d, haben wir einen Termin 
auf den 

16. Januar 1850, Vormittags 11 uhr, 
vor dem Herrn Stadtgerichtsrath Schmie⸗ 
del in unſerem Parteien⸗Zimmer, Junkern⸗ 
Straße Nr. 10, anberaumt. 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Breslau, den 12. Juni 1849. 

Königliches Stadtgericht. II. Abtheilung. 
Ediktal⸗Vorladung. 

Ueber den Nachlaß des am 29. Juni 1848 
zu Glatz verſtorbenen Dr. med. Peter Fels 
iſt der erbſchaftliche Liquidations⸗-Prozeß er⸗ 
offnet worden. Der Termin zur Anmeldung 
aller Anſprüche ſteht 

am 15. 8 d. J., Vormittags 

u 


r, 
vor dem Herrn Kreisrichter Wollny in dem 
Sitzungsſaale Nr. 2 der hieſigen ſtädtiſchen 
Taberne an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, 
wird aller ſeiner Vorrechte verluſtig erklärt, 
und mit feinen Forderungen nur an Dasje⸗ 
nige, was nach Befriedigung der ſich melden⸗ 
den Gläubiger von der Maſſe noch übrig 
bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Glatz, den 6. Juni 1849. 

Königliches Kreisgericht. Erſte Abtheilung. 
Ediktal⸗Citation. 

Von Seiten des unterzeichneten Gerichts 
werden die unbekannten Erben des am 23 
Juli 1844 im Staate Mexiko ermordeten 
Rothgerbers Albert Tſchöpe (alias Tschoe- 
pisky), welcher am 23. Juli 1811 zu Rap⸗ 
ersdorf in der Grafſchaft Glatz geboren, im 
Jahr 1830 bis 1832 die Rothgerber⸗Profeſ⸗ 
ſion bei dem Rothgerbermeiſter Stephan zu 
Neiſſe erlernt, ſich dann auf die Wander⸗ 
ſchaft und dann nach Paris begeben, von 
dort nach Nordamerika übergeſegelt, von wo 
er aus New⸗Pork zuletzt unterm 14. März 
1842 feinem Vater, dem am 1, Febr. 1845 
verſtorbenen Bäcker Franz Tſchöpe geſchrie⸗ 
ben und gemeldet hat, daß er nach Meriko 
zu überſiedeln geſonnen ſei, namentlich feine 
Geſchwiſter, ſo wie die Kinder ſeines als 
Obſthändler in Neiſſe verſtorbenen Bruders 
Joſeph Tſchöpe und die Gebrüder Karl und 
Valentin Küffel aus Oratz bei Ober⸗Glogau 
in Schleſien auf den 281. September d., 
Vormittags 10 Uhr an gewöhnlicher Gerichts⸗ 
ftelle hieſelbſt anberaumten Termine entweder 
perſönlich oder durch geſetzlich zuläſſige Be⸗ 
vollmächtigte zu erſcheinen, ſich als die ein⸗ 
zigen und nächſten Erben des Defunkti zu 
legitimiren, widrigenfalls die ausgebliebenen 
oder ſich nicht vollſtändig legitimirten ver⸗ 
meintlichen Intereſſenten von j eder Theilnahme 
an dem Nachlaß durch Erkenntniß ausge⸗ 
ſchloſſen und ſolcher den ſich legitimirten Er⸗ 
ben eigenthümlich zugeſprochen werden wird. 

Landeck, den 30. Juni 1849. 

Königl. Kreis⸗Gerichts⸗Kommiſſion. 


olz⸗Verkauf. 

Zum meiſtbietenden Verkauf der in der 
tgl, Oberförſterei Poppelau vorräthigen 
a werden pro 3. Quartal 
1840 nachſtehende Termine anberaumt: 

2) in der Forſt⸗Kanzelei in Poppelau, 
den 17. Juli, 7 Auguſt, 11. Septbr.; 
D' in dem Förſteretabliſſement i. Kupp 
den 31. Juli, 28. Auguſt, 18. Septbr. 

Der Verkauf erfolgt gegen ſofortige baare 
Bezahlung an den ſtets anweſenden Kaſſen⸗ 
beamten, Vormittags von 9 bis 12 uhr. Die 
demſelben zu Grunde liegenden Bedingungen 
werden, jedesmal vor Eröffnung des Termi⸗ 
nes bekannt gemacht werden und wird als 
beſonders wichtig im Voraus bemerkt, daß 
1) die Holzverkäufe in den hier angegebenen 

Terminen nur an Konſumenten ſtatt⸗ 
finden; 

D die Ueberweifung des verkauften Holzes 

nur am Tage des Termines ſelbſt oder 


die Forſtverwaltung über dieſe 

hinaus dafür keine Gewähr leiſtet. 
Poppelau, den 4. Juli 1849. 

er kgl. Oberförſter v. Hedemann. 


Ein Amtmann, 


der Kaution beſtellen kann, findet ſogleich 
ein gutes Unterkommen. . 

Desgleichen ein Förſter und Kunſtgärt⸗ 
ner. — Das Nähere fagt der Kommiſſionär 
G. Meyer in Hirſchberg. 

Reuſcheſtraße Nr. 53 iſt ein möblirtes 
Zimmer im 1. Stock zu vermiethen. Nähe⸗ 
res daſelbſt im Komptoir. f 


Zeit 


am darauf folgenden wage geſchieht und 


Auktions⸗ Anzeige. 


Aus dem Nachlaß des Baurath Knorr 


ſollen Freitag den 13. Juli d., Vormittags 
11 uhr in Nr. 25 Breiteſtraße 90 Flaſchen 
verſchiedene Weine gegen baare Zahlung ver⸗ 
ſteigert werden. Hertel, Kommiffionsrath. 


Auktion. 

Den 24. Juli d. J. von früh 8 uhr ab, 
werde ich im Bürgermeiſter Grokeſchen 
Hauſe Conſtadt einen goldenen Siegel⸗ 
ring, 6 Stück filberne Theelöffel, verſchie⸗ 
dene Uhren, Möbel, Kleidungsſtücke, Bet⸗ 
ten, Bücher und allerhand Haus⸗ und Wirth⸗ 
ſchafts⸗Geräthe meiſtbietend gegen daare Zah⸗ 
lung verkaufen. Kreuzburg, den 6. Juli 1849. 

Der gerichtliche Auktions⸗Kommiſſarius 

Nowak. 


Auktion. 

Auf hieſigem Vogteihofe werden Freitag 
als den 20. d. Mts. früh um 10 uhr circa 
225 Stück Schaafraufen, worunter ein Theil 
runde; 176 Stück Schaafhorden 20,5 zwei 
Siedemaſchinen nebſt einem Fiſchnetze (Wate) 
öffentlich an den Meiſtbietenden gegen gleich 
baare Zahlung verkauft werden. 

Neuſtadt i. O.⸗Schl., den 5. Juli 1849. 

Der Magiſtrat. 


Wagen⸗Auktion. 

Morgen, den 11. Juli, Vorm. 11 uhr, 
werde ſch ich Altbüſſerſtraße Nr. 3 (gerade⸗ 
über vom weißen Adler) 

einen Reiſe⸗Wagen 
mit dazu gehörigem Koffer öffentlich verſteigern. 
Saul, Auktions⸗Kommiſſarius. 
Behufs wichtiger Beſchlußnahmen beehre 
ich mich die Herren Geſchlechtsvettern der 
v. Rothkirchſchen Familie zu einem Ge⸗ 
ſchlechtstage auf 

Sonnabend den 14. Juli d. J. 
Vormittags 11 uhr in dem Gaſthofe zum 
Rautenkranz hierſelbſt, ganz ergebenſt einzu⸗ 
laden. Liegnitz, den 6. Juli 1849. 

Louis Frhr. v. Rothkirch⸗Troch, 
kgl. Kammerherr auf Panthenau ꝛc. 


Stadt Breslau in Löbau. 


Allen Reiſenden empfehle hierdurch den 
von mir jetzt erpachteten, ſehr räumlichen 
Gaſthof zur Stadt Breslau auf das Beſte. 


— Bedienung prompt, billig, Lage äußerſt 


praktiſch und reizend freundlich, in unmittel⸗ 
barer Nähe des hieſigen Bahnhofes der 
Sächſiſch⸗Schleſiſchen und Löbau⸗Zittauer 
Eiſenbahn, der Stadt und vorzüglichſten 
Bergparthien. 
Lobau, den 1. Juli 1849. 
F. A. Gäbler, Pächter. 


Etabliſſementsanzeige. 
Nach mehrjähriger Praktik in Orgelbäuten 
und Verfertigen von Physharmonika's in 
Italien und Deutſchland, habe ich mich am 
hieſigen Orte niedergelaſſen, und empfehle 
mich, dergleichen Arbeiten 1 zu beſor⸗ 
gen. Neumarkt, den 8. Juli 1849. 
Nobert Knechtel, Orgelbauer. 


Bekanntmachung. 


Zum freiwilligen Verkaufe der in der 
Odervorſtadt gelegenen, den Kaufmann J. 
E. Dittrichſchen Erben gehörigen Ziege⸗ 
lei iſt den 18. Juli d., Vormittags 11 
Uhr, vor dem Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor 
Herrn Wendt ein Termin in dem Parteien⸗ 
Zimmer des hieſigen kgl. Stadt⸗Gerichts an⸗ 
beraumt worden. 

Zur gefälligen Beachtung. 

Mittwoch den 11. Nachmittag 4 uhr werde 
ich in meiner Wohnung, (Trainir⸗Anſtalt zu 
Altſcheitnig) wegen Wohbnungswechſel 6 Stück 
Mahagoni⸗Stühle, einen ſehr guten Maha⸗ 
goni⸗Flügel, verſchiedene Hausgeräthe und 
Stall⸗utenſilien gegen Baarzahlung öffentlich 
verſteigern laſſen. Gray. 

Geübte Handſchuhnätherinnen 
erhalten fortwährende Beſchäftigung bei 
N. Geſecus, Ring 48. 

Ein Handlungs⸗Lehrling kann ſich melden 
bei A. W. Schönfeld, Karlsplatz Nr. 1, 

Gate Fiachwerke aus einer gro⸗ 
ßen Fabrik, habe ich Endes genannter in 
Kommiſſion zu verkaufen, zu billigen und 
zeitgemäßen Preiſen und liegen bei mir die 
Proben zur Anſicht. 

E. G. Gansange, Reuſcheſtr. Nr. 23. 


Eine Parthie 
franzöſiſche Battiſt⸗Kleider, 
a 3 Thlr., in allen Farben, empfiehlt: 
Joſeph Prager, 
Ohlaueeſtr. 8. 
Verkauf einer Drebmangel. 
Von den billigen, dauerhaft gearbeiteten 
engliſchen Drehmangelu ſteht wieder 
eine zum Verkauf: Gartenſtraße Nr. 9. 
Otto Peter, Tiſchlermeiſter. 
Am 17. Juli tommen 2 große verdeckte 


Möbelwagen hier an, die Rückladung nach 83 


Berlin aufnehmen. Reflektanten erfahren 

das Nähere im Komptoir, Reuſcheſtraße 

Nr. 38, in den 3 Thürmen. 
Möbelfuhrwerksbeſ. F. Dümke a. Berlin. 


Zu vermiethen und Termin Michaelis zu 


beziehen iſt Ring Nr. 12 in zweiter Etage M 


eine Wohnung von 5 Zimmern nebſt Beigelaß. 
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Geſchäfts⸗ Eröffnung. 


Hiermit erlaube ich mir einem hochgeehrten Publikum, die ergeb 
daß ich mit dem heutigen Tage . Sina 4 eee innen 


C. E. Bayer 


eine Spezerei⸗ u⸗ Materialwaaren⸗Handlung 
am hieſigen Platz: Albrechtsſtraße Nr. 40, Ecke der Altbüßerſtraße vis vis der 
königl. Bank eröffnet habe. — Indem ich alle in dieſes Fach gehörenden Artikel, ſo wie 
damit verbundene Tabake, Cigarren ꝛc. der gütigen Beachtung empfehle, verſichere ich 
meinerſeits die prompteſte und reelſte Bedienung, wozu mich meine erlangte Geſchäftskennt⸗ 


ee den 2 diba. C 
ene ee E. Bayer. 
Badegepäck nach Warmbrunn, 


ſo wie andere Güter nach Hirſchberg und Umgegend werden ſchnell und billig beſorgt, 
wenn ſolche per Eiſenbahn an M. J. Sachs und Söhne nach Liegnitz gefandt, und die 
5 155 Weiterbeförderung des Beſtimmungsortes im Frachtbriefe gleichzeitig ver⸗ 
merkt wird. 4 


Donnerſtag den 12. Juli findet in meinem 
Hauſe, Schweidnitzer Chauſſee Nr. 4, ein 
Porzellan⸗Ausſchieben ſtatt. 

Fröhlich. 


Feinſtes 
Provencer Aixer Tafel⸗Oel 


neueſter Ernte, 


Meſſinaer⸗Apfelſinen, 
Cataneſer Citronen 


empfiehlt preiswürdig die Südfruchthandlung 


P. Verderber, 


am Ringe Nr. 24. 


Ein Billard 
im beſten Zuſtande, nebſt allem Zubehör, iſt 


billig zu verkaufen. Näheres Nikolaiſtraße 
Nr. 71, beim Bäckermeiſter C. Mittmann. 


Zu vermiethen und bald zu beziehen: 
1 Wohnung von 3 Stuben, Küche und Zu⸗ 
behör für 100 Rtlr. 

Zu Michaelis 

1 Wohnung von 2 Stu 
behör für 80 Thlr. 

Näheres Herrenſtraße Nr. 20 im Comptoir. 

Königsplatz Nr. 3 a. 

iſt Term. Michaelis eine Wohnung zu ver⸗ 

miethen. Näheres zu erfragen in der zwei⸗ 
ten Etage. N 


2 —— en 
Kloſterſtraße Nr. 86 und 87, 
ſind mehrere mittlere und größere Quartiere 
mit Gartenbenutzung und ſchöner Ausſicht, 
theils bald, theils zu Michaelis d. J. ab zu 
vermiethen. Näheres Nr. 90 beim Beſitzer 

Zimmer⸗Meiſter J. Börner. 
Katharinenſtr. Nr. 4 find 2 Wohnungen, 
wovon die Eine freundlich, vorn heraus, für 
48 Rthlr. zu vermiethen iſt. Das Nähere 
2 Stiegen daſelbſt. 
Die 3te Etage 
iſt Karlsſtraße Nr. 17 zu vermiethen. Nä⸗ 
heres Karlsſtr. Nr. 11 bei S. Auerbach. 
Ring Nr. 1 iſt im 3. Stock vorn heraus 
eine Wohnung von 2 Stuben nebſt Zubehör 
für 60 Rthlr. jährlich, von Michaelis ab zu 
vermiethen. Das Nähere daſelbſt oder auch 
im 1. Stock zu erfahren. 4 
Wohnungen zu 18, 24, 30 Rtl. find ſofort 
zu beziehen Nr. 1 Siebenhubenerſtraße. 
Veränderungshalber ift eine kleine freund⸗ 
liche Wohnung zu vermiethen und ſofort zu 


Matthiasfir Nr. 20 iſt der 2. Stock bald 

nnn? 

Zu vermiethen 
ſind herrſchaftliche Wohnungen nebſt einem 
Bern (ſich zu we une glied 
eim Maurermeiſter tſche in Freibur 
bei Fürſtenſtein. f N 8 . 

Friedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 8 ift in der 
1. Etage eine Wohnung von 4 Piecen nebſt 
Zubehör, Gartenbenutzung, Stallung, Wa⸗ 
gen und Remiſe zu Michaelis, in der 2ten 
eine gleiche Wohnung bald oder zu Michae⸗ 
lis zu beziehen. 

Albrechtsſtraße Nr. 41 iſt der erſte Stock 
zu vermiethen und zu Michaelis oder Weih⸗ 
nachtem auch nöthigenfalls bald zu beziehen, 
- Zu vermiethen 
iſt auf der Antonienſtraße Nr. 20 der erſte 
Stock und zu Michaelis zu beziehen. 


Zu Michaelis zu vermiethen 
ſind Ecke der Kupferſchmiede⸗Straße und 
Schuhbrücke Nr. 58, zum goldnen Stück, zwei 
kleine und eine größere Wohnung aus vier 
Zimmern. Das Nähere beim Haushälter. 
Gartenstrasse Nr. 17 

ist eine Wohnung von 9 Zimmern, 1 Saal, 
2 Entree's, Stallung zu 4 Pferden uud Wa- 
genremise nebst Gartenbenutzung sogleich 
oder zu Michaelis zu vermiethen, 

An der Promenade, Neuegaſſe Nr. 18, ift 
zu Michaelis der zweite Stock mit Garteu⸗ 
Benutzung zu vermiethen, 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hotel. 

Gutsbeſ. Dr. Beyer aus 1 Inge⸗ 
nieur Tiſchbein a. Wien. Juſiizräthin Stö⸗ 
del aus Neiſſe. Sänger Behr auß Leipzig. 
O.⸗L.⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Scharten und Kaufm. 
Kettenbail aus Frankfurt a. O. Frau von 
Moszynska aus Krakau. 

Rentier Woydt aus Poſen. Rentier Rei⸗ 
che aus Stettin. Hauptm. v. Jägersfeld a. 
Oldenburg. Offizier Engelhardt aus Dres⸗ 
den. Kreisgerichts⸗Aſſeſſor Baron v. Lützow 
aus Oels. Kaufm. Starkmann aus War⸗ 
ſchau. Major Hartmann aus Hirſchberg. 
Amtmann Zier aus Trebatſch. Gutsbeſitzer 
Koppe aus Weigelsdorf. Gutsbeſ. Reich a. 
Oberſchleſien. K. k. Kämmerer Geheim⸗Rath 
Graf v. Potocki aus Wien. Oberſt Baron 
von Firks aus Neiſſe. Partik. Treutler aus 
Beuthen. 
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7. u. 8. Juli Abd. 10 u. Mrg. 6 u. Nchm. 2. u. 
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Barometer 28”0,67 280,13” 27½¼/11, % 


zu beziehen: 
en, Küche und Zus 


beziehen. Näheres Ohlauer Straße Nr. 17; +33 
drei Treppen bei Werner. De elatıng 15 0 5 a A u 
Neue Taſchenſtraße Nr. 4 Luftkreis heiter heiter heiter. 


ſind ſofort dder zu Michaelis zu vermiethen, 
der 2. Stock ganz oder getheilt, die beiden 
Parterre⸗Seiten, Stallungen und Remifen. 


8. u. 9. ZuliXbd,10n. Mrg. 0 U. Nchm. Ju. 
Barometer N 0,56 27 0, 0 3779,64” 


Näheres daſelbſt bei Herrn Dr. Ruthard Thermometer ＋ 10,7 710,1 + 23,0 
3 Treppen hoch und beim Haushälter. Windrichtung 9 2 Ya 
Ohlauerſtraße Nr. 8 Luftkreis heiter heiter heiter. 
ſind adde oder zu aden e ale 
und in den Seitengebäuden „ ere 7 > 7 7 
und kleine — ein Komptoir zu ver⸗ Getreide: Del u; Zink⸗Preiſe. 
miethen. Näheres beim Haushälter und bei 3 au, 9. Juli. 
den Kaufleuten Herrn Wiener und Süß⸗ Sorte: beſte mittle geringſte 
kind, Ohlauerſtr. Nr. 8 und 6. Weizen, weißer 70 Sg. 66 Sg. 62 Sg. 
Wohnungen verſchiedener Größe, von Weizen, gelber 66 62 „ 38 „ 
40 bis 130 Riblr. jährliche Miethe find ſo⸗ Roggen 33% / 33 30 „ 
fort oder von Michaelis ab nebſt Gartenbe⸗ Gerste Bu 1 „ 
nutzung zu vermiethen, Sandvorſtadt, Stern⸗ Hafer 2% % „ 30 “ 
gaſſe Nr. 6. Rothe Kleeſaat 7 6 % Th.. 
Wohnungs⸗ Anzeige, Herrenſtraße weiße meneeeeeene 446 Ihn 
Nr. 16 im 3. Stock find 2 Stuben, Kabi⸗ Spiritus bie bez. 
net und Küche zu vermiethen und zu Michae⸗ Müböl, rohes 14% Gi. 
lis zu beziehen. ink ohne Handel. 
6 Börſenuberichte. f 
aris, 6. Zul. 5% 88. 5, 3% 54. N 
Beeölan $ Sur. (Amtlich.) Geld, und Fonds⸗ ne Holländiſche 
Rand⸗Dukaten 96 ½ Gl. Kaiferlihe Dukaten 96 ½ Gl. Fredrich or 113 ½ Br, Louis 
dor 112% Br. Polniſches Courant 9%, Gl. Oeſterreichiſche anknoten 85 / Gld. 


per 1000 Rtl. 3% 
Br. Schle⸗ 


Br. herzoglich Poſ. Pfandbriefe 4% 97%, Gl., neue 3 %% 83% 
ſiſche Sfandösiefe » 1000 Kl. 7290 9¹ 1 2 is 40% 93% Gl, 3% % 88 . Br, 
Alte polniſche neue 92¼ Br. — Eſſenbahn⸗ Aktien! Breslau⸗ 
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